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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/3 _ 81407 — 5861/65 


Bonn, den 2. November 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Achten Gesetzes über die 
Anpassung der Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen sowie über die Anpas- 
sung der Geldleistungen aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung 

(Achtes Rentenanpassungsgesetz — 8. RAG) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 288. Sitzung am 29. Oktober 1965 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der Ansicht, 
daß das Gesetz seiner Zustimpiung bedarf. 

Der Sozialbericht 1965 ist den gesetzlichen Bestimmungen ent- 
sprechend bereits am 22. September 1965 dem Deutschen Bun- 
destag zugeleitet worden *). 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


*) siebe Anlage 


Drude; Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Achten Gesetzes 

über die Anpassung der Renten aus den gesetzlichen Renten- 
versicherungen sowie über die Anpassung der Geldleistungen 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
(Achtes Rentenanpassungsgesetz — 8. RAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Anpassung der Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen 

§ 1 

(1) In den gesetzlichen Rentenversicherungen 
werden aus Anlaß der Veränderung der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage für das Jahr 1965 die Ver- 
sicherten- und Hinterbliebenenrenten aus Versiche- 
rungsfällen, die im Jahre 1964 oder früher eingetre- 
ten sind, für Bezugszeiten vom 1. Januar 1966 an 
nach Maßgabe der §§ 2 bis 8 angepaßt. 

(2) Zu den Renten im Sinne des Absatzes 1 ge- 
hören auch die nach Artikel 2 § 38 Abs. 3 Satz 1 
und 2 des Arbeiterrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes und Artikel 2 § 37 Abs. 3 Satz 1 
und 2 des Angestelltenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes im Jahre 1965 erhöhten Renten, die Knapp- 
schaftsausgleichsleistung nach § 98 a des Reichs- 
knappschaftsgesetzes und die Leistung nach §§ 27, 28 
des Sozialversicherungs-Angleichungsgesetzes Saar 
vom 15. Juni 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 402). 

(3) Absatz 1 findet auf den Knappschaftssold 
keine Anwendung. 

§ 2 

(1) Renten, die nach §§ 1253 ff. der Reichsver- 
sicherungsordnung, §§ 30 ff. des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes oder §§53 ff. des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes berechnet sind, sind so anzupassen, 
daß sich eine Rente ergibt, wie sie sich nach An- 
wendung der Kürzungs- und Ruhensvorschriften er- 
geben würde, wenn die Rente ohne Änderung der 
übrigen Berechnungsfaktoren unter Zugrundelegung 
der allgemeinen Bemessungsgrundlage für das Jahr 
1965 und der Beitragsbemessungsgrenze für dieses 
Jahr berechnet werden würde; Abweichungen in- 


folge Abrundungen sind zulässig. § 1282 Abs. 2 der 
Reichsversicherungsordnung, § 59 Abs. 2 des An- 
gestelltenversicherungsgesetzes oder § 79 Abs. 2 
des Reichsknappschaftsgesetzßs gilt nicht in den 
Fällen, in denen §§ 1278, 1279 der Reichsversiche- 
rungsordnung, §§ 55, 56 des Angestellten Versiche- 
rungsgesetzes oder §§ 75, 76 des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes angewendet worden sind. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Renten, bei denen 
§ 1268 Abs. 2 Satz 2 der Reichsversicherungsord- 
nung, § 45 Abs. 2 Satz 2 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes, § 69 Abs. 2 Satz 2 des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes, Artikel 2 § 38 Abs. 3 Satz 4 zweiter 
Halbsatz des Arbeiterrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes oder Artikel 2 § 37 Äbs. 3 Satz 4 
zweiter Halbsatz des Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes angewendet worden ist. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für Renten der 
knappschaftlichen Rentenversicherung, die nach Ar- 
tikel 2 § 24 Abs. 5 des Knappschaftsrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes gezahlt werden. 


§ 3 

(1) Renten nach Artikel 2 §§ 32 bis 35 des Arbei- 
terrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes oder 
Artikel 2 §§ 31 bis 34 des Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes sind so anzupassen, daß sich 
eine Rente ergibt, wie sie sich nach Anwendung 
der Ruhensvorschriften ergeben würde, wenn die 
Rente erneut umgestellt und dabei vor Anwendung 
der Ruhensvors^riften der ungekürzte Renten- 
betrag ohne Kinderzuschuß für jedes Kind und ohne 
Steigerungsbeträge aus Beiträgen der Höherver- 
sicherung mit 1,6994 vervielfältigt und der Kinder- 
zuschuß für jedes Kind nach der allgemeinen Be- 
messungsgrundlage für das Jahr 1965 berechnet 
werden würde; Abweichungen infolge Abrundungen 
sind zulässig. § 2 Abs. 1 Satz 2 ist anzuwenden. 

(2) Artikel 2 § 34 des Arbeiterrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 § 33 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgeset- 
zes sind mit der Maßgabe anzuwenden, daß an 
Stelle der in diesen Vorschriften genannten Werte 
die nachstehenden Werte zugrunde zu legen sind: 
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Bei einer 

Versicherungsdauer 
von Jahren 

Versicherten- 

renten 

DM/Monat 

Witwen- und 
Witwerrenten 
DM/Monat 

50 und mehr 

900,00 

540,00 

49 

882,00 

529,20 

48 

864,00 

518,40 

47 

846,00 

507,60 

46 

828,00 

496,80 

45 

810,00 

486,00 

44 

792,00 

475,20 

43 

774,00 

464,40 

42 

756,00 

453,60 

41 

738,00 

442,80 

40 und weniger 

720,00 

432,00 


(3) Die Verordnung über die Anwendung der 
Ruhensvorschriftcn der Reichsversicherungsordnung 
und des Angestelltenversicherungsgesetzes auf um- 
zustellende Renten der Rentenversicherungen der 
Arbeiter und Angestellten vom 9. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 704) findet mit der Maßgabe Anwen- 
dung, daß in § 1 Abs. 3 und § 2 Abs. 4 der Verord- 
nung an die Stelle des Betrages von 7650,00 Deut- 
sche Mark der Betrag von 12 240,00 Deutsche Mark, 
in § 3 Abs. 1 der Verordnung an die Stelle des Be- 
trages von 171,60 Deutsche Mark der Betrag von 
291,30 Deutsche Mark, an die Stelle des Betrages 
von 471,60 Deutsche Mark der Betrag von 801,10 
Deutsche Mark und in § 3 Abs. 2 der Verordnung 
an die Stelle des Betrages von 4281,00 Deutsche 
Mark der Betrag von 7275,00 Deutsche Mark tritt. 

§ 4 

(1) Die übrigen Renten werden in der Weise an- 
gepaßt, daß der nach § 5 zu ermittelnde An- 
passungsbetrag mit 1,083 vervielfältigt wird; dem 
sich dadurch ergebenden Betrag sind der Kinder- 
zuschuß und die der Anpassung nicht unterliegen- 
den Rententeile wieder hinzuzufügen. Der Lei- 
stungszuschlag der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung und der nach § 75 Abs. 1 Satz 2 des 
Reichsknappschaftsgesetzes zu belassende Betrag 
sind mit 1,071 zu vervielfältigen. Der Kinder- 
zuschuß für jedes Kind ist nach der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage des Jahres 1965 zu berechnen. 

(2) Renten nach Absatz 1, die mit einer Rente 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung Zusammen- 
treffen und auf die §§ 1278, 1279 der Reichsversiche- 
rungsordnung, §§ 55, 56 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes oder §§ 75, 76 des Reichsknappschafts- 
gesetzes anzuwenden sind, sind so anzupassen, daß 
sie mindestens den Betrag erreichen, der sich ergibt 

a) bei Renten aus Versicherungsfällen nach 
dem 31. Dezember 1956 und bei Renten 
mit Leistungen oder Leistungsanteilen aus 
der knappschaftlichen Rentenversicherung, 
wenn sie nach § 2, 

b) bei den übrigen Renten aus Versicherungs- 
fällen vor dem 1. Januar 1957, wenn sie 
nach § 3 

angepaßt werden würden. 


§ 5 

(1) Anpassungsbetrag ist in den Fällen des § 4 
der Rentenzahlbetrag für Januar 1966 ohne Kinder- 
zuschuß für jedes Kind, vermindert um den Sonder- 
zuschuß und die Steigerungsbeträge aus Beiträgen 
der Höherversicherung. In der knappschaftlichen 
Rentenversicherung vermindert sich der Rentenzahl- 
betrag außerdem um den Leistungszuschlag und den 
nach § 75 Abs. 1 Satz 2 des Reichsknappschafts- 
gesetzes zu belassenden Betrag. 

(2) Bei Renten, auf die § 6 Abs. 1 des Siebenten 
Rentenanpassungsgesetzes vom 23. Dezember 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 1085) anzuwenden war, ist 
Anpassungsbetrag der Betrag, der sich nach An- 
wendung des § 4 Abs. 1 erster Halbsatz des Sieben- 
ten Rentenanpassungsgesetzes ergibt. An Stelle des 
Rentenzahlbetragcs für Januar 1965 tritt der Renten- 
zahlbetrag für Januar 1966. 

(3) In den Fällen, in denen für Januar 1966 keine 
Rente gezahlt worden ist oder sich der Zahlbetrag 
der Rente nach dem 31. Dezember 1965 ändert, tritt 
an die Stelle des Rentenzahlbetrages im Sinne des 
Absatzes 1 der Betrag, der für Januar 1966 zu zahlen 
gewesen wäre, wenn die Voraussetzungen für die 
Erfüllung des Anspruchs damals bestanden hätten. 

(4) Bei Renten, die nach Artikel 2 § 42 des 
Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes, 
Artikel 2 § 41 des Angestelltenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes und Artikel 2 § 11 des Knapp- 
schaftsrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes 
berechnet sind, gelten als Sonderzuschuß die Beträge 
von 21 Deutsche Mark bei Versichertenrenten und 
14 Deutsche Mark bei Hinterbliebenenrenten. Ist 
in den Fällen des Satzes 1 bei der Berechnung einer 
Versicherten- und einer Hinterbliebenenrente des; 
selben Berechtigten ein Sonderzuschuß zu berück- 
sichtigen gewesen, so gilt als Sonderzuschuß der 
Betrag von 21 Deutsche Mark. 


§ 6 

(1) Bei Renten aus der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Rentenversicherung der Angestell- 
ten, die nach § 4 angepaßt werden, findet Artikel 2 
§ 34 des Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes oder Artikel 2 § 33 des Angestelltenver- 
sidierungs-Neuregelungsgesetzes unter Zugrunde- 
legung der Werte nach § 3 Abs. 2 Anwendung. 

(2) Versichertenrenten der knappschaftlichen 
Rentenversicherung ohne Kinderzuschuß und ohne 
Leistungszuschlag, die nach § 4 angepaßt werden, 
dürfen die für den Versicherten maßgebende Ren- 
tenbemessungsgrundlage nicht übersteigen. Satz 1 
gilt bei Hinterbliebenenrenten mit der Maßgabe, daß 
an die Stelle der für den Versicherten maßgebenden 
Rentenbemessungsgrundlage bei den Renten nach 
§§ 64, 65, 66 des Reichsknappschaftsgesetzes sechs 
Zehntel, bei Renten an Halbwaisen ein Zehntel und 
bei Renten an Vollwaisen ein Fünftel der für den 
Versicherten maßgebenden Rentenbemessungs- 
grundlage tritt. 
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(3) Versichertenrenten — ohne Kinderzuschuß 
und ohne Leistungszuschlag — sowie Hinterbliebe- 
nenrenten aus Versicherungsfällen nach dem 31. De- 
zember 1956, die mit einer Rente aus der gesetz- 
lichen Unfallversicherung Zusammentreffen und nach 
§ 4 angepaßt werden, dürfen zusammen die in 
§§ 1278, 1279 der Reichsversicherungsordnung, §§ 55, 
56 des Angestelltenversicherungsgesetzes oder die 
in §§ 75, 76 des Reichsknappschaftsgesetzes genann- 
ten Grenzbeträge, die bei einer Berechnung der 
Renten nach § 2 zu berücksichtigen sind, nicht über- 
schreiten. Satz 1 gilt auch für Renten aus Versiche- 
rungsfällen vor dem 1. Januar 1957, wenn Leistun- 
gen oder Leistungsanteile aus der knappschaftlichen 
Rentenversicherung zu gewähren sind. 

(4) Die übrigen Renten aus Versicherungsfällen 
vor dem 1. Januar 1957, die mit einer Rente aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung Zusammentreffen 
und nach § 4 angepaßt werden, dürfen zusammen 
die in §§ 1278, 1279 der Reichsversicherungsordnung 
oder die in §§ 55, 56 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes genannten Grenzbeträge, die bei der Be- 
rechnung der Rente nach § 3 zu berücksichtigen 
sind, nicht überschreiten. 

§ 7 

(1) Leistungen nach § 27 des Sozialversicherungs- 
Angleichungsgesetzes Saar vom 15. Juni 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 402) sind so anzupassen, daß sich 
ein Zahlbetrag ergibt, wie er sich bei Anwendung 
des saarländischen Gesetzes Nr. 345 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 29. Juli 1953 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 520) und der Vorschriften dieses 
Gesetzes unter Zugrundelegung der bisherigen Ver- 
sicherungszeiten ergeben würde. 

(2) Leistungen nach § 28 des Sozialversicherungs- 
Angleidiungsgesetzes Saar vom 15. Juni 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 402) sind so anzupassen, daß sich 
ein Zahlbetrag ergibt, wie er sich bei Anwendung 
der §§ 4 bis 6 dieses Gesetzes auf die nach den 
Grundsätzen des saarländischen Gesetzes Nr. 345 in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 1953 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 520) errechnete Ver- 
gleichsleistung ergeben würde. 

§ 8 

Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten im Saar- 
land unter Berücksichtigung der Fassung, in der die 
in den §§ 1 bis 7 aufgeführten Vorschriften im 
Saarland anzuwenden sind, und zwar auch für Ren- 
ten, die nach Artikel 2 § 15 des Gesetzes Nr. 591 zur 
Einführung des Arbeiterrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes im Saarland vom 13. Juli 1957 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 779), Artikel 2 § 17 
des Gesetzes Nr. 590 zur Einführung des Angestell- 
tenversicherungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland 
vom 13. Juli 1957 (Amtsblatt des Saarlandes S. 789) 
und Artikel 4 § 9 des Gesetzes Nr. 635 zur Einfüh- 
rung des Reichsknappschaftsgesetzes und des Knapp- 
schaftsrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes 
im Saarland vom 18. Juni 1958 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 1099) gewährt werden. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Anpassung der Geldleistungen 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung 

§ 9 

(1) In der gesetzlichen Unfallversicherung werden 
aus Anlaß der Veränderungen der durchschnittlichen 
Bruttolohn- und -gehaltsumme zwischen den Kalen- 
derjahren 1963 und 1964 die vom Jahresarbeitsver- 
dienst abhängigen Geldleistungen für Unfälle, die 
im Jahre 1963 oder früher eingetreten sind, für Be- 
zugszeiten vom 1. Januar 1966 an nach Maßgabe der 
§§ 10 und 11 angepaßt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, 

soweit die Geldleistungen in der landwirt- 
schaftlichen Unfallversicherung nach einem 
durchschnittlichen Jahresarbeitsverdienst be- 
rechnet sind, 

soweit die Geldleistungen auf Grund des § 12 
Abs. 2 des Siebenten Rentenanpassungsge- 
setzes gewährt werden. 

(3) Als Geldleistung im Sinne des Absatzes 1 gilt 
auch eine Leistung nach § 27 des Sozialversiche- 
rungs-Angleichungsgesetzes Saar vom 15. Juni 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 402), die von einem Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung zu gewähren ist. 

(4) In den Fällen der §§ 565, 566 der Reichsver- 
sicherungsordnung in der Fassung des Sechsten 
Gesetzes über Änderungen in der Unfallversiche- 
rung vom 9. März 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 107) 
und in den Fällen der §§ 573, 577 der Reichsver- 
sicherungsordnung in der Fassung des Gesetzes zur 
Neuregelung des Rechts der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung vom 30. April 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 241) gilt als Unfalljahr das Jahr, für das der 
Jahresarbeitsverdienst zuletzt festgesetzt worden 
ist. 

§ 10 

(1) Die Geldleistungen werden in der Weise an- 
gepaßt, daß sie nach einem mit 1,089 vervielfältigten 
Jahresarbeitsverdienst berechnet werden. Für die 
nach § 27 des Sozialversicherungs-Angleichungs- 
gesctzes Saar vom 15. Juni 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 402) zu gewährenden Geldleistungen gilt als 
Jahresarbeitsverdienst der Betrag, der ohne eine 
Kürzung nach § 9 des saarländischen Gesetzes 
Nr. 345 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Juli 1953 (Amtsblatt des Saarlandes S. 520) der 
Geldleistung zugrunde liegt. 

(2) Soweit für Unfälle, die im Jahre 1963 ein- 
getreten sind, der Jahresarbeitsverdienst nach dem 
Ortsl’ohn berechnet ist, werden die Geldleistungen 
in der Weise angepaßt, daß sie nach einem mit 
1,259 vervielfältigten Jahresarbeitsverdienst be- 
rechnet werden. 

(3) Soweit die Geldleistungen auf Grund eines 
Jahresarbeitsverdienstes berechnet werden, dessen 
Betrag in der Satzung des Versicherungsträgers 
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zahlenmäßig festgesetzt ist, werden sie in der Weise 
angepaßt, daß sie auf Grund des am 1. Januar 1964 
maßgeblichen Betrages berechnet werden, 

§ 11 

Der vervielfältigte Jahresarbeitsverdienst darf 
den Betrag von 36 000 Deutsche Mark nicht über- 
steigen, es sei denn, daß gemäß § 575 Abs. 2 Satz 2 
und 3 der Reichsversicherungsordnung ein höherer 
Betrag bestimmt worden ist. In diesem Falle tritt an 
die Stelle des Betrages von 36 000 Deutsche Mark 
der höhere Betrag. 


DRITTER ABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften und 
Schlußvorschriften 

§ 12 

(1) Renten aus den Rentenversicherungen der 

Arbeiter und der Angestellten, die nach §§ 2 und 3 
anzupassen sind, Renten mit Leistungen oder Lei- 
stungsanteilen aus der knappschaftlichcn Renten- 
versicherung und Renten nach Artikel 2 § 42 des 
Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes 
und Artikel 2 § 41 des Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes, die mit einer Rente aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung Zusammentreffen, 
dürfen nach Anwendung der §§ 1278, 1279 

der Rcichsversicherungsojdnung, §§ 55, 56 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes und §§ 75, 76 des 
Reichsknappschaftsgesetzes zusammen mit der Rente 
aus der Unfallversicherung den Betrag nicht unter- 
schreiten, der als Summe beider Renten für Dezem- 
ber 1963 gezahlt worden ist; Kinderzuschüsse und 
Kinderzulagen bleiben unberücksichtigt. Satz 1 gilt 
auch in den Fällen des § 1282 Abs. 1 der Reichsver- 
sicherungsordnung, § 59 Abs. 1 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes und § 79 Abs. 1 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes. Ergibt in den übrigen Fällen 
die Anpassung nach dem Ersten Abschnitt keinen 
höheren als den bisherigen Zahlbetrag, so ist dieser 
weiterzuzahlen. 

(2) Ist eine Geldleistung der gesetzlichen Unfall- 
versicherung, die auf Grund der bisherigen gesetz- 
lichen Vorschriften festgestellt worden ist oder hätte 
festgestellt werden müssen, höher, als sie bei der 
Anpassung nach dem Zweiten Abschnitt sein würde, 
so ist dem Berechtigten die höhere Leistung zu ge- 
währen. 

§ 13 

(1) Soweit bei Versorgungsbezügen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz und den Gesetzen, die das 
Bundesversorgungsgesetz für anwendbar erklären, 
der Kriegsschadenrente und den Beihilfen zum 
Lebensunterhalt nach dem Lastenausgleichsgesetz, 
den Leistungen nach dem Bundesentschädigungs- 


gesetz, dem Bundessozialhilfegesetz und dem Ge- 
setz für Jugendwohlfahrt, dem Wohngeld (Miet- und 
Lastenzuschüsse) nach dem Wohngeldgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. April 1965 
i (Bundesgesetzbl. I S. 177) und den Bundes- 
beihilfen zum Ausgleich von Härten im Rahmen 
der betrieblichen Altersfürsorge nach den Richt- 
linien vom 17. Oktober 1951 (Bundesanzeiger 
Nr. 204 vom 20. Oktober 1951) die Gewährung 
oder die Höhe der Leistungen von anderem Ein- 
kommen abhängig ist, bleiben die Erhöhungsbeträge, 
die für die Monate Januar bis einschließlich Mai 
1966 auf Grund der Vorschriften dieses Gesetzes zu 
leisten sind, für den genannten Zeitraum bei den 
Ermittlungen des Einkommens unberücksichtigt. Die 
Erhöhungsbeträge für den in Satz 1 genannten Zeit- 
raum sind ferner bei der Gewährung von Über- 
gangsgeld während der Durchführung von Maßnah- 
men zur Erhaltung, Besserung oder Wiederherstel- 
lung der Erwerbsfähigkeit durch einen Rentenver- 
sicherungsträger und bei der Gewährung von Lei- 
stungen aus der Arbeitslosenversicherung, der Ar- 
beitslosenhilfe sowie der Altershilfe für Landwirte 
nicht zu berücksichtigen. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Versorgungsbezüge 
nach den Vorschriften des Gesetzes zur Einführung 
des Bundesversorgungsgesetzes im Saarland vom 
16. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1292), soweit 
ihre Gewährung oder Höhe von anderem Einkom- 
men abhängig ist. Im übrigen gilt Absatz 1 im Saar- 
land mit der Maßgabe, daß das Bundesentschädi- 
gungsgesetz und das Lastenausgleichsgesetz unter 
Berücksichtigung ihrer im Saarland geltenden Fas- 
sung anzuwenden sind. 

§ 14 

(1) Jedem Rentenempfänger ist eine schriftliche 
Mitteilung über die Höhe seiner Rente, die ihm vom 
1. Januar 1966 an zusteht, zu geben, 

(2) Ergibt eine spätere Überprüfung, daß die An- 
passung fehlerhaft ist, so ist sie zu berichtigen. 
Die Rente ist in ihrer bisherigen Höhe bis zum 
Ablauf des Monats zu gewähren, in dem der Be- 
richtigungsbescheid zugestellt wird. Eine Rückforde- 
rung überzahlter Beträge findet nicht statt. Die Be- 
richtigung ist nur bis zum 31. Dezember 1966 zu- 
lässig. 

(3) §§ 627 und 1300 der Reichsversicherungs- 
ordnung, § 79 des Angestelltenversicherungsgeset- 
zes und § 93 Abs. 1 des Reichsknappschaftsgesetzes 
bleiben unberührt. 

§ 15 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 16 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Nach § 1272 Abs. 1 und 2 RVO (§ 49 Abs. 1 und 2 
AVG und § 71 RKG) sind die Renten aus den 
gesetzlichen Rentenversicherungen der Arbeiter und 
der Angestellten sowie der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung bei Veränderung der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage durch ein besonderes Ge- 
setz anzupassen. Die allgemeine Bemessungsgrund- 
lage für Renten aus Versicherungsfällen des Jahres 
1965 beträgt nach der Rechtsverordnung der Bundes- 
regierung vom 22. Dezember 1964 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1101) in den Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten 7275 Deutsche Mark 
gegenüber 6717 Deutsche Mark für Renten aus Ver- 
sicherungsfällen des Jahres 1964 und in der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung 7352 Deutsche Mark 
gegenüber 6788 Deutsche Mark im Jahre 1964. Hin- 
sichtlich der Durchführung der Anpassung in den 
Rentenversicherungen beschreitet der Entwurf des 
8. Rentenanpassungsgesetzes den gleichen Weg wie 
die vorhergehenden Rentenanpassungsgesetze. Es 
wird das Ergebnis bestimmt, das durch die An- 
passung erreicht werden soll. Dem Versicherungs- 
träger bleibt es überlassen, wie er die vorgesehene 
Anpassung im einzelnen verwaltungstechnisch 
durchführt. Lediglich für die Renten mit Besitz- 
standswahrung wird die Anpassung mit Hilfe eines 
Faktors vorgeschrieben (vgl. Erster Abschnitt § 4). 
Bei der Vorbereitung und Beratung des Gesetzes 
zur Beseitigung von Härten in den gesetzlichen 
Rentenversicherungen und zur Änderung sozial- 
rechtlicher Vorschriften vom 9. Juni 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 476 — RVÄndG) war darauf Bedacht 
genommen worden, daß die Durchführung der Ren- 
tenanpassungen nicht gestört wird. So haben sich 
durch dieses Gesetz keine neuen Probleme ergeben. 

In der überwiegenden Mehrzahl der Fälle werden 
die anzupassenden Renten wie bisher von den 
Rentenrechnungsstellen mit Hilfe elektronischer 
Rechengeräte umgerechnet werden, ohne daß die 
Versicherungsträger dabei eingeschaltet werden 
müssen. 

Nach § 579 RVO sind in der gesetzlichen Unfall- 
versicherung die vom Jahresarbeitsverdienst ab- 
hängigen Geldleistungen bei Veränderungen der 
durchschnittlichen Bruttolohn- und -gehaltssumme 
durch Gesetz anzupassen. Auf Grund dieser Vor- 
schrift sind die Anpassungen nach dem 6. und 7. RAG 
vorgenommen worden. In der gleichen Weise waren 
bereits in den Jahren 1957 und 1960 die Renten in der 
gesetzlichen Unfallversicherung angepaßt worden. 
Die Rentenanpassung, die zum 1. Januar 1965 erfolgt 
ist, hat die Jahresarbeitsverdienste dem Stand der 
Entwicklung am 1. Januar 1963 angepaßt. Der vor- 
liegende Entwurf berücksichtigt die Entwicklung der 
durchschnittlichen Bruttolohn- und -gehaltssumme 


von 1963 auf 1964 unter Beachtung des § 579 Abs. 2 
RVO. 

B. Besonderer Teil 

Erster Abschnitt 

Zu§ 1 

Absatz 1 enthält den Grundsatz der Anpassung und 
bestimmt die Renten, die entsprechend der Ziel- 
setzung des Entwurfs anzupassen sind. 

Die Renten aus der. hüttenknappschaftlichen Pen- 
sionsversicherung des Saarlandes bleiben von die- 
sem Gesetz unberührt. 

Bei den nach Artikel 2 § 38 Abs. 3 ArVNG oder Arti- 
kel 2 § 37 Abs. 3 AnVNG im Jahre 1965 auf 15/13 
erhöhten Renten sind die Veränderungen der allge- 
meinen Bemessungsgrundlage zwischen 1964 und 
1965 nicht berücksichtigt worden; diese Renten sind 
infolgedessen anzupassen. Die Knappschaftsaus- 
gleichsleistung und die Leistung des Sozialversiche- 
rungs-Angleichungsgesetzes Saar sind lohnbezogen, 
so daß sie ebenfalls anzupassen sind. 

Nach Absatz 3 wird der Knappschaftssold von der 
Anpassung ausgenommen. Es handelt sich hierbei 
um eine nicht lohnbezogene Leistung, die lediglich 
im Wege der Besitzstandswahrung weiter gewährt 
wird. 

I 

Zu § 2 

In Absatz 1 werden in den Rentenversicherungen 
der Arbeiter und der Angestellten die Renten an- 
gesprochen, die nach den Vorschriften des neuen 
Rechts berechnet worden sind. In der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung werden sämtliche Renten 
mit Ausnahme eines Teiles der Besitzstandsrenten 
erfaßt. In der knappschaftlichen Rentenversicherung 
sind auch die nach den Vorschriften des alten 
Rechts berechneten Renten im Wege der Neuberech- 
nung umgestellt worden. 

Durch die Anpassung werden die Renten so erhöht, 
als ob sie ohne Änderung der übrigen Berech- 
nungsfaktoren unter Zugrundelegung der allgemei- 
nen Bemessungsgrundlage für das Jahr 1965 und der 
Beitragsbemessungsgrenze für dieses Jahr berechnet 
werden würden. Das Verfahren bleibt dem Ver- 
sicherungsträger überlassen. In den Fällen, in denen 
Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen 
mit Renten aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
Zusammentreffen, sind die Ruhensvorschriften zu be- 
achten. Damit wird auch beim 8. Rentenanpassungs- 
gesetz der Grundsatz gewahrt, daß Renten aus der 
Rentenversicherung und Renten aus der Unfallver- 
sicherung den in § 1278 RVO (§ 55 AVG, § 75 RKG) 
festgesetzten Höchstbetrag nicht überschreiten dür- 
fen. Rentenbestand und Rentenzugang werden da- 
I mit gleichbehandelt. 
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Bei den in Absatz 2 angesprochenen Renten handelt 
es sich um Renten, die nach neuem Recht berechnet 
worden sind, deren Betrag jedoch aus Gründen des 
Besitzstandsschutzes erhöht worden ist. Deswegen 
ist für diese Renten nur eine Anpassung nach § 4 
vorgesehen. 

Zu § 3 

Absatz 1 regelt die Anpassung der umgestellten 
Renten der Rentenversicherungen der Arbeiter und 
der Angestellten mit Ausnahme der sogenannten 
Sonderzuschußrenten nach Artikel 2 § 36 ArVNG 
(Artikel 2 § 35 AnVNG). Die Sonderzuschußrenten 
sind nach § 4 anzupassen. Der Unterschied des in 
Absatz 1 vorgesehenen Anpassungsverfahrens ge- 
genüber dem Verfahren nach § 2 liegt darin, daß 
es auf die Besonderheiten der umgestellten Renten 
zugeschnitten ist. Aber auch hier wird die Rente, 
ausgehend von den Ausgangswerten, neu berechnet. 
Es sind daher auch die Ruhensvorschriften aus den 
bereits zu § 2 dargelegten Gründen zu beachten. 
Nach Absatz 2 sind die Höchstbegrenzungsvorschrif- 
ten (Artikel 2 § 34 ArVNG, Artikel 2 § 33 AnVNG) 
auch auf die nach Absatz 1 angepaßten Renten an- 
zuwenden. Die in diesen Vorschriften angegebenen 
Werte sind durch die auf der Grundlage der 
Beitragsbemessungsgrenze von 1965 errechneten 
Werte ersetzt worden. Damit wird einerseits er- 
reicht, daß die Berechtigten, deren Renten wegen 
Erreichens bzw. Überschreitens der Höchstgrenzen 
begrenzt worden sind, im Rahmen der neuen Bei- 
tragsbemessungsgrenze in den vollen Genuß der 
Rentenanpassung gelangen, andererseits wird sicher- 
gestellt, daß durch die Anpassung die Höchst- 
grenzen nicht überschritten werden können und 
sich diese Rentner besser stellen als Rentner mit 
einem Versicherungsfall des Jahres 1965. 

Zu §4 

übrige Renten im Sinne des Absatzes 1 sind in den 
Rentenversicherungen der Arbeiter und der Ange- 
stellten die Renten nach Artikel 2 § 36 ArVNG 
(Artikel 2 § 35 AnVNG), Artikel 2 § 38 Abs. 3 
Satz 4 zweiter Halbsatz ArVNG (Artikel 2 § 37 
Abs. 3 Satz 4 zweiter Halbsatz AnVNG), Artikel 2 
§ 42 ArVNG (Artikel 2 § 41 AnVNG), in der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung die Renten nach 
Artikel 2 § 11 KnVNG und die Renten nach Arti- 
kel 2 § 25 KnVNG. Zu den übrigen Renten gehören 
weiter die Renten, die nach Artikel 6 § 7 und § 17 
Abs. 1 Satz 3 FANG oder § 15 der Verordnung nach 
§ 1256 Abs. 3 RVO gezahlt werden. Neu hinzu- 
gekommen sind in Auswirkung des RVÄndG die 
Renten, bei denen § 1268 Abs. 2 Satz 2 RVO, § 45 
Abs. 2 Satz 2 AVG oder § 69 Abs. 2 Satz 2 RKG 
Anwendung gefunden hat. 

Diese Renten sind abweichend von den in §§ 2 und 3 
aufgeführten Renten in der Weise anzupassen, daß 
der im Gesetz bestimmte Anpassungsbetrag mit 
einem Faktor zu vervielfältigen ist, um den bei 
ihnen vorliegenden Besonderheiten Rechnung tra- 
gen zu können. 

Die Beitragsbemessungsgrenze hat sich für die 
knappschaftliche Rentenversicherung von 16 800 DM 


im Jahre 1964 auf 18 000 DM im Jahre 1965 
erhöht. Die Erhöhung beträgt somit 7,1 v. H. Infolge- 
dessen sind die in § 4 Abs. 1 Satz 2 angesprochenen 
Sonderleistungen aus der knappschaftlichen Renten- 
versicherung entsprechend zu erhöhen. 

Wie bereits in den vorhergegangenen Renten- 
anpassungsgesetzen enthält der Anpassungsbetrag 
(§ 5) nicht den Kinderzuschuß. Es ist deshalb in 
§ 4 Abs. 1 Satz 3 bestimmt, wie der Kinderzuschuß 
anzupassen ist. Durch die vorgesehene Regelung 
wird erreicht, daß die Kinderzuschüsse für alle 
Renten einheitlich nach neuem Recht bemessen 
werden. 

Absatz 2 stellt sicher, daß auch bei Besitzstands- 
renten, die nach Absatz 1 angepaßt werden und auf 
die wegen Zusammentreffens mit einer Unfallrente 
die Höchstgrenzen der Ruhensvorschriften Anwen- 
dung finden, die Grenzbeträge immer voll ausge- 
schöpft werden können. Dadurch wird die Gleich- 
stellung aller Renten erzielt. 

Zu § 5 

Absatz 1 bestimmt den Anpassungsbetrag für die 
nach § 4 anzupassenden Renten. Der als An- 
passungsbetrag zugrunde zu legende Betrag wird 
ermittelt, indem vom monatlichen Rentenzahlbetrag 
die Rententeile in Abzug gebracht werden, die von 
der Rentenanpassung ausgeschlossen sind. Es han- 
delt sich hierbei um den Sonderzuschuß und um die 
Steigerungsbeträge aus Beiträgen der Höherver- 
sicherung. Die durch das RVÄndG neu eingeführten 
Leistungen nach § 1260 b RVO (§ 37 b AVG, § 58 b 
RKG) und nach Artikel 2 § 34 a ArVNG (Artikel 2 
§ 33 a AnVNG) sind ebenfalls vom Rentenzahlbetrag 
abzuziehen. In den aufgeführten Vorschriften wird 
ausdrücklich bestimmt, daß für diese Leistungen die 
Vorschriften über die Steigerungsbeträge aus Bei- 
trägen der Höherversicherung entsprechend gelten. 
Da diese Steigerungsbeträge nicht der Anpassung 
unterliegen, gilt das gleiche für die genannten Lei- 
stungen. Außerdem wird der Zahlbetrag um den 
Kinderzuschuß aus den zu § 4 ausgeführten Gründen 
gemindert. 

Absatz 2 enthält die Bestimmung des Anpassungs- 
betrages für Renten, die an der bisherigen Renten- 
anpassung teilgenommen haben und wegen Errei- 
chens oder Überschreitens der Höchstgrenzen be- 
grenzt worden sind. Der Anpassungsbetrag muß in 
diesen Fällen besonders bestimmt werden, weil sich 
die Beitragsbemessungsgrenze und damit die 
Höchstgrenzen in den Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten von 1964 auf 1965 
in stärkerem Umfang erhöht hat als die allgemeine 
Bemessungsgrundlage für den gleichen Zeitraum. 
Durch die vorgesehene Regelung wird erreicht, daß 
auch diese Renten bis zur Höhe der Beitrags- 
bemessungsgrenze und damit in einem größeren 
Umfang als die nicht den Höchstbegrenzungs- 
vorschriften unterliegenden Renten angepaßt wer- 
den können. 

Durch Absatz 3 werden sowohl die Fälle erfaßt, in 
denen für Januar 1966 zwar ein Anspruch auf Rente 
besteht, die Rente zu diesem Zeitpunkt aber noch 
nicht gezahlt worden ist, als auch die Fälle, in denen 
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sich im Laufe des Jahres 1966 eine Änderung der 
Rentenhöhe ergibt. 

Die in Absatz 4 vorgesehene Regelung, daß bei 
Renten, die nach Artikel 2 § 42 ArVNG, Artikel 2 
§ 41 AnVNG und Artikel 2 § 11 KnVNG berechnet 
sind, die Beträge von 21 Deutsche Mark bei Ver- 
sichertenrenten und 14 Deutsche Mark bei Hinter- 
bliebenenrenten als der Rentenanpassung nicht 
unterliegende Rententeile gelten, dient der Klar- 
stellung. 

Zu § 6 

Absatz 1 stellt sicher, daß die Berechtigten, deren 
Renten wegen Erreichens bzw. Überschreitens der 
Höchstgrenzen begrenzt worden sind, in den Genuß 
der Rentenanpassung bis zum Betrag der Höchst- 
begrenzung gelangen können; andererseits wird 
vermieden, daß der neue Rentenzahlbetrag die 
Höchstgrenze überschreitet und sich damit diese 
Rentner besser stellen würden als Rentner mit 
einem Versicherungsfall des Jahres 1965. 

Absatz 2 gewährleistet, daß die nach § 4 anzu- 
passenden Renten der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung die für neu zugehende Renten vorge- 
sehene Höchstbegrenzung durch die Anpassung 
nicht übersteigen. 

Absätze 3 und 4 stellen sicher, daß Renten der 
Rentenversicherungen der Arbeiter und der Ange- 
stellten sowie der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung, die mit einer Rente aus der Unfallversicherung 
Zusammentreffen und die nach § 4 angepaßt werden, 
die in den §§ 1278, 1279 RVO (§§ 55, 56 AVG, 
§§ 75, 76 RKG) genannten Grenzbeträge, die bei 
einer Berechnung der Rente nach §§ 2 und 3 zu 
berücksichtigen wären, nicht überschreiten. 

Zu § 7 

Die Vorschrift regelt die Anpassung der Leistungen, 
die auf Grund des saarländischen Fürsorgegesetzes 
Nr. 345 nach §§ 27, 28 des Sozialversicherungs- 
Angleichungsgesetzes Saar vom 15. Juni 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 402) weitergezahlt werden. Der An- 
passung unterliegt in diesen Fällen die der Berech- 
nung der Leistung nach §§ 27, 28 des Sozialver- 
sicherungs-Angleichungsgesetzes Saar zugrunde 
liegende Vergleichsleistung. Vergleichsleistung ist 
der Betrag, der sich ergibt, wenn die bis zur Ver- 
kündung des Sozialversicherungs-Angleichungs- 
gesetzes Saar außerhalb des Bundesgebiets zurück- 
golegten Versicherungszeiten wie im Saarland zu- 
rückgelegte Versicherungszeiten behandelt werden. 


Zweiter Abschnitt 

Zu §9 
Absatz 1 

Entsprechend der Vorschrift des § 579 Abs. 2 RVO 
bestimmt § 9, daß die Anpassung nach Maßgabe der 
folgenden Vorschriften für die Unfälle erfolgt, die 
vor dem 1. Januar 1964 eingetreten sind. Ein späte- 
rer Zeitpunkt kommt nicht in Frage, da die vom 
1. Januar 1964 an eingetretenen Arbeitsunfälle nach 


einem Jahresarbeitsverdienst entschädigt werden, 
der sich von dem aktuellen Lohn- und Gehalts- 
niveau noch nicht wesentlich entfernt hat. Eine Ver- 
änderung der durchschnittlichen Bruttolohn- und -ge- 
haltssumme zwischen den Kalenderjahren 1964 und 
1965 läßt sich im übrigen auch vor Ablauf des 
Jahres 1965 noch nicht feststellen, da erst dann das 
Statistische Bundesamt Zahlenmaterial über die Ver- 
hältnisse von 1965 zu liefern in der Lage ist. 

Absatz 2 

Die Anpassung der in der landwirtschaftlichen Un- 
fallversicherung nach einem durchschnittlichen Jah- 
resarbeitsverdienst berechneten Geldleistungen er- 
folgt nicht im Rahmen der Anpassung nach § 579 
RVO. Diese Geldleistungen folgen nach § 789 
RVO den Änderungen der durchschnittlichen Jahres- 
arbeitsverdienste in der landwirtschaftlichen Unfall- 
versicherung automatisch. Eine Neufestsetzung die- 
ser Jahrcsarbeitsverdienste ist zum 1. Januar 1965 
erfolgt. Dieser Neufestsetzung war mit Wirkung 
vom 1. Januar 1964 eine allgemeine Zwischenfest- 
setzung der Jahresarbeitsverdienste für landwirt- 
schaftliche Unternehmer und deren Ehegatten vor- 
ausgegangen. 

Geldleistungen, die ihrer Höhe nach teilweise des- 
halb zu gewähren sind, weil nach den in Absatz 2 
bezeichneten besonderen gesetzlichen Vorschriften 
ein Besitzstand garantiert wird, sollen nur mit dem 
Anteil angepaßt werden, der sich aus den allge- 
meinen Vorschriften ergibt. Der Anteil der Geld- 
leistungen, der lediglich dazu bestimmt ist, den 
früher einmal erreichten Besitzstand zu erhalten, soll 
dagegen von der Anpassung ausgenommen sein. 
Auf diese Weise werden im Laufe der Zeit die 
den Besitzstand wahrenden Teile der Leistung in 
dem nach allgemeinen Vorschriften zu zahlenden 
Teil der Leistungen aufgehen. 

Absatz 3 

Wie bei der Anpassung nach dem 6. und 7. RAG 
sollen die Geldleistungen, die auf Grund von § 27 
des Sozialversicherungs-Angleichungsgesetzes Saar 
vom 15. Juni 1963 von einem Träger der Unfallver- 
sicherung zu gewähren sind, umgestellt werden. 

Absatz 4 

Absatz 4 trägt den Fällen Rechnung, in denen für 
Unfälle von Personen, die zur Zeit des Unfalls noch 
in Berufs- oder Schulausbildung standen oder die 
ein bestimmtes Lebensalter noch nicht erreicht hat- 
ten, auch nach der erstmaligen Feststellung des 
Jahresarbeitsverdienstes eine neue Feststellung des 
Jahresarbeitsverdienstes erfolgt ist, wobei das Un- 
falljahr und das Jahr der Festsetzung des jetzt 
gültigen Jahresarbeitsverdienstes nicht zusammen- 
fallen. Diese Regelung führt dazu, daß bei einem 
Jahresarbeitsverdienst für einen Unfall, der vor dem 
1. Januar 1964 eingetreten ist, eine Anpassung dann 
unterbleibt, wenn der Jahresarbeitsverdienst nach 
dem 1. Januar 1964 auf Grund gesetzlicher Vor- 
schriften neu festgesetzt worden ist. Soweit es sich 
um Jahresarbeitsverdienste handelt, die nach billi- 
gem Ermessen festgesetzt worden sind, muß Ent- 
sprechendes gelten, wenn diese Jahresarbeitsver- 
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dienste nicht auf das Jahr vor dem Unfall abgestellt 
sind. Die von Absatz 4 erfaßten Tatbestände er- 
geben sich aus §§ 565, 566 RVO in der Fassung des 

6. Gesetzes über Änderungen in der Unfallversiche- 
rung, soweit der Unfall sich vor dem 1. Juli 1963 
ereignet hat. Die entsprechenden Regelungen der 
§§ 573, 577 RVO in der Fassung des Unfallver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes gelten für die in 
diesem Gesetzentwurf in Frage kommenden Un- 
fälle, die nach dem 30. Juni 1963 eingetreten sind. 

Zu § 10 

Absatz 1 

Das Statistische Bundesamt hat die Veränderung 
der durchschnittlichen Bruttolohn- und -gehalts- 
summe zwischen den Kalenderjahren 1963 und 1964 
mit 8,9 V. H. bekanntgegeben. Danach ergibt sich ein 
Anpassungsfaktor von 1,089. Satz 2 stellt sicher, 
daß mit der Geldleistung, die der ausländische Ver- 
versicherungsträger in den Fällen des § 27 des 
Sozial versicherungs-Angleichungsgesetzes Saar 

zahlt, die volle angepaßte Geldleistung erzielt 
wird. 

Bei der Anpassung nach dem 7. RAG sind die Geld- 
leistungen, denen ein nach dem Ortslohn berech- 
neter Jahresarbeitsverdienst zugrunde gelegt war, 
in der Weise angepaßt worden, daß die nach dem 
Ortslohn bestimmten Jahresarbeitsverdienste wie 
echte Jahresarbeitsverdienste mit dem nach Maß- 
gabe des § 579 RVO bestimmten Faktor umgestellt 
worden sind. In gleicher Weise sollen nunmehr auch 
die auf dem Ortslohn beruhenden Jahresarbeitsver- 
dienste der Unfälle aus dem Jahre 1963 umgestellt 
werden. Da der für 1961 gültige Ortslohn auch im 
Jahre 1963 galt, bei der Anpassung nach dem 

7. RAG aber davon ausgegangen worden ist, daß 
dieser Ortslohn, auf den 1. Januar 1963 bezogen, 
nicht mehr aktuell sei, muß dies erst recht für die 
jetzige Anpassung gelten, die die Geldleistungen auf 
den Stand der Lohnentwicklung am 1. Januar 1964 
führen will. Um den Unterschied zwischen den Jah- 
ren 1961 und 1963 auszugleichen, bedarf es des be- 
sonderen Umstellungsfaktors für diese Renten. 

Absatz 3 

Mit der Regelung des Absatzes 3 wird sichergestellt, 
daß Jahresarbeitsverdienste oder Teile von Jahres- 
arbeitsverdiensten, die in der Satzung des Versiche- 
rungsträgers zahlenmäßig bestimmt sind, bei der 
Anpassung den eingetretenen Satzungsänderungen 
folgen. Es handelt sich insbesondere um die Jahres- 
arbeitsverdienste von Unternehmern und deren Ehe- 
gatten, aber u. U. auch um die Jahresarbeitsver- 
dienste von Personen, die nicht im Unternehmen 
beschäftigt waren, aber einen Unfall erlitten haben, 
als sie die Betriebsstätte besuchten oder auf ihr 
verkehrten (§ 540 Abs. 1 Nr. 1 RVO a. F., § 544 
Nr. 1 RVO in der Fassung des UVNG), oder solcher 
Personen, die als Organmitglieder eines Trägers der 
gesetzlichen Unfallversicherung einen Unfall erlitten 
haben (§ 540 Abs. 1 Nr. 2 RVO a. F., § 544 Nr. 2 
RVO in der Fassung des UVNG). 

Soweit die Jahresarbeitsverdienste nicht zahlen- 
mäßig in der Satzung festgelegt sind, die Satzung 


vielmehr es dem Versicherten überläßt, im Einver- 
ständnis mit dem Versicherungsträger die Höhe des 
Jahresarbeitsverdienstes zu bestimmen, folgt die 
Anpassung dem Absatz 1. 

Zu § 11 

Die Höchstbegrenzung des Jahresarbeitsverdienstes 
entspricht der Vorschrift des § 575 Abs. 2 RVO. 

Dritter Abschnitt 

Zu § 12 

Auch bei den der Anpassung unterliegenden Renten 
der Rentenversicherung sind grundsätzlich die 
Ruhensvorschriften anzuwenden, wenn sie mit Ren- 
ten aus der Unfallversicherung Zusammentreffen 
(vgl. §§ 2 und 3). Damit wird verhindert, daß die 
Rentner, deren Renten angepaßt werden, ein höhe- 
res Gesamtrenteneinkommen erzielen, als die neu 
hinzutretenden Rentner erhalten können. 

Sind die Ruhensvorschriften entsprechend dem Ge- 
setz angewendet worden, so kann sich durch ihre 
erneute Anwendung das Gesamteinkommen aus den 
angepaßten Renten nicht mindern. 

Bis Anfang 1964 sind zunächst nicht in allen Fällen 
die Ruhensvorschriften angewendet worden. Bei 
ihrer nachträglichen Anwendung sind die Renten- 
versicherungsträger nicht einheitlich vorgegangen, 
so daß diese Renten unterschiedlich zum Ruhen 
gebracht worden sind. Um diesen Sondertatbestand 
zu regeln, hat der Gesetzgeber im 7. RAG vor- 
gesehen, daß nach der Anwendung der Ruhensvor- 
schriften das Gesamteinkommen des Rentners nicht 
unter dem liegen dürfe, das er im Dezember 1963 
erhalten hat. Diese Regelung wird auch für den 
bereits vom 7. RAG erfaßten Personenkreis im 

8. RAG übernommen. 

Im übrigen ist eine Besitzstandsregelung nur für 
die Renten vorgesehen, die ohne Anwendung der 
Ruhensvorschriften einer Höchstbegrenzung unter- 
liegen. 

Die Vorschrift entspricht wörtlich § 12 des 7. RAG. 
Zu Absatz 1 Satz 1 

Durch die Aufzählung der in Satz 1 genannten 
Rentenarten, bei denen die Besitzstandswahrung 
eintreten kann, wird gleichzeitig klargestellt, auf 
welche Renten überhaupt die Ruhensvorschriften 
angewendet werden können. Ergibt die Summe der 
Renten aus der gesetzlichen Unfallversicherung und 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung — ohne 
Kinderzulage und ohne Kinderzuschuß — für De- 
zember 1963 einen höheren Betrag als die Summe 
der nach Anwendung der Ruhensvorschriften an 
sich zu zahlenden Renten, so ist die Rente aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung so zu erhöhen, daß 
sie die erstgenannte Summe erreicht, jedoch nur 
bis zur Höhe des Anspruchs aus der Rentenver- 
sicherung. Die Gewährung des Besitzstandes setzt 
eine „Anwendung" der Ruhensvorschriften voraus. 
Eine „Anwendung" im Sinne dieser Vorschrift 
liegt nur dann vor, wenn durch ihre Berücksich- 
tigung ein Ruhen der Rente eingetreten ist. 
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Zu Absatz 1 Satz 2 

Durch diese Vorschrift soll sichergestellt werden, 
daß der nach Satz 1 geschützte Gesamtrentenbetrag 
auch bei einer Neuberechnung auf Grund einer 
Änderung der Bezüge nicht unterschritten werden 
kann. 

Zu § 13 

Die Vorschrift nimmt die für die Monate Januar 
bis Mai 1966 zu zahlenden Erhöhungsbeträge von 
der nach anderen Vorschriften zu erfolgenden An- 
rechnung aus verwaltungstechnischen Gründen aus. 

Zu § 14 

Absatz 1 ist dem Artikel 2 § 31 Abs. 1 Satz 2 ArVNG 
(Artikel 2 § 30 Abs. 1 Satz 2 AnVNG, Artikel 2 
§ 23 Abs. 3 KnVNG) nachgebildet. 

Absatz 2 grenzt die Befugnis des Versicherungs- 
trägers bezüglich der nachträglichen Korrektur einer 
etwa fehlerhaften Anpassung im Interesse der 
Rechtssicherheit ab. 

Durch Absatz 3 wird klargestellt, daß auch im Rah- 
men des 8. Rentenanpassungsgesetzes eine Berich- 
tigung der Anpassungsmitteilung zugunsten des 
Versicherten möglich ist. 


C. Finanzieller Teil 

Durch die Rentenanpassung ergeben sich folgende 


Mehraufwendungen: 

Rentenversicherung 

der Arbeiter 1 035 Mio DM 

Rentenversicherung 

der Angestellten 530 Mio DM 

knappschaftliche 

Rentenversicherung 210 Mio DM 

Unfallversicherung 125 Mio DM 

zusammen ... 1 900 Mio DM 


Von den Mehraufwendungen gehen 210 Mio DM für 
die knappschaftliche Rentenversicherung zu Lasten 
des Bundes. Von den Mehraufwendungen der Un- 
fallversicherung gehen 8 Mio DM zu Lasten des 
Bundes, 2,5 Mio DM zu Lasten der Länder, 2,5 Mio 
DM zu Lasten der Gemeinden. Im übrigen werden 
die Mehraufwendungen von den Trägern der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter, der Angestellten und 
der gesetzlichen Unfallversicherung getragen. 
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Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache lV/3795 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/3 — 81407 — 5861/65 


Bonn, den 22. September 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß §§ 1273 und 579 der Reichsver- 
sicherungsordnung, § 50 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
und § 71 des Reichsknappschaftsgesetzes den von der Bundes- 
regierung beschlossenen 

Bericht der Bundesregierung über die Ent- 
wicklung der wirtschaftlichen Leistungsfähig- 
keit und der Produktivität je Erwerbstätigen 
und über die Finanzlage der gesetzlichen 
Rentenversicherungen (Sozialbericht 1965) 
sowie das Gutachten des Sozialbeirats über 
die Rentenanpassung 

mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Die Bundesregierung wird den Entwurf eines Achten Renten- 
anpassungsgesetzes gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
am 8. Oktober 1965 dem Bundesrat zuleiten. 

Dem Herrn Präsidenten des Bundesrates habe ich den Sozial- 
bericht nebst Gutachten heute gleichfalls übersandt. 


Ludwig Erhard 


Sozialbericht 

Bundestags- 

Drucksache 

Bundesrats- 

Drucksache 

1958 

568 

223/58 

1959 

1255 

292/59 

1960 

2082 

271/60 

1961 

3005 

358/61 

1962 

IV/641 

284/62 

1963 

IV/ 1486 

403/63 

1964 

IV/2566 

419/64 
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Beridit der Bundesregierung 

Über die Entwicklung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
und der Produktivität sowie die Veränderungen des Volks- 
einkommens je Erwerbstätigen und über die Finanzlage der 
gesetzlichen Rentenversicherungen gemäß §§ 1273 und 579 der 
Reichsversicherungsordnung, § 50 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes und § 71 des Reichsknappschaftsgesetzes 
(Sozialbericht 1965) 


Die Bundesregierung legt hiermit zum achten Male seit der Neurege- 
lung des Rechts der gesetzlichen Rentenversidierungen den Bericht 
über die Entwicklung der wirtschaitlichen Leistungsfähigkeit und der 
Produktivität sowie die Veränderungen des Volkseinkommens je 
Erwerbstätigen und über die Finanzlage der gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen gemäß § 1273 der Reichsversicherungsordnung, § 50 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes und §71 des Reichsknappschafts- 
gesetzes (Sozialbericht 1965) vor. 

Anliegen und Aufgaben des Berichts für den Bereich der gesetzlichen 
Rentenversicherungen sind in der Vorbemerkung zum Sozialbericht 
1958 — Drucksache 568 — erläutert worden. 

Seit dem Inkrafttreten des Unfallversicherungs-Neuregelungsgesetzes 
vom 30. April 1963 (BGBl. 1 S. 241) schreibt die Reichsversicherungs- 
ordnung vor, daß bei Veränderungen der durchschnittlichen Brutto- 
lohn- und -gehaltssumme die vom Jahresarbeitsverdienst abhängigen 
Geldleistungen der gesetzlichen Unfallversicherung durch Gesetz an- 
gepaßt werden (§ 579). Die Bundesregierung bezieht deshalb in ihre 
Vorschläge im Teil C des Sozialberichts zum dritten Male auch die 
Geldleistungen aus der Unfallversicherung ein. 
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A. Die wirtschaftliche Entwicklung 
in der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1964 
mit einem Ausblick auf die Jahre 1965 und 1966 

I. Die Entwicklung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und 
der Produktivität sowie die Veränderungen 
des Volkseinkommens je Erwerbstätigen im Jahre 1964 


Vorwort 

Die Bundesregierung setzt im vorliegenden So- 
zialberidit die Berichterstattung über die gesamt- 
wirtschaftlichen Größen und Zusammenhänge, denen 
im Rahmen einer Anpassung laufender Renten und 
Geldleistungen aus Anlaß von Veränderungen der 
allgemeinen Bemessungsgrundlagen und der durch- 
schnittlichen Bruttolohn- und -gehaltssummen Rech- 
nung zu tragen ist, auf der Grundlage neuester Er- 
gebnisse des Statistischen Bundesamtes und der 
Deutschen Bundesbank fort. Berichtsgebiet ist das 
Bundesgebiet einschließlich Berlin (West). Für die- 
sen Gebietsstand liegen Zahlenangaben der Volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung nur für die Jahre 
nach 1959 vor. Aus diesem Grunde beginnen die 
Tabellen dieses Sozialberichts mit dem Jahr 1960, 
das auch als Basis für die Meßzahlen dient. Für die 
Berechnung zu konstanten Preisen muß vorerst noch 
das Jahr 1954 Originalbasis bleiben. Einen Über- 
blick über den Zeitraum vor 1960 und die Entwick- 
lung im Bundesgebiet ohne Saarland und Berlin 
(West) geben die Sozialberichte 1958 bis 1962, deren 
Fundstellen auf der ersten Innenseite dieses Berichts 
abgedruckt sind. 


1. Bevölkerung und Erwerbstätigkeit 

Die Bevölkerungszunahme in der Bundesrepu- 
blik, die seit Ende des 2. Weltkrieges zu beobachten 
ist, setzte sich auch im Berichtsjahr fort. Im Durch- 
schnitt des Jahres 1964 wohnten in der Bundesrepu- 
blik Deutschland 58 266 500 Menschen. Gegenüber 
dem Vorjahr erhöhte sich die Bevölkerungszahl um 
679 100 (Zuwachs 1963 gegenüber 1962; 649 600). Die 
Erhöhung der Bevölkerungszahl von 1963 auf 1964 
bedeutet ein Wachstum um 1,2 v. H., das etwas 
größer war als im Vorjahr (1,1 v. H.) und nur ge- 
ringfügig unter den Zuwachsraten der Jahre 1962 
(1,4 V. H.) und 1961 (1,3 v. H.) lag. Seit Ende des 
Jahres 1949 ist die Bevölkerungszahl der Bundes- 
republik einschl. Berlin (West) insgesamt um 8,6 Mil- 
lionen oder fast ein Fünftel gewachsen. 

Wie in allen Jahren nach 1961 ergab sich die Zu- 
nahme der Bevölkerungszahl im Berichtsjahr über- 
wiegend — nämlich zu rund 60 v, H. — aus dem 


natürlichen Bevölkerungswachstum (Uberschuß der 
Lebendgeborenen gegenüber den Gestorbenen) 
und zu rund 40 v. H. aus dem Zuwanderungs- 
überschuß. Wenn auch der Geburtenüberschuß zum 
weit größeren Teil zur Bevölkerungszunahme beige- 
tragen hat als der Wanderungsgewinn, so ist doch 
darauf hinzuweisen, daß sich die seit der letzten 
großen Flucht aus der sowjetischen Besatzungszone 
stark rückläufige Entwicklung des Wanderungsge- 
winns umgekehrt hat. Im Berichtsjahr stieg der Wan- 
derungsgewinn fast doppelt so stark an wie der Ge- 
burtenüberschuß, was vor allem darauf zurückzu- 
führen ist, daß sich der Zustrom ausländischer Ar- 
beitskräfte im Jahre 1964 gegenüber den beiden 
letzten Jahren erheblich verstärkte. 

Die Zahl der Lebendgeborenen hat im Jahre 1964 
das im Vorjahr erzielte und bereits als Nachkriegs- 
höchststand bezeichnete Ergebnis nochmals über- 
schritten. Mit 1 065 379 Lebendgeborenen wurde die 
Zahl des Jahres 1963 um rund 11 000 oder 1,1 v. H. 
übertroffen. Dieses Ergebnis ist insofern bemerkens- 
wert, als hinsichtlich der zahlenmäßig geringeren 
Besetzung der in das Heiratsalter aufrückenden 
Jahrgänge — die Zahl der 20- bis 25jährigen hat 
allein von Anfang 1963 auf Anfang 1964 um rund 
3 V. H, abgenommen — ein Rückgang der Zahl der 
aus diesen Ehen zu erwartenden Kinder wahrschein- 
lich ist. Es zeigt sich indessen, daß dieser Entwick- 
lung in den letzten Jahren eine deutliche Tendenz 
zu steigenden Kinderzahlen in den schon länger be- 
stehenden und neu geschlossenen Ehen entgegen- 
wirkt. Während im Zeitraum 1950 bis 1957 die Ge- 
burtenzunahme ausschließlich auf der Zunahme der 
Zahl der Ehen beruhte — und ohne diese Zunahme 
sogar eine Verminderung der Geburtenzahlen zu 
erwarten gewesen wäre — ist in den letzten Jahren 
nicht mehr die Veränderung der Zahl der Ehen, son- 
dern der Anstieg der Geburtenhäufigkeit in den 
Ehen der Hauptgrund für die Geburtenzunahme. 
Ferner hat sich gezeigt, daß sich entgegen manchen 
Erwartungen die stark gestiegene außerhäusliche 
Erwerbstätigkeit gerade der verheirateten Frauen 
auf die Zahl der Kinder in den ersten Ehejahren 
nicht negativ ausgewirkt hat. Ein weiterer örund 
für die Zunahme der Zahl der Lebendgeborenen ist 
der Rückgang der Totgeborenen-Quote (Zahl der 
Totgeburten auf 1000 Lebend- und Totgeburten), die 
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Übersicht 1 


Bevölkerung in der Bundesrepublik Deutschland 
in den Jahren 1960 bis 1964 

Jahresdurchschnitte 


Jahr 

Bevölkerung 

Erwerbsbevölkerung 

insgesamt 

davon arbeitslos 

in 1000 

Zuwachs 
gegen- 
über 
Vorjahr 
in v.H. 

in 1000 

Zuwachs 
gegen- 
über 
Vorjahr 
in v.H. 

in v.H. 

der 

Bevöl- 

kerung 

in 1000 

Zuwachs 
gegen- 
über 
Vorjahr 
in v.H. 

in v.H. 
der 

gesamten 

Erwerbs- 

bevölke- 

rung 

■■ 

55 433 

f,o 

26 518 


47,8 

271 


1.0 


56 175 

f,3 

26 772 

1.0 

47,7 

181 

-33,2 

0.7 


56 938 

1.4 

26 937 

0,6 

47,3 

155 

- 14,4 

0.6 

1963 

57 587 

1.1 

27 066 

0,5 

47,0 

186 

+ 20,0 

0.7 

1964 

58 267 

1.2 

27 148 

0,3 

46,6 

169 

- 9,1 

0,6 


1964 vorläufige Ergebnisse 


Quelle : Statistisches Bundesamt 


im Jahre 1964 nur noch 12,6 gegenüber 23 kurz nach 
dem 2. Weltkrieg ausmachte. 

Trotz der Zunahme der Zahl der Lebendgeborenen 
lag die allgemeine Geburtenziffer im Jahre 1964 mit 

18.2 auf Tausend (a. T.) etwas unter dem Vorjahres- 
wert (18,3 a. T.). Das hat seinen Grund in dem rela- 
tiv günstigen SterbMchkeitsverlauf im Berichtsjahr, 
in dem sich die allgemeine Sterbeziffer auf 11,0 a. T. 
gegenüber 11,7 a. T. im Jahre 1963 verringerte. Ob- 
wohl die allgemeine Sterbeziffer des Jahres 1964 
niedriger war als die der meisten Vorjahre, so kann 
nicht übersehen werden, daß die allgemeine Sterbe- 
ziffer seit Jahren eine leicht zunehmende Tendenz 
zeigt. Diese Entwicklung ist in Anbetracht der 
Altersstruktur der Bevölkerung in der Bundesrepu- 
blik nicht anders zu erwarten. Demgegenüber hat 
sich die Säuglingssterblichkeit weiter verringert. 
In Fortsetzung der bisherigen Entwicklung (1950: 

55.3 a. T.; 1963: 27,1 a. T.) erreichte sie im Jahre 
1964 mit 25,3 a. T. ihren bisher niedrigsten Stand. 

Da für das Berichtsjahr die bisher höchsten Ge- 
borenenzahlen ermittelt wurden und sich die Sterb- 
lichkeit im Vergleich zu den Vorjahren als beson- 
ders niedrig erwies, ergab sich mit 7,2 a. T. ein Ge- 
burtenüberschuß, wie er seit Kriegsende noch nicht 
verzeichnet werden konnte. Die in den kommenden 
Jahren zu erwartende Entwicklung der Geburten 
und Sterbefälle läßt es allerdings fraglich erscheinen, 
ob dieses Ergebnis Bestand haben wird. 

Die Erwerbstätigkeit in der Bundesrepublik 
Deutschland nahm im Berichtsjahr erneut zu. Die 
Erwerbsbevölkerung erreichte mit 27 148 000 Er- 
werbspersonen zwar einen neuen Höchststand, über- 
traf aber die Vorjahreszahl nur um 82 000 Personen. 
Mit einer Zuwachsrate von 0,3 v. H. wurden die 
Wachstumsziffern der Vorjahre (1963: 0,5 v. H.; 
1962: 0,6 v. H. und 1961: 1,0 v. H.) bei weitem 


nicht mehr erreicht. Nachdem der seit Jahren 
rückläufige Trend der Arbeitslosigkeit im Jahre 

1963 durch eine geringfügige Zunahme der Zahl 
der Arbeitslosen unterbrochen worden war, sank 
die Zahl der Arbeitslosen im Durchschnitt des 
Berichtsjahres wieder. Der Jahresdurchschnitt von 
169 000 Arbeitslosen lag um 17 000 unter dem Durch- 
schnitt des Jahres 1963. Damit belief sich der Anteil 
der Arbeitslosen an der Erwerbsbevölkerung wieder 
auf 0,6 V. H. (1963: 0,7 v. H.); diese bisher niedrigste 
Arbeitslosenquote nach dem 2. Weltkrieg war vor- 
her nur im Jahre 1962 erreicht worden. Die Arbeits- 
losigkeit erreichte im September 1964 mit rund 
100 000 registrierten Aibeitslosen ihren Tiefpunkt. 
Nach einer Sonderuntersuchung der Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung handelte es sich bei diesen Arbeitslosen zu 
rund zwei Dritteln um männliche Arbeitslose, von 
denen wiederum etwa 70 v. H. ältere, meist immo- 
bile und für eine Verwendung in den Brennpunk- 
ten des Kräftebedarfs kaum in Betracht kommende 
Arbeitskräfte waren. Die Knappheit am Arbeits- 
markt war im Berichtsjahr 1964 absolut und relativ 
gemessen noch größer als im Vorjahr. Während im 
Durchschnitt des Jahres 1963 einer Zahl von 186 000 
Arbeitslosen 555 000 offene Stellen gegenüberstan- 
den, stieg die Zahl der offenen Stellen im Jahre 

1964 auf 609 000; im August 1963 war das Verhält- 
nis zwischen registrierten Arbeitslosen und offenen 
Stellen annähernd 1:7. Die erneute Verschärfung 
der Lage am Arbeitsmarkt kommt vor allem darin 
zum Ausdruck, daß ohne Berücksichtigung des Neu- 
zuganges an ausländischen Arbeitskräften die Ge- 
samtzahl der Erwerbstätigen in der Bundesrepublik 
im Jahre 1964 niedriger war als im Vorjahr. Von 
der Gesamtzunahme der abhängig Beschäftigten 
(244 000) kamen im Berichtsjahr nur etwa 100 000 
aus dem Inland; bei diesen handelte es sich aus- 
schließlich um Personen, die schon vorher als Selb- 
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ständige und Mithelfende Familienangehörige im 
Erwerbsleben gestanden hatten und durch den 
Wechsel in eine abhängige Beschäftigung nur ihre 
Stellung im Beruf änderten. Da sich an der seit 
Jahren rückläufigen Entwicklung des heimischen Er- 
werbstätigenpotentials auch in naher Zukunft nichts 
ändern wird, wird die wirtschaftliche Weiterentwick- 
lung in der Bundesrepublik hinsichtlich des Produk- 
tionsfaktors „Arbeit" zunehmend von dem Erfolg 
der Bemühungen um die Anwerbung ausländischer 
Arbeitnehmer abhängig. Im Durchschnitt des Jahres 

1964 waren in der Bundesrepublik rund 900 000 
nichtdeutsche Arbeitnehmer beschäftigt, etwa 130 000 
mehr als im Vorjahr. Da sich der Zuzug im Laufe 
des Berichtsjahres beträchtlich verstärkte, lag im 
Oktober 1964, dem Monat des Jahreshöchststandes, 
die Zahl der ausländischen Arbeitnehmer mit mehr 
als 1 Million um fast 30 v. H. über der entsprechen- 
den Vorjahreszahl. Im Jahre 1964 stellten die aus- 
ländischen Arbeitskräfte 4,2 v. H. der Gesamtzahl 
aller Arbeitnehmer, während es im Jahre 1960 rund 
1 V. H. waren. Die Zahl der nichtdeutschen Arbeit- 
nehmer war im Berichtsjahr 1964 um fast die Hälfte 
höher als vor dem 1. Weltkrieg im ganzen Deutschen 
Reich. 

Trotz der erneuten Zunahme der Erwerbstätigkeit 
im Jahre 1964 verstärkte sich die Rückläufigkeit der 
Erwerbsquote (Anteil der Erwerbsbevölkerung an 
der Gesamtbevölkerung), die von 47,8 v. H. im Jahre 
1960, 47,7 V. H. im Jahre 1961, 47,3 v. H. im Jahre 
1962 und 47,0 v. H. im Jahre 1963 auf 46,6 v. H. 
gesunken ist. Diese abnehmende Tendenz hat ihre 
Ursache in den demographischen und sozialen Um- 
schichtungen von drei Generationen der deutschen 
Bevölkerung, deren Bestimmungsgründe und Aus- 
wirkungen im Sozialbericht 1964 erläutert worden 
sind; sie wäre noch sehr viel ausgeprägter, wenn 
nicht die wachsende Zahl ausländischer Arbeitneh- 
mer den zwangsläufigen Rückgang der Erwerbs- 
quote zumindest teilweise kompensiert hätte. Für 
die Aufgaben der gesetzlichen Rentenversicherungen 
in den kommenden Jahren ist die geschilderte Ent- 
wicklung insofern von besonderer Bedeutung, als 
der Rückgang der Erwerbsquote einhergeht mit 
einem kräftigen Wachstum der speziellen „Bela- 
stungsquote" dieser Versicherungen, dem Verhält- 
nis aus der Zahl der zu erwartenden Rentenempfän- 
ger und der Zahl der zu erwartenden Versicherten. 
Die neuesten versicherungstechnischen Bilanzen für 
die Rentenversicherungen der Arbeiter und der An- 
gestellten zeigen, daß die „Belastungsquote'' (Zahl 
der Versicherten- und Witwenrentner zur Zahl der 
Pflichtversicherten in beiden Bereichen) im Jahre 

1965 0,41 beträgt und im Laufe der nächsten zehn 
bis fünfzehn Jahre auf 0,48 ansteigen wird — erst 
in den 80er Jahren dieses Jahrhunderts ist mit einer 
Normalisierung im Bevölkerungsaufbau und einem 
leichten Sinken der „Belastungsquote" zu rechnen. 
Die Aufgabe, eine wachsende Zahl leistungsberech- 
tigter Menschen im Rahmen der gesetzlichen Renten- 
versicherungen angemessen am steigenden allge- 
meinen Lebensstandard zu beteiligen, wird um so 
leichter zu bewältigen sein, je mehr es gelingt, die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit in der Bundes- 
republik zu erhöhen. 


2. Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 

a) Entwicklung des Sozialprodukts 

Das wirtschaftliche Wachstum in der Bundesrepu- 
blik Deutschland war im Jahre 1964 erheblich stär- 
ker als in den beiden voraufgegangenen Jahren. 
Das Bruttosozialprodukt, umfassendster Ausdruck 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, erhöhte sich 
in jeweiligen Preisen um 9,6 v. H. auf 412,5 Milliar- 
den DM. Die Zuwachsraten hatten 1963 6,2 v. H. 
und 1962 8,7 v. H. betragen. Die Beschleunigung der 
wirtschaftlichen Expansion wird vor allem beim Ver- 
gleich der Entwicklung in konstanten Preisen deut- 
lich. In Preisen des Jahres 1954 stieg das Brutto- 
sozialprodukt auf 307,3 Milliarden DM; das ent- 
spricht einem Zuwachs von 6,5 v. H. oder einer 
Verdoppelung gegenüber dem Wachstum des Vor- 
jahres. Die reale Zunahme des Bruttosozialprodukts 
liegt aber nicht nur über der des Jahres 1963, in 
dem der außergewöhnlich lange und kalte Winter 
zu Produktionseinschränkungen führte, die im Laufe 
des Jahres nicht vollkommen aufgeholt werden 
konnten, sondern auch noch zur Hälfte über der des 
Jahres 1962 (4,1 v. H.) und übertrifft die Zuwachs- 
rate des Jahres 1961 (5,4 v. H.), in dem das nomi- 
nale Wachstum mit 9,9 v. H. über dem des Berichts- 
jahres lag. Die Ausweitung der Wirtschaftstätigkeit 
im Berichtsjahr erreichte allerdings nicht die beacht- 
lich hohen Wachstumsraten der Aufschwungsphase 
in den Jahren 1959 und 1960, in denen das Brutto- 
sozialprodukt in Preisen von 1954 um 6,9 v. H. bzw. 
8,8 V. H. zunahm. Die Preisentwicklung des Brutto- 
sozialprodukts entsprach annähernd derjenigen im 
Jahre 1963 (knapp 3 v. H.) und blieb damit erneut 
hinter dem stärkeren Preisauftrieb in den Jahren 
1961 und 1962 (jeweils mehr als 4 v. H.) zurück. 

Wie in allen Vorjahren ist auch im Jahre 1964 
wegen der neuten Zunahme der Bevölkerungszahl 


Übersicht 2 


Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 
in der Bundesrepublik Deutschland 
in den Jahren 1960 bis 1964 



Bruttosozi 

alprodukt zu Marktpreisen 


in jeweiligen Preisen 

in Preisen von 1954 

Jahr 

Mrd. 

DM 

Zu- 
wachs 
gegen- 
über 
Vor- 
jahr 
in V, H. 

I960 
= 100 

Mrd. 

DM 

Zn- 
w-nrhs 
gegen- 
über 
Vor- 
jahr 
in V. H. 

1960 
= 100 

1960 

296,8 



254,9 



1961 

326,2 

4-9,9 

110 

268,6 

-r5,4 

105 

1962 

354,5 

-1-8,7 

119 

279,6 

+ 4,1 

110 

1963 

376,5 

+ 6,2 

127 

288,6 

+ 3,2 

113 

1964 

412,5 

-^9,6 

139 

307,3 

-r6,5 

121 


Quelle: Statistisches Bundesamt (1963 und 1964 vor- 
läufige Ergebnisse) 
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Übersicht 3 


Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen je Einwohner 
in der Bundesrepublik Deutschland 
in den Jahren 1960 bis 1963 



Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 
je Einwohner 


in jeweiligen Preisen 

in Preisen von 1954 

Jahr 

DM 

Zu- 
wachs 
gegen- 
über 
Vor- 
jahr 
in V. H. 

I960 
= 100 

DM 

Zu- 
wachs 
gegen- 
über 
Vor- 
jahr 
in V. H. 

I960 
= 100 

1960 

5 354 



4 598 



1961 

5 807 

+ 8,5 

109 

4 781 

+ 4,0 

104 

1962 

6 226 

+ 7,3 

116 

4911 

+ 2,8 

107 

1963 

6 538 

+ 5,0 

122 

5 012 

+ 2,1 

109 

1964 

7 080 

+ 8,3 

132 

5 274 

+ 5,2 

115 


Quelle: Statistisches Bundesamt (1963 und 1964 vor- 
läufige Ergebnisse) 


der auf den einzelnen Einwohner entfallende Anteil 
am Sozialprodukt hinter der Steigerung des Sozial- 
produkts selbst etwas zurückgeblieben. In jeweili- 
gen Preisen stieg das Bruttosozialprodukt je Ein- 
wohner im Jahre 1964 um 8,3 v. H. auf 7080 DM 
(gegenüber 6538 DM und einer Steigerung um 
5,0 V. H. im Vorjahr): damit lag es um 32 v. H. über 
dem Wert des Vergleichsjahres 1960. Gemessen in 
Preisen des Jahres 1954 erhöhte sich das Brutto- 
sozialprodukt je Einwohner auf 5274 DM (gegen- 
über 5012 DM im Jahre 1963). Der Zuwachs von 
5,2 V. H. war mehr als doppelt so hoch wie der des 
Vorjahres (2,1 v. H.) und höher als in den übrigen 
beiden Vorjahren 1962 (2,8 v. H.) und 1961 

(4,0 V. H.). 

Die Erhöhung des allgemeinen Lebensstandards, 
die sich im Wachstum des Sozialprodukts und seines 
auf jeden Einwohner entfallenden Anteils ausdrückt, 
kam im Berichtsjahr 1964 wiederum allen Bevölke- 
rungsgruppen zugute. Wenngleich die einzelnen 
Einkommensarten — wie in den Vorjahren — am 
Zuwachs des Sozialprodukts unterschiedlich betei- 
ligt waren, so zeigte sich im Jahre 1964 ein sehr 
viel gleichmäßigeres Wachstum der einzelnen Ein- 
kommensarten als im Jahre 1963. Im Vorjahr wuch- 
sen die Privatentnahmen der Selbständigen um 
5,8 V. H., die Bruttolöhne und -gehälter um 7,3 v. H. 
und die Einkommensübertragungen aus der Sozial- 
versicherung um 9,8 V. H.; demgegenüber lagen die 
Zuwachsraten der Privatentnahmen (9,5 v. H.), der 
Bruttolöhne und -gehälter (9,9 v. H.) und der Ein- 
kommensübertragungen aus der Sozialversicherung 
(10,4 V. H.) im Berichtsjahr sehr viel näher beiein- 
ander. Diese Entwicklung war vor allem durch den 
Konjunkturverlauf im Jahre 1964 bedingt, der zu 
einem beschleunigten Wachstum der Erwerbsein- 
kommen führte; ferner hatte die Anpassung der 
Renten zu Beginn des Berichtsjahres um 8,2 v. H. 


dazu beigetragen, daß die Wachstumsraten der ge- 
nannten Einkommensarten nicht nennenswert von- 
einander abwichen. Diese nahezu parallele Entwick- 
lung der einzelnen Einkommensarten ist indessen 
ein mehr oder weniger zufälliges Wachstumsergeb- 
nis eines einzelnen Berichtsjahres, das sich aus der 
kurzfristigen Betrachtung ergibt. Die längerfristige 
Betrachtung zeigt nämlich, daß gerade in konjunk- 
turellen Aufschwungsphasen die steigenden Er- 
werbseinkommen den sehr viel weniger konjunktur- 
abhängigen Renten davoneilen können und dadurch 
Disproportionalitäten geschaffen werden, denen nur 
durch Maßnahmen der Sozialpolitik wirksam begeg- 
net werden kann. Durch die bis einschließlich 1965 
vollzogenen sieben Rentenanpassungen wurde das 
allgemeine Rentenniveau um 57 v. H. erhöht. Diese 
in einem Zeitraum von nur acht Jahren vollbrachte 
sozialpolitische Leistung hat zwar den Lebensstan- 
dard der Rentenempfänger nachhaltig angehoben 
und ihre wirtschaftliche Position gefestigt; sie hat 
indessen nicht verhindern können, daß in der gegen- 
wärtigen konjunkturellen Aufschwungsphase der 
Bundesrepublik die Erhöhung des Rentenniveaus 
hinter dem Zuwachs der Löhne und Gehälter zurück- 
bleibt. Da unter Einschluß der für das Jahr 1965 zu 
erwartenden Steigerung der Arbeitseinkommen die 
Durchschnittsverdienste aller Versicherten um 
82 V. H. über dem Stand des Jahres 1957 liegen 
werden, ergibt sich zwischen der Erhöhung der Ren- 
ten und dem Wachstum der Versichertenentgelte ein 
Unterschied von 25 Punkten. Die achte Rentenanpas- 
sung — vollzogen im Ausmaß der Veränderung der 
allgemeinen Bemessungsgrundlage von 1964 auf 1965 
(d. h. um 8,3 v. H.) — würde das allgemeine Ren- 
tenniveau auf einen Stand von 70 v. H. über dem 
des Jahres 1957 anheben und die erwähnte Diskre- 
panz zum Zuwachs der Versicherungsentgelte ver- 
ringern. Erleichtert wird die Verwirklichung dieses 
Vorhabens durch jene fortgesetzte Steigerung der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit in der Bundes- 
republik, die u. a. auch zur Erhöhung der durch- 
schnittlichen Versichertenentgelte und zur Ver- 
größerung der finanziellen Leistungsfähigkeit der 
gesetzlichen Rentenversicherungen geführt hat. 

Im Jahre 1964 erlebte die Wirtschaft der Bundes- 
republik ihren vierten Boom seit der Währungsre- 
form. Nachdem im zweiten Halbjahr 1963 eine rasch 
steigende Auslandsnachfrage den inländischen 
Märkten neue Impulse gegeben hatte, folgte eine 
allmähliche Beschleunigung der Inlandsnachfrage, so 
daß die expansiven Tendenzen an Stärke und Breite 
gewannen. Ausgehend von lagerzyklisch bedingten 
zusätzlichen Aufträgen der verarbeitenden Industrie 
griff der Aufschwung verhältnismäßig schnell auf die 
private Investitionstätigkeit über. Auch die öffent- 
liche Hand verstärkte ihre Investitionstätigkeit, und 
schließlich nahmen im Zuge der allgemeinen Ein- 
kommensexpansion die Verbrauchsausgaben der 
privaten Haushalte beschleunigt zu. Mit dieser zeit- 
lichen Folge der Nachfrageintensivierung entsprach 
der neue Aufschwung den Ablaufstendenzen voran- 
gegangener Konjunkturzyklen, und ebenso wie in 
vergleichbaren Phasen der Vergangenheit bildeten 
sich Spannungsmomente, die allerdings nicht das 
während der Hochkonjunktur der Jahre 1959 und 
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1960 spürbare Ausmaß erreichten. Lediglich auf dem 
Arbeitsmarkt waren die Spannungen im Jahre 1964 
stärker als in jedem Vorjahr; die Zahl der bei den 
Arbeitsämtern gemeldeten offenen Stellen erreichte 
einen nie zuvor verzeichneten Stand, und die außer- 
ordentlich niedrige Zahl registrierter Arbeitsloser 
machte nur einen Bruchteil des ungedeckten Kräfte- 
.bedarfs aus. Infolge der anhaltenden Ubernachfrage 
nach Arbeitskräften verstärkte sich der Lohnauf- 
trieb. Obwohl die Spannungen auf den Warenmärk- 
ten durch gesteigerte Importe gemildert werden 
konnten, kam es auf fast allen Märkten zu Preisstei- 
gerungen, die allerdings zum Teil geringer waren 
als im Vorjahr (z. B. heim Preisindex für die Lebens- 
haltung und bei den Erzeugerpreisen landwirtschaft- 
licher Produkte), zum anderen Teil aber auch merk- 
lich darüber lagen; namentlich die Erzeugerpreise 


industrieller Produkte, die auf veränderte Marktbe- 
dingungen meist ohne große zeitliche Verzögerung 
reagieren, sind seit der Jahresmitte 1964 relativ 
kräftig gestiegen. Damit entfiel einer der wenigen 
Faktoren, die vordem verzögernd auf den allgemei- 
nen Preisanstieg gewirkt hatten, denn die Erzeuger- 
preise industrieller Produkte hatten sich bis dahin 
nur wenig verändert und ein gewisses Gegenge- 
wicht gegen die stärkeren Preiserhöhungen bei den 
Vefbrauchsgütern dargestellt. 

Das nachhaltige Wachstum des Sozialprodukts im 
Berichtsjahr erklärt sich nicht zuletzt aus den Um- 
stellungs- und Anpassungsvorgängen in einer Reihe 
von Wirtschaftsbereichen während der voraufge- 
gangenen ruhigeren Konjunkturphase, die dazu ge- 
führt haben, daß Produktionsspielraum und Nach- 


übersicht 4 


Verwendung des Sozialprodukts in der Bundesrepublik Deutschland 
in den Jahren 1960 bis 1964 


Verwendungsart 

1960 

1961 

1962 

1963 

1964 



Milliarden DM in jeweiligen Preisen 


Privater Verbrauch 

170,0 

186,8 

204,0 

215,1 

232,4 

Staatsverbrauch 

40,4 

46,1 

53,1 

59,2 

61,9 

Anlageinvestitionen 

70,6 

80,7 

90,2 

94,9 

108,0 

Vorrats Veränderung 

+ 8,6 

+ 5,9 

+ 3,5 

+2,3 

+ 5,2 

Außenbeitrag 

+ 7,2 

+ 6,8 

+ 3,7 

+5,0 

+5,0 

Bruttosozialprodukt 

296,8 

326,2 

354,5 

376,5 

412,5 

- 


Milliarden DM in Preisen von 1954 


Privater Verbrauch 

152,4 

163,0 

172,8 

177,6 

187,1 

Staatsverbrauch 

32,8 

35,5 

39,8 

43,0 

43,0 

Anlageinvestitionen 

60,0 

65,6 

69,4 

71,0 

78,8 

Vorrats Veränderung 

+ 8,2 

+ 5,5 

+3,1 

+ 2,1 

+ 4,8 

Außenbeitrag 

+ 1,5 

-1,0 

-5,5 

-5,1 

-6,4 

Bruttosozialprodukt 

254,9 

268,6 

279,6 

288,6 

307,3 



in V. H. in jeweiligen Preisen 


Privater Verbrauch 

57,3 

57,3 

57,6 

57,1 

56,3 

Staatsverbrauch 

13,6 

14,1 

15,0 

15,7 

15,0 

Anlageinvestitionen 

23,8 

24,7 

25,4 

25,2 

26,2 

Vorratsveränderung 

2,9 

+8 

J,o 

0,6 

1,3 

Außenbeitrag 

2,4 

2,1 

1,0 

1,3 

1,2 

Bruttosozialprodukt 

100 

100 

100 

100 

100 


Quelle: Statistisches Bundesamt (1963 und 1964 vorläufige Ergebnisse) 
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frage besser aufeinander abgestimmt wurden. 
Schließlich entfielen im Jahre 1964 vor allem auch 
die witterungsbedingten Einflüsse, die im Vorjahr 
die Expansion bis in das Frühjahr hinein gehemmt 
und auch Wirtschaftsbereiche in Mitleidenschaft ge- 
zogen hatten, die normalerweise nicht witterungs- 
abhängig sind. 

Der Konjuhkturverlauf des Jahres 1964 war durch 
die zunehmende Bedeutung der Inlandsnachfrage 
innerhalb der Gesamtnachfrage gekennzeichnet. 
Dies war einerseits dadurch begründet, daß die’ in- 
ländischen Käufer weit mehr Aufträge als im Vor- 
jahr vergaben, andererseits durch eine im Laufe des 
Jahres vergleichsweise schwächer gewordene Aus- 
landsnachfrage. Während die Zuwachsrate der Auf- 
tragseingänge aus dem Ausland im Jahre 1963 rund 
17 V. H. betragen hatte, war sie beim Jahreswechsel 
1964/65 nur noch etwa 5 v. H. Der wichtigste Grund 
für die Abschwächung der Auslandsnachfrage dürfte 
darin zu erblicken sein, daß in einigen Nachbarlän- 
dern — teils wegen der dort ergriffenen anti-infla- 
torischen Maßnahmen, teils wegen der deflato- 
rischen Wirkungen der vorangegangenen hohen 
Zahlungsbilanzdefizite — die Konjunkturüberhit- 
zung einer ausgeglicheneren Wirtschaftsentwicfclung 
wich. Zum Teil hing das Nachlassen des Export- 
booms der Bundesreprublik aber auch damit zusam- 
men, daß die inländischen Produzenten wegen der 
zunehmenden Belebung des Binnenmarktes nicht 
mehr veranlaßt waren, um jeden Preis zu exportie- 
ren und sich im Laufe des Jahres in ihrer Preisge- 
staltung an das in der Regel etwas höhere Preis- 
niveau in den Abnehmerländern anpassen konnten. 

Die erste Rückwirkung des bis in das Frühjahr 
1964 andauernden Exportbooms war die Zunahme 
der inländischen privaten Investitionstätigkeit. Die 
Anlageinvestitionen in der Volkswirtschaft nahmen 
von 1963 auf 1964 in jeweiligen Preisen um 13,8 v.H. 
und in Preisen des Jahres 1954 um 11,0 v. H. zu. Ihr 
Zuwachs übertraf den des Bruttosozialprodukts zu 
Marktpreisen (nominell 9,6 v. H., real 6,5 v. H.) be- 
trächtlich. Auch die Lagerhaltung verstärkte sich im 
Berichtsjahr erheblich. Der Wert der Vorratsverände- 
rung war mit 5,2 Milliarden DM (in jeweiligen Prei- 
sen) mehr als doppelt so hoch wie im Jahre 1963 
(+ 2,3 Milliarden DM). Mit 113,2 Milliarden DM in 
jeweiligen Preisen erhöhte sich der Anteil der 
Brutto-Investitionen (Anlageinvestitionen und Vor- 
ratsveränderung) auf 27,5 V. H. des Bruttosozialpro- 
dukts; dies ist die höchste „Investitionscjuote", die 
seit Kriegsende in der Bundesrepublik zu verzeich- 
nen war. An der starken Ausweitung der Anlage- 
investitionen waren sowohl die Ausrüstungsinvesti- 
tionen als auch die Bauinvestitionen beteiligt. Die 
starke Belebung der Ausrüstungsinvestitionen war 
einerseits darin begründet, daß die gesamtwirt- 
schaftliche Nachfrage den bei Beginn der Auf- 
schwungsperiode noch vielfach vorhandenen freien 
Kapazitätsspielraum zusehends verengte, so daß ein 
beschleunigter Ausbau des Produktionsapparates er- 
forderlich wurde, andererseits aber auch darin, daß 
die Ertragslage der Unternehmen diese Entwicklung 
begünstigte. Während die gesamten Ausrüstungs- 
investitionen im Jahre 1964 um 12,1 v.H. stiegen, 
nahmen die Bauinvestitionen um 15,4 v. H. zu. Das 


deutet darauf hin, daß die Unternehmen bei ihren 
Anlageinvestitionen über die Rationalisierungsmaß- 
nahmen hinaus — zu denen sie durch den Arbeitskräf- 
temangel und den Zwang zum Schritthalten mit dem 
technischen Fortschritt veranlaßt waren — in zuneh- 
mendem Maße auch auf eine Erweiterung der Pro- 
duktionskapazitäten bedacht waren. Das Ausmaß 
der konjunkturellen Expansion im Bereich der ge- 
werblichen Bauwirtschaft wird besonderes darin 
deutlich, daß der geplante Bauaufwand im letzten 
Vierteljahr 1964 um fast die Hälfte höher war als 
im ersten Vierteljahr des Vorjahres, in dem er 
seinen letzten Tiefstand erreicht hatte. 

Im Gegensatz zu den Vorjahren hat sich der 
Staatsverbrauch nicht stärker ausgeweitet. Mit 
61,9 Milliarden DM in jeweiligen Preisen lagen die 
staatlichen Käufe von Waren und Dienstleistungen 
nur um 2,7 Milliarden DM oder 4,6 v. H. über dem 
Wert des Vorjahres. Damit lag die Zuwachsrate des 
Staatsverbrauchs seit langer Zeit erstmals wieder 
unter der Wachstumsrate des Bruttosozialprodukts 
und den Zuwachsraten der übrigen Verwendungs- 
arten des Sozialprodukts. Ebenso sank im Jahre 
1964 der Anteil des Staatsverbrauchs am Brutto- 
sozialprodukt auf 15,0 V. H., nachdem er in den 
letzten Jahren ständig gestiegen war und im Jahre 

1963 mit 15,7 v. H. einen Höchststand erreicht hatte. 
Ausschlaggebend für die geringe Zunahme des 
Staatsverbrauchs war, daß der Verbrauch für Ver- 
teidigungszwecke von 1963 auf 1964 von 17,3 Milli- 
arden DM auf 16,0 Milliarden DM zurückgegangen 
ist, was zum Teil damit zusammenhängt, daß die 
tatsächlichen Lieferungen von Rüstungsgütern aus 
dem Ausland dem Wert nach hinter den im Jahre 

1964 an das Ausland geleisteten Zahlungen zurück- 
geblieben sind. Der Staatsverbrauch für zivile 
Zwecke hat im Berichtsjahr 1964 um 9,8 v. H. zuge- 
nommen und den Betrag von 45,9 Milliarden DM in 
jeweiligen Preisen erreicht. Diese Zuwachsrate 
weicht nur unwesentlich von der des Bruttosozial- 
produkts (9,6 V. H.) ab und entspricht ungefähr der 
Wachstumsrate des Vorjahres. Im Jahre 1964 haben 
sich sowohl die Personal- als auch die Sachausgaben 
etwa im gleichen Maße erhöht wie im Vorjahr. 
Dabei waren die Einkommenserhöhungen im öffent- 
lichen Dienst bei den Beamten und Angestellten 
um einiges niedriger als im Vorjahr, bei den Ar- 
beitern etwas höher. Für die Beamten und Ange- 
stellten fiel der Schwerpunkt der Gehaltserhöhun- 
gen im Jahre 1963 ins erste, im Berichtsjahr hinge- 
gen ins zweite Halbjahr. In Preisen von 1954 gemes- 
sen hat der Staatsverbrauch im Jahre 1964 stagniert; 
in absoluten Zahlen belief sich der Staatsverbrauch 
sowohl 1963 als auch 1964 auf 43,0 Milliarden DM, 
während die Zuwachsrate in Preisen von 1954 nur 
0,1 V. H. betrug. Insgesamt gesehen hat die Finanz- 
gebarung der öffentlichen Haushalte im Jahre 1964 
nicht so expansiv gewirkt wie in den Vorjahren. 
Wenngleich sich im Berichtsjahr nur der Bund an die 
im Wirtschaftsbericht 1964 genannte Richtschnur 
eines Ausgabezuwachses von sechs v. H. gehalten 
hat, während die übrigen öffentlichen Haushalte 
diese Grenze — teilweise als zwangsläufige Anpas- 
sung an die nominale Steigerung des Sozialprodukts 
und des Volkseinkommens — nicht unerheblich 
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überschritten haben, so hat doch bei zusammenfas- 
sender Betrachtung das Verhalten der öffentlichen 
Hand im Jahre 1964 die konjunkturellen Spannungs- 
momente, die sich aus dem Konjunkturaufschwung 
ergeben haben, nicht noch seinerseits verstärkt. 

Das letzte Glied in der Kette der konjunkturellen 
Reaktionen bildete im Jahre 1964 der Private Ver- 
brauch. Wie in ähnlichen Phasen eines neuen Auf- 
schwungs übertrugen sich im Berichtsjahr die kräfti- 
gen Auftriebsimpulse in den übrigen Bereichen ver- 
hältnismäßig schnell auf die Einkommen der priva- 
ten Haushalte, die sich — teils infolge der anhalten- 
den Spannungen auf dem Arbeitsmarkt, die zu 
Lohnsteigerungen führte, teils aber auch wegen der 
günstigeren Gewinn- und Einkommenssituation der 
Unternehmer — sehr viel stärker erhöhten als im 
Vorjahr. Mit einer Zuwachsrate von 9,5 v. H. (1963: 
6,7 V. H.) hat das verfügbare Einkommen der priva- 
ten Haushalte im Berichtsjahr fast die Wachstums- 
rate des Bruttosozialprodukts erreicht. Zu dieser 
Entwicklung hat nicht nur beigetragen, daß am 
Markt gebildete Erwerbseinkommen eine kräftige 
Steigerung erfuhren, sondern auch die Übertra- 
gungseinkommen aus öffentlichen Haushalten er- 
heblich Zunahmen. Vor allem die Lohnbezogenheit 
der Scxzialversicherungsrenten — die zu einer An- 
passung der Leistungen an die Entwicklung einiger 
zurückliegender Jahre führt — hat dazu beigetra- 
gen, daß die laufenden Renten im Jahre 1964 stär- 
ker Zunahmen als die Löhne und Gehälter und daß 
insgesamt die Zunahme der verfügbaren Einkom- 
men die Steigerung des Sozialprodukts nicht 
nennenswert unterschritt. Die Ausgaben für den 
Privaten Verbrauch stiegen im Berichtsjahr in je- 
weiligen Preisen um 8,0 v. H. auf 232,4 Milliar- 
den DM. Der Zuwachs in Preisen des Jahres 1954 
belief sich auf 5,3 v. H.; nach beiden Rechnungen lag 
er erheblich über dem Zuwachs des Vorjahres. Da- 
bei ist beachtlich, daß der gesamte Private Ver- 
brauch im Berichtsjahr stärker zunahm als die Käufe 
der privaten Haushalte vom Einzelhandel, auf die 
ungefähr 45 v. H. des Privaten Verbrauchs entfal- 
len. Nach den für den Einzelhandel errechneten Um- 
satzmeßziffern haben die privaten Haushalte im 
Berichtsjahr und in jeweiligen Preisen gerechnet 
etwa sieben v. H. mehr Waren vom Einzelhandel 
gekauft als im Jahre 1963. Ebenso haben sich Privat- 
käufe vom Handwerk niedriger gehalten, als es die 
Zunahme der verfügbaren Einkommen erlaubt hätte. 
Demgegenüber haben die Ausgaben der privaten 
Haushalte für Dienstleistungen, insbesondere für 
Wohnungsmieten, überdurchschnittlich zugenom- 
men. Eine Aufgliederung des Privaten Verbrauchs 
nach Verwendungszwecken zeigt, daß im Jahre 1964 
die privaten Haushalte unterdurchschnittliche Zu- 
satzkäufe von Nahrungs- und Genußmitteln, Klei- 
dung und Schuhwerk sowie Energie und Brennstof- 
fen tätigten; dagegen erhöhten sich die Ausgaben 
für die übrigen Verwendungsarten teils geringfügig, 
teils erheblich mehr als der gesamte Private Ver- 
brauch. Die Tatsache, daß die privaten Haushalte 
das zusätzliche verfügbare Einkommen nicht im vol- 
len Ausmaß seiner Erhöhung verwendeten, um Kon- 
sumgüter zu erwerben, lag an einer erneuten Stei- 
gerung nicht nur der Sparfähigkeit, sondern auch 


der Sparwilligkeit. Die Sparquote der privaten 
Haushalte — gemessen an der Ersparnis im Ver- 
gleich zum verfügbaren Einkommen — stieg im 
Jahre 1964 auf 10,8 v. H. (gegenüber 9,6 im Vorjahr 
und 8,5 V. H. im Jahre 1962). Dies bedeutet, daß die 
privaten Haushalte von ihrem Einkommenszuwachs 
im Berichtsjahr — nämlich 22,6 Milliarden DM — 
5,4 Milliarden DM oder rund ein Viertel gespart 
haben. Diese Ersparnis bildete ein sehr beachtliches 
Gegengewicht gegen die Erhöhung der Gesamtnach- 
frage in den übrigen Bereichen der Volkswirtschaft. 
Insgesamt gesehen war der Anteil des Privaten Ver- 
brauchs mit 232,4 Milliarden DM in jeweiligen Prei- 
sen am Bruttosozialprodukt von 412,5 MilliardenDM 
mit 56,3 V. H. noch nie so niedrig wie im Berichts- 
jahr. 

Der Außenbeitrag — als weitere Verwendungsart 
des Sozialprodukts — stimmte im Jahre 1964 mit 
dem Ergebnis des Vorjahres (+ 5,0 Milliarden DM) 
überein. Damit hat sich — gemessen in jeweiligen 
Preisen — die Erhöhungstendenz von 1962 auf 1963 
(von 3,7 auf 5,0 Milliarden DM) im Berichtsjahr 
nicht fortgesetzt. Nach ständigen Abnahmen dieses 
Wertes in den Jahren 1958 bis 1962 hatte sich im 
Jahre 1963 eine neue Aufwärtsbewegung ange- 
bahnt. Während der Export im Jahre 1963 dahin 
tendierte, schneller als die Einfuhr zu wachsen 
(8,8 V. H. gegenüber einem Zuwachs von 7,2 v. H.), 
lag im Jahre 1964 die Zuwachsrate der Einfuhr mit 
11,9 V. H. etwas über der Wachstumsrate der Aus- 
fuhr (ll,lv. H.). Im Berichtsjahr erhöhte sich der 
Wert der ausgeführten Güter und Dienstleistungen 
(einschließlich des Wertes der von Inländern aus 
der übrigen Welt empfangenen Erwerbs- und Ver- 
mögenseinkommen) um 11,1 V. H. auf 83,3 Milliar- 
den DM. Ausschlaggebend für diesen Zuwachs war 
die Entwicklung der Warenausfuhr, die um 11,6 v.H. 
auf 67,6 Milliarden DM anstieg. Zwar hatte inner- 
halb des Exports die Ausfuhr im Interzonenhandel 
eine besonders starke Zunahme (von mehr als 
einem Drittel) zu verzeichnen, jedoch wirkte sich 
diese Zunahme wegen des relativ geringen Anteils 
dieses Handels an der Gesamtausfuhr (im Jahre 
1964: 1.8 v.H.) nur wenig aus. Die Dienstleistungs- 
verkäufe sind in ähnlichem Maße (+ 9,0 v. H.) ge- 
stiegen wie die Warenausfuhr; im Jahre 1963 waren 
sie nur um 3,7 v. H. größer gewesen als im Jahre 
1962. An der verstärkten Zunahme der Dienstlei- 
stungsverkäufe im Berichtsjahr waren vor allem 
die Einnahmen aus Transportleistungen und aus 
dem Reiseverkehr beteiligt. 

Die Einfuhr von Waren und Dienstleistungen 
(einschließlich der an die übrige Welt geleisteten 
Erwerbs- und Vermögenseinkommen) belief sich im 
Jahre 1964 auf 78,3 Milliarden DM. Der Anteil der 
Wareneinfuhr, der fast den gleichen Zuwachs zu 
verzeichnen hatte wie die gesamte Einfuhr (12,2 v.H. 
zu 11,9 V. H.) erreichte einen Wert von 58,3 Milliar- 
den DM. Etwa gleich groß war die Zunahme der 
Dienstleistungskäufe aus der übrigen Welt 
(11,1 V. H.); ihre jährliche Steigerung war mit Aus- 
nahme des Jahres 1963 (d- 4,9 v.H.) niemals weni- 
ger als 10 v.H. gewesen. Da sich die Ausfuhr- und 
Einfuhrpreise im Berichtsjahr 1964 nur sehr wenig 
unterschiedlich entwickelt haben, weichen die Preis- 
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indizes der letzten inländischen Verwendung und 
des Bruttosozialprodukts — das die Verteuerung 
der Produktionstätigkeit der Inländer mißt — nur 
wenig voneinander ab. Der globale Preisindex des 
Bruttosozialprodukts erhöhte sidi (wie im voraufge- 
gangenen Jahr) um knapp 3 v. H. Demgegenüber 
lagen die Preise des Privaten Verbrauchs und der 
Anlageinvestitionen um rund 2,5 v. H. über dem 
Niveau des Vorjahres. 

Wegen des recht unterschiedlichen Wachstums 
der einzelnen Verwendungsarten des Sozialpro- 
dukts hat sich im Berichtsjahr die Struktur der Ver- 
wendungsseite erneut verschoben. Der größenmäßig 
höchste Anteil, der Private Verbrauch, sank mit 
56,3 V. H. auf seinen bisher niedrigsten Vomhun- 
dertsatz. Der Staatsverbrauch sank mit 15^0 v. H. 
unter den Anteilssatz des Vorjahres, während . die 
Bruttoinvestitionen mit insgesamt 27,5 v. H. ihre 
bisher höchste Quote verzeichneten. Demgegenüber 
war der Außenbeitrag mit 1,2 v. H. am nominellen 
Sozialprodukt etwas schwächer beteiligt als im Vor- 
jahr. 

b) Produktion 

Die gesamtwirtschaftliche Produktion ist im Be- 
richtsjahr 1964 wieder stärker als in den Vorjahren 
gewachsen, in denen u. a. die Witterung die Expan- 
sion gehemmt hatte. Hauptträger der gesamtwirt- 
schaftlichen Produktionszunahme, die sich in der 
Erhöhung des realen Bruttosozialprodukts um 
6,5 V. H. widerspiegelt, war die Industrie, deren 
Produktionsvolumen um 9,2 v. H. über dem des Jah- 
ren 1963 lag; auf der Basis 1950 — 100 ergab diese 
Produktionszunahme einen Indexwert von 310. Mit 
der im Berichtsjahr verzeichneten Zunahme hat sich 
das Wachstumstempo, das sich von 1961 bis 1963 
mit jährlichen Zuwachsraten von 5,1 v. H., 4,6 v. H. 
und 3,5 V. H. langsam ermäßigt hatte, wieder unver- 
kennbar beschleunigt. Teilweise läßt sich die hohe 
Produktionszunahme, die fast zweieinhalbmal so 
hoch war wie die des Vorjahres, auf die für Außen- 
arbeiten günstigere Witterung und auf eine im Be- 
richtsjahr höhere Zahl von Arbeitstagen als im 
Jahre 1963 zurückführen. Andererseits ist das kräf- 
tige Wachstum um so beachtlicher, als die Zahl der 
Beschäftigten in der Industrie nur um 0,4 v. H. ge- 
stiegen ist; die Zahl der darin enthaltenen Arbeiter 
ist sogar um 0,1 v. H. zurückgegangen. Allerdings 
war die Abnahme der Zahl der Arbeiter in der Indu- 
strie geringer als im Vorjahr. Damals lag der Rück- 
gang bei 1,9 V. H. Bemerkenswert ist ferner, daß die 

— schon im vorjährigen Sozialbericht angedeutete 

— „gespaltene Konjunktur" einem allgemeineren, 
die meisten Industriezweige erfassenden Auf- 
schwung wich. 

Die kräftige Zunahme des Produktionsvolumens, 
die sehr deutlich den konjunkturellen Aufschwung 
im Berichtsjahr erkennen läßt, fand bei sich verstär- 
kender Verflechtung mit den Partnerländern des 
Gemeinsamen Marktes ihre Entsprechung in den 
Veränderungsraten der industriellen Produktion der 
EWG-Länder, Die industrielle Produktion der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft vergrößerte sich 


im Wirtschaftszeitraum 1963/64 um mehr als 7 v. H. 
nach rund 4,5 v. H. im Vergleichszeitraum des Vor- 
jahres. An der Produktionssteigerung waren alle 
Mitgliedstaaten mit Ausnahme Italiens beteiligt. 

Auch im Berichtsjahr 1964 hatten die einzelnen 
Wirtschaftsbereiche an der Ausweitung der Produk- 
tion unterschiedlichen Anteil, jedoch war die Diffe- 
renzierung im ganzen nicht so ausgeprägt wie im 
Vorjahr. Ausschlaggebend für die gleichmäßigere 
Entwicklung dürfte nicht zuletzt gewesen sein, daß 
sich die konjunkturellen Auftriebskräfte vom Ex- 
portmarkt her stärker auf die inländischen Investi- 
tionsgüter und — unterstützt von steigenden Mas- 
seneinkommen — auch auf den Verbrauchsgüter- 
markt verlagert haben. 

An erster Stelle der industriellen Produktionsaus- 
weitung lagen im Jahre 1964 die Grundstoff- und 
Produktionsgüterindustrien, die mit einem Zuwachs 
von 13,7 V. H. ihr Wachstumstempo erheblich über 
das des Vorjahres (5,5 v. H.) steigern konnten. Auf- 
fallend hohe Wachstumsraten hatten hier die 
Chemiefasererzeugung (21,0 v. H.) und die eisen- 
schaffende Industrie (19,2 v. H.). Die zweite Stelle 
nahmen mit 9,1 v. H. die Investitionsgüterindustrien 
ein, deren Produktionsvolumen 1963 mit einer Zu- 
wachsrate von 1,3 V. H. fast unverändert blieb. Bis 
auf den Schiffbau, dessen Produktion nur um ein hal- 
bes Prozent stieg, nahmen in diesem Bereich alle 
Industrien kräftig an der Vermehrung der Produk- 
tion teil, angeführt von der elektrotechnischen Indu- 
strie und den Betrieben der Stahlverformung mit je 
12,0 V. H. Zuwachs. Da die Produktion der elektro- 
technischen Industrie im Vorjahr um fast zwei Pro- 
zent geschrumpft war, verdient ihre Produktions- 
steigerung im Jahre 1964 besondere Beachtung. Die 
Energieversorgungsbetriebe, die 1963 mit einer Stei- 
gerung von 8,7 V. H. die erste Stelle der Intensitäts- 
skala des industriellen Wachstums eingenommen 
hatten, hielten im Berichtsjahr ihre Dynamik auf 
mehr als gleicher Höhe (+ 8,8 v. H.), wurden aber 
von den genannten anderen Industrien überflügelt 
und auf den dritten Platz verwiesen. Den vierten 
Platz nahmen nach einer Produktionszunahme von 
etwas mehr als zwei Prozent im Vorjahr mit nun- 
mehr 7,9 V. H. die Verbrauchsgüterindustrien ein. 
Neben einer mäßigen Steigerung in der Beklei- 
dungs-, Schuh- und Leder erzeugenden Industrie 
lagen in diesem Industriezweig die Kunststoff ver- 
arbeitende Industrie mit einer Zuwachsrate von 
24,3 V. H. sowie die Holz verarbeitende Industrie, 
die Papier und Pappe verarbeitende Industrie sowie 
die Druckerei- und Vervielfältigungsindustrie mit 
Wachstumsraten ihrer Produktion von zehn bis 
zwölf Prozent an der Spitze. Die Expansion der 
Kunststoff verarbeitenden Industrie hält mit unver- 
minderter Stärke seit vielen Jahren an; besonders 
deutlich wird dies am Produktionsindex, der auf der 
Basis 1950 = 100 auf 1607 kletterte. Die Nahrungs- 
und Genußmittelindustrien schließlich konnten mit 
4,8 V. H. die Steigerung ihrer Produktion, die sich 
im Vorjahr auf 4,4 v. H. belief, verhältnismäßig 
gleichmäßig fortsetzen. 

Eine sehr unterschiedliche Entwicklung gab es im 
Berichtsjahr 1964 im Bergbau, dessen gesamter Aus- 
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stoß um 3,5 V. H. stieg, etwas stärker als im Vorjahr 
(2,8 V. H.). Die Kali- und Steinsalzgewinnung konn- 
ten mit einer Zuwachsrate von 11,3 v. H. und die 
Erdöl- und Erdgasgewinnung mit einer solchen von 
9,9 V. H. ihre Produktion am kräftigsten steigern. Die 
Erdöl- und Erdgasgewinnung erreichte dabei einen 
Produktionsindex von 777 (Basis: 1950 = 100), wäh- 
rend der Bergbau insgesamt einen Index (auf gleicher 
Basis) von 161 verzeichnet. Diesem Wachstum steht 
die fast stagnierende Produktion im Kohlenbergbau 
(+ 0,9 V. H.) und der Metallerzeugung (-f 1,0 v. H.) 
und eine rückläufige Produktion im Eisenerzbergbau 
(— 9,6 V. H.) gegenüber. 

Im Bauhauptgewerbe erhöhte sich das Produk- 
tionsvolumen um 10,3 V. H., nachdem im Vorjahr die 
Expansion durch Witterungseinflüsse behindert war 
und nur rund 3 v. H. erreichte. Die Erzeugung der 
Landwirtschaft erhöhte sich im Berichtsjahr um rund 
3,3 V. H.; davon entfiel auf die Erzeugung von 
pflanzlichen Produkten ein Wachstum von 7,0 v. H., 
während die Produktion von tierischen Erzeugnissen 
um 2,3 V. H. zunahm. 

c) Preise und Löhne 

Auch im Berichtsjahr 1964 hatten die Preise insge- 
samt eine steigende Tendenz. Der Preisanstieg war 
indessen auf den wichtigsten Gebieten geringer als 
im Vorjahr. 


Der Preisindex für die Lebenshaltung eines Vier- 
Personen-Arbeitnehmerhaushalts mit mittlerem Ein- 
kommen erhöhte sich im Durchschnitt des Jahres 
1964 gegenüber 1963 um 2,3 v. H. Im Vorjahr hatte 
die Preissteigerung 3,0 v. H. betragen, also mehr als 
im Durchschnitt der Jahre 1950 bis 1962 (2,2 v. H.). 
Vom Preisanstieg waren alle Hauptgruppen des 
Preisindex für die Lebenshaltung betroffen. Am 
stärksten zogen die Preise für Wohnungsmieten, 
vor allem als Folge des Abbaus der Beschränkungen 
am Wohnungsmarkt, mit + 6,2 v. H. an. Bei den 
übrigen Ausgabearten bewegte sich der Preisanstieg 
um ein bis drei Prozent, wobei Waren und Dienst- 
leistungen für Verkehrszwecke und Nachrichten- 
übermittlung mit 1,1 V. H. die schwächste Zuwachs- 
rate aufwiesen. Mit einer Zunahme um 2,8 v. H. war 
der Preisindex für die Lebenshaltung eines Zwei- 
Personen-Haushalts von Rentnern und Sozialhilfe- 
empfängern stärker gestiegen als der erwähnte all- 
gemeine Preisindex; auch hier waren es die Woh- 
nungsmieten, die mit einer durchschnittlichen Stei- 
gerung von 6,4 V. H. am stärksten zur Verteuerung 
der Lebenshaltung beitrugen. Die' Lebenshaltung 
eines Kindes, die im Preisindex für ein siebenjähri- 
ges Kind in einem kleineren Haushalt berechnet 
wird, verteuerte sich um 2,4 v. H. 

Im einzelnen verteuerten sich im Durchschnitt des 
Jahres 1964 gegenüber dem Durchschnitt 1963 bei 


Übersicht 5 


Einkommen aus unselbständiger Arbeit in der Bundesrepublik Deutschland 
in den Jahren 1960 bis 1964 


Gliederung des Einkommens 
aus unselbständiger Arbeit 


1960 

1961 

1962 

1963 

1964 

Bruttoeinkommen aus un- 
selbständiger Arbeit 

Mrd. 

DM 

139,8 

157,2 

173,9 

186,6 

204,4 

— Arbeitgeberbeiträge zu 
öffentlichen Einrichtungen 
der sozialen Sicherung . . 

Mrd. 

DM 

15,5 

17,1 

18,7 

20,1 

21,4 

= Bruttolohn- und -gehalts- 
summe 

Mrd. 

DM 

124,2 

140,1 

155,2 

166,5 

183,0 

— Abzüge für direkte 

Steuern 

Mrd. 

DM 

7,9 

10,2 

11,8 

13,3 

15,4 

— Arbeitnehmerbeiträge zu 
öffentlichen Einrichtun- 
gen der sozialen Siche- 
rung 

Mrd. 

DM 

11,7 

12,8 

14,3 

15,4 

16,9 

== Nettoeinkommen aus 

unselbständiger Arbeit . . 

Mrd. 

- 

DM 

104,6 

117,1 

129,0 

137,8 

150,7 

in V. H. der Bruttolohn- 
und -gehaltssumme . . . . 

.... v.H. 

84,2 

83,6 

83,2 

82,7 

82,3 

Bruttolohn- und -gehalts- 
summe monatlich je durch- 
schnittlich beschäftigten Ar- 
beitnehmer 


DM 

509 

563 

614 

651 

709 


Quelle : Statistisches Bundesamt und Deutsche Bundesbank (1963 und 1964 vorläufige Ergebnisse) 
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den Grundnahrungsmitteln Fleisch (+ 7,3 v. H.), 
Frischfisch (+ 9,8 v. H.) und Kartoffeln (+ 8,9 v. H.) 
am stärksten, überdurchschnittliche Preiserhöhun- 
gen gab es noch für Milch, Käse und Butter (zusam- 
men + 5,7 V. H.) sowie Brot und Backwaren 
(-f 3,4 V. H.). Dagegen sanken die Preise für Eier 
(— 18,3 V. H.), Frischgemüse (— 18,4 v. H.), Frischobst 
(— 1,4 v.H.) und Zucker und Süß waren (— 0,4 v.H.). 
Stärkere Preissteigerungen gab es ferner bei Kohle 
(-1- 3,9 V. H.), wogegen flüssige Brennstoffe um 
4,6 V. H. billiger wurden und die Gas- und Elektrizi- 
tätspreise kaum Änderungen zeigten. 

Die Preise landwirtschaftlicher Betriebsmittel er- 
höhten sich im Laufe des Berichtsjahres um 1,5 v. H. 
und die Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Pro- 
dukte um 0,5 V. H. In beiden Fällen war die Preis- 
steigerung geringer als im Vorjahr (+3,5 bzw. 
2,5 V. H.). Dagegen lagen die Erzeugerpreise indu- 
strieller Produkte um 1,5 v. H. über dem Vorjahres- 


durchschnitt. Die Grundstoffpreise und die Einkaufs- 
preise für Auslandsgüter stiegen um 2,2 bzw. 
2,1 V. H. Mit einer Erhöhung um 5,3 v. H. stiegen die 
Wohnungsbaupreise zwar nicht so rapide wie im 
Vorjahr (+ 6,0 v.H.), aber immer noch stärker als 
die übrigen Preisgruppen. 

Die tariflichen Stundenlöhne lagen im Jahres- 
durchschnitt 1964 um 7,3 v. H. über ihrem Vorjah- 
reswert, die tariflichen Wochenlöhne um 5,4 v. H. 
und die tariflichen Monatsgehälter um 5,0 v. H. Die 
entsprechenden Wachstumsraten des Vorjahres wa- 
ren 6,7, 5,8 und 5,8 v. H. Effektiv stiegen die Brut- 
toeinkommen aus unselbständiger Arbeit im Be- 
richtsjahr um 9,5 V. H. von 186,6 Milliarden DM im 
Jahre 1963 auf 204,4 Milliarden DM. Die Zahl der 
Arbeitnehmer hat sich gegenüber 1963 um 1,1 v.H. 
erhöht, so daß der erheblidi höhere Zuwachs der 
Bruttoeinnahmen aus unselbständiger Arbeit auf 
höhere Entgelte durch tarifliche und üibertarifliche 


Übersicht 6 


Einkommen, Verbrauch und Ersparnis der privaten Haushalte 
in der Bundesrepublik Deutschland 
in den Jahren 1960 bis 1964 


Recfanungsgrößen 

. 

1960 

1961 

1962 

1963 

1964 

Zuwachs 

1964 

gegenüber 
1963 
in V.H. 



Mrd. DM 



Bruttolöhne und -gehälter 

124,2 

140,1 

155,2 

166,5 

183,0 

9,9 

— Direkte Steuern 

7,9 

10,2 

11,8 

13,3 

15,4 

16,0 

— Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialver- 
sicherung 

11,7 

12,8 

14,3 

15,4 

16,9 

9,5 

= Nettolöhne und -gehälter 

104,6 

117,1 

129,0 

137,8 

150,7 

9,4 

+ Einkommensübertragungen 

(36,7) 

(40,2) 

(44,0) 

(47,0) 

(51,7) 

10,1 

Sozialversicherung und sonstige 
öffentliche Stellen 

30,8 

33,7 

36,8 

38,9 

42,9 

10,4 

Beamtenpensionen (netto) 

5,9 

6,5 

7,2 

8,1 

8,8 

8,3 

= Masseneinkommen 

141,4 

157,3 

173,0 

184,8 

202,4 

9,5 

+ Privatentnahmen der Selbständigen *) 

44,0 

46,8 

50,0 

53,2 

58,2 

9,5 

= Verfügbares Einkommen der privaten 
Haushalte 

185,4 

204,1 

223,0 

238,0 

260,6 

9,5 

— Privater Verbrauch 

170,0 

186,8 

204,0 

215,1 

232,4 

8,0 

= Private Ersparnis ohne Vermögens- 
übertragungen 

15,4 

17,4 

19,0 

22,8 

28,2 

23,8 

Sparquote in v. H 

8,3 

8,5 

8,5 

9,6 

10,8 

• 


*) Einschi, sonstiger Nettoeinkommen privater Haushalte, insbesondere Einkommen der Unselbständigen aus Sach- 
und Geldvermögen, nach Abzug der laufenden Übertragungen der privaten Haushalte an das Ausland (netto). 
Als Rest ermittelt. 
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Lohnerhöhungen sowie höhere Qualifikation der 
Arbeitnehmer — die teilweise durch Arbeitsplatz- 
wechsel erreicht wurde — und damit verbundene 
Verdiensterhöhungen zurückzuführen ist. Die Ar- 
beitgeberbeiträge zu öffentlichen Einrichtungen der 
sozialen Sicherheit stiegen von 20,1 Milliarden DM 
um 6,5 V. H, auf 21,4 Milliarden DM im Berichtsjahr. 
Gleichzeitig stieg die Bruttolohn- und -gehaltsumme 
von 166,5 Milliarden DM im Jahre 1963 auf 
183,0 Milliarden DM im Jahre 1964, also um 9,9 v.H. 
Mit einer Steigerung um rund 16 v.H. stiegen im 
Jahre 1964 die Abzüge für direkte Steuern außerge- 
wöhnlich stark an (von 13,3 auf 15,4 Milliarden DM). 
Dagegen war die Zunahme der Abzüge für Arbeit- 
nehmerbeiträge zur Sozialversicherung mit 9,5 v. H. 
geringer als das Wachstum der Bruttolohn- und -ge- 
haltssumme (9,9 V. H.). Diese Entwicklung ist vor 
allem darin begründet, daß die Abgaben für die 
Sozialversicherung wegen der starren Beitragsbe- 
messungsgrenzen bei steigenden Durchschnittsver- 
diensten zwangsläufig nur unterdurchschnittlich 
wachsen können. 

Die Bruttolohn- und -gehaltssumme monatlich je 
durchschnittlich beschäftigten Arbeitnehmer stieg 
von 1963 auf 1964 um 8,9 v. H. und damit von 651 
auf 709 DM. Die durchschnittliche effektive Steige- 
rung der Arbeitsverdienste ging also erheblich über 
die tariflich vereinbarten Lohn- und Gehaltserhö- 
hungen hinaus. Infolge der spürbaren Abzüge von 
Bruttolöhnen und -gehältern konnten die Netto- 
löhne und -gehälter nur um 9,4 v. H. wachsen. Die 
Nettolohn- und -gehaltssumme erreichte im Jahre 
1964 einen Wert von 150,7 Milliarden DM, der 
82,3 V. H. der Bruttolöhne und -gehälter ausmachte. 
Dieser Anteil war niedriger als in jedem Vorjahr. 

Am Volkseinkommen waren die Bruttoeinkom- 
men aus unselbständiger Arbeit im Jahre 1964 mit 
64,8 V. H. beteiligt. Diese sogenannte „Lohnquote" 
hat sich im Berichtsjahr nicht verändert und den 
Höchststand des Vorjahres — gemessen an der 
Nachkriegsentwicklung — aufrechterhalten. 


d) Einkommen und Vermögensbildung 

Im Berichtsjahr 1964 erreichte das verfügbare Ein- 
kommen der privaten Haushalte (Nettolöhne und 
-gehälter, Einkommensülbertragungen und Privat- 
entnahmen der Selbständigen) einen Betrag von 
260,6 Milliarden DM. Es lag damit um 22,6 Milliar- 
den DM oder 9,5 v. H. über dem des Vorjahres. Die 
Zuwachsrate war größer als im Jahre 1963, in der 
sie 6,7 V. H. betrug, lag aber im Gegensatz zu den 
vorauf gegangenen Jahren unter der Wachstumsrate 
des Bruttosozialprodukts in jeweiligen Preisen 
(9,6 V. H.). Dies ist auf die Tatsache zurückzuführen, 
daß die Abzüge für die direkten Steuern und Sozial- 
versicherungsabgaben insgesamt überdurchschnitt- 
lich gewachsen waren. 

Die Anteile der einzelnen Einkommensarten am 
verfügbaren Einkommen entwickelten sich im Be- 
richtsjahr relativ gleichmäßig. Wie schon im Jahre 
1963 wuchsen die Übertragungseinkommen stärker 
als die übrigen Einkommensarten: ihre Zunahme lag 


mit 10,1 v.H. jedoch nicht nennenswert über dem 
Wachstum der Privatentnahmen der Selbständigen 
(9,5 V. H.) und dem der Nettolöhne und -gehälter 
(9,4 V. H.). Die Einkommensübertragungen erreich- 
ten einen absoluten Betrag von 51,7 Milliarden DM, 
von denen 8,8 Milliarden DM auf die Beamtenpen- 
sionen entfielen. Die Zuwachsrate der Beamtenpen- 
sionen war zwar niedriger (8,3 v. H.) als die der 
Einkommensübertragungen überhaupt (10,1 v.H.), 
jedoch war auch die Entwicklung der Übertragungs- 
einkommen in den übrigen Bereichen außerordent- 
lich unterschiedlich. 

Insgesamt wandten die Träger öffentlicher Sozial- 
leistungen in der Bundesrepublik im Berichtsjahr 
55,6 Milliarden DM für die ihnen gesetzlich übertra- 
genen Aufgaben auf. Das waren 5,2 Milliarden DM 
oder 10,2 v. H. mehr als im Jahre 1963. In den 
Nettoaufwendungen sind 12,0 Milliarden DM für 
Sachleistungen enthalten, die in der volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung nicht in die Übertragungs- 
einkommen eingehen, sondern zu den Staatsausga- 
ben gerechnet werden. Der überwiegende Teil der 
Sachleistungen (im Jahre 1964 8,9 Milliarden DM) 
wird von der gesetzlichen Krankenversicherung ge- 
währt, der Rest verteilt sich auf die Rentenversiche- 
rungen (1,4 Millionen DM), die gesetzliche Unfall- 
versicherung (0,6 Milliarden DM), die Kriegsopfer- 
versorgung (0,3 Milliarden DM) und die Sozialhilfe 
(0,9 Milliarden DM). Die Barleistungen erreichten 
den Betrag von 40,4 Milliarden DM. Die stärkste 
absolute Zunahme wiesen mit 2,4 Milliarden DM 
die gesetzlichen Rentenversicherungen auf, gefolgt 
von der sozialen Krankenversicherung mit knapp 
1,0 Milliarden DM. In den gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen ist die Ausgabesteigerung in erster 
Linie auf die Anfang 1964 'durchgeführte sechste 
Rentenanpassung und die Erhöhung der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage zurückzuführen, zum Teil 
auch auf den Überschuß des Rentenzugangs über 
den Rentenwegfall. In der Ausgabesteigerung der 
sozialen Krankenversicherung schlagen sich die ge- 
stiegenen Kosten für Ärzte, Zahnärzte, Kranken- 
hausaufenthalt und Medikamente nieder, während 
die Barleistungen im Berichtsjahr 1964 erstmals seit 
langer Zeit leicht zurückgegangen sind. Ebenso ist 
die recht erhebliche Steigerung der Ausgaben in der 
gesetzlichen Unfallversicherung (23,9 v. H.) z. T. 
auf die sehr starke Zunahme der Ausgaben für 
Heilbehandlung zurückzuführen; hierfür war aller- 
dings neben der Kostensteigerung überhaupt die 
Vorschrift des Unfallversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes maßgebend, nach der die Unfallversiche- 
rung bei Unfällen von Krankenversicherten nicht 
mehr erst nach dem 45., sondern schon nach dem 
18. Tag nach dem Unfall einzutreten hat. Außerdem 
stiegen die Ausgaben der Unfallversicherung für 
Renten an Verletzte und Hinterbliebene um 
13,5 V. H.; in dieser Erhöhung drückt sich — neben 
einer nicht sehr starken Zunahme der Zahl der Ren- 
ten (1,3 V. H.) die erste Anpassung der Renten nach 
den Vorschriften des sechsten Rentenanpassungs- 
gesetzes aus. Überdurchschnittlich nahmen auch die 
Leistungen der Altershilfe für Landwirte zu (-f22,6 
V. H.); die Ursache hierfür ist in den Leistungsver- 
besserungen auf Grund des Änderungsgesetzes zum 
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Übersicht 7 


Nettoaufwendungen der Träger öffentlidier Sozialleistungen 
in der Bundesrepublik Deutschland 
in den Jahren 1960 bis 1964 


Soziale Einrichtungen 


Nettoaufwendungen *) in Mio DM 


Veränderung 

1964 

gegenüber 
1963 
in v.H. 

1960 

1961 

1962 

1963 

1964 

1 . Sozialversicherung 

a) Krankenversicherung 

9 582 

10 753 

12 032 

12 972 

13 950 

+ 7,5 

b) Arbeitslosenversicherung 

1 034 

926 

1 181 

1 685 

1 383 

-17,9 

c) Unfallversicherung 

1 753 

2 055 

2 164 

2 310 

2 861 

+23,9 

d) Rentenversicherung der Arbeiter 

10 637 

11 565 

12 401 

13 298 

14 652 

+ 10,2 

e) Rentenversicherung der Angestell- 
ten 

5 359 

5 936 

6 573 

7132 

7 901 

+ 10,8 

f) Knapppschaftliche Rentenversiche- 
rung 

2 441 

2 643 

2 805 

3 012 

3 318 

+ 10,2 

g) Altershilfe der Landwirte 

181 

180 

183 

270 

331 

+22,6 

2. Kindergeld 

911 

1 293 

1 612 

1 565 . 

1 877 

+ 19,9 

3. Mutterschutz 

105 

117 

129 

135 

141 

+ 4,4 

4. Arbeitslosenhilfe 

119 

52 

38 

37 

36 

- 2,8 

5. Versorgung der Kriegsopfer 

3 686 

4 393 

4 361 

4 125 

4 970 

+20,5 

6. Sozialhilfe 

1 781 

1 855 

1 942 

2 237 

2 400 

+ 7,3 

7. Lastenausgleich 

1 359 

1 420 

1694 

1 671 

1 800 

+ 7,7 

Summe der Netto auf Wendungen 

38 948 ’ 

43 188 

47 115 

50 449 

55 620 

+ 10,2 


*) Ermittelt nach dem Erfüllungsprinzip (Aufwendungen insgesamt abzügl. Zahlungen an andere soziale Einrich- 
tungen) 


GAL vom 23. 5. 1963 (BGBl. I S. 353) zu suchen, 
die sich erst im Berichtsjahr voll auswirkten. Die 
Ausgabensteigerung in der Kriegsopferversorgung 
um 20,5 V. H. bei leicht rückläufiger Zahl von Lei- 
stungsberechtigten geht auf das 2. Neuregelungs- 
gesetz vom 21. 2. 1964 (BGBl. I S. 85) zurück. Die 
Kindergeldzahlungen stiegen im Berichtsjahr um 
19,9 V. H., vor allem als Folge der Erhöhungen des 
Kindergeldes nach dem Bundeskindergeldgesetz 
vom 14. 4. 1964 (BGBl. I S. 265). Im Rückgang der 
Leistungen der Arbeitslosenversicherung um 17,9 
V. H. spiegelt sich bei unvermindertem Kräftebedarf 
die im Jahre 1964 im Vergleich zum Vorjahr gün- 
stigere Witterung wider. 

Infolge der erneuten kräftigen Zunahme der Über- 
tragungseinkommen wuchs das Masseneinkommen 
etwas stärker als die Nettolöhne und -gehälter. Mit 
einem Betrag von 202,4 Milliarden DM lag das 
Masseneinkommen um 9,5 v. H. über seinem Vor- 
jahreswert. 


Aus dem verfügbaren Einkommen von 260,6 Mil- 
liarden DM sparten die privaten Haushalte im Be- 
richtsjahr 28,2 Milliarden DM. Diese Summe über- 
traf die Ersparnis des Vorjahres (22,8 Milliarden 
DM) um 23,8 v. H. und setzte einen Trend fort, der 
in den Jahren seit der Währungsreform zu i mm er 
höheren Sparquoten geführt und im Jahre 1964 mit 
einer Ersparnis von 10,8 v. H. der verfügbaren Ein- 
kommen seinen bisherigen Höhepunkt erreicht hat. 
Zugleich erhöhte sich damit auch erneut der Anteil 
der privaten Haushalte an der gesamten laufenden 
Ersparnis von 72,8 Milliarden DM. Der Anteil der 
privaten Haushalte stieg im Jahre 1964 auf 38,8 v. H. 
(nach 38,2 v. H. im Vorjahr und weniger als 30 v. H. 
in den Jahren 1960 und 1961). Die Ersparnis der 
Unternehmer, die nicht entnommenen Gewinne, lag 
im Jahre 1964 mit 14,7 Milliarden DM ebenfalls 
über dem Vorjahreswert, jedoch nur wenig über 
dem des Jahres 1962 und unter dem der Jahre 1961 
und 1960. Die Zuwachsrate der „Selbstfinanzierung" 
der Unternehmer von 24,2 v. H. übertraf im Berichts- 
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Ersparnis und Vermögensbildung in der Bundesrepublik Deutschland 
in den Jahren 1963 und 1964 

in Milliarden DM 


Laufende Ersparnis 

1963 

1964 

Vermögensbildung 

1963 

1964 

Sparen der privaten 



Bruttoanlage- 



Haushalte 

22,8 

28,2 

Investitionen 

94,9 

108,9 

Nichtentnommene Gewinne 



— Ersatzinvestitionen 

37,6 

41,7 

der Unternehmer 

11,9 

14,7 

= Nettoanlage- 






Investitionen 

57,3 

67,2 

Überschuß der laufenden 






Rechnung der öffentlichen 



+ Vorratsinvestitionen .... 

2,3 

5,4 

Haushalte 

(25 8) 

(30 5) 


59,6 

72,6 

a) Gebietskörperschaften . . . 

22,4 

26,7 

± Nettozuwachs der Forde- 

b) Sozialversicherung 

3,4 

3,8 

rungen bzw. Verpflichtun- 






gen gegenüber dem Aus- 



Saldo der Vermögensüber- 



land und dem Währungs- 



tragungen an das Ausland . . 

- 0,7 

- 0,7 

gebiet der DM 'Ost 

+ 0,2 

+ 0,2 

Ersparnis 

59,8 

72,8 

Vermögensbildung 

59,8 

72,8 


jahr den Zuwachs der privaten Ersparnis gering- 
fügig. An der gesamten laufenden Ersparnis waren 
die Unternehmer mit 20,2 v. H. beteiligt (nach 
19,8 V. H. im Jahre 1963 und rund 30 v. H. in den 
Jahren 1961 und 1960). Die öffentlichen Haushalte 
trugen im Berichtsjahr zur gesamten laufenden Er- 
sparnis 30,5 Milliarden DM bei; das waren 18 v. H. 
mehr als 1963. Ihr Anteil an der gesamten laufen- 
den Ersparnis lag mit 41,9 v. H. unter dem des 
Jahres 1963 (43,2 v. H.) und dem der voraufgegan- 
genen Jahre. In dieser Entwicklung zeichnet sich ein 
wachsendes Gewicht der Ersparnis der privaten 
Haushalte bei anteilmäßigem Rückgang der Erspar- 
nisse der Unternehmer und der öffentlichen Hand 
ab. Die gesamte laufende Ersparnis lag um 21,8 v. H. 
über der des Vorjahres. 

Die im Berichtsjahr allgemein günstige Ertrags- 
lage der Unternehmen, die sich auch in den nicht 
entnommenen Gewinnen ausdrückt, führte zu 
Bruttoinvestitonen, die um rund 18 v. H. höher 
waren als im Jahre 1963. Da die Ersatzinvestitionen 
nur um 11 v. H. über dem Wert des Vorjahres la- 
gen, wuchsen die Nettoinvestitionen um 23,4 v. H. 
über ihren Vorjahreswert. 


e) Außenwirtschaft 

Die starke Zunahme der Güterausfuhr und der 
Kapitalzustrom aus dem Ausland, die im Jahre 1963 
zu einem Überschuß der Leistungs- und Kapitalbi- 
lanz in Höhe von 3,1 Milliarden DM geführt hatten, 
setzten sich in den ersten Monaten des Jahres 1964 


Quelle : Deutsche Bundesbank (vorläufige Ergebnisse) 


fort und drohten, die Zahlungsbilanz des Berichts- 
jahres erneut stark zu beeinflussen. Die Bundesre- 
gierung und die Deutsche Bundesbank trafen daher 
eine Reihe von Maßnahmen, um einerseits den Ka- 
pitalzustrom zu bremsen und andererseits den Geld- 
export und die Gütereinfuhr anzuregen. Als Folge 
dieser Maßnahmen, die durch die wirtschaftliche 
Entwicklung in den Nachbarländern und die kräftig 
zunehmende Inlandsnachfrage unterstützt wurden, 
ließ vor allem der Kapitalzustrom nach, während 
die Wareneinfuhr stark anstieg. Die Leistungs- und 
Kapitalbilanz der Bundesrepublik schloß im Jahre 
1964 mit einem Defizit von 1,9 Milliarden DM ab. 

Der Tendenzumschwung in der Außenwirtschaft 
zeigt sich deutlich in der Warenhandelsbilanz, die 
im ersten Halbjahr 1964 einen Ausfuhrüberschuß 
von 6,2 Milliarden DM, im zweiten Halbjahr 1964 
dagegen nur noch von 3,7 Milliarden DM hatte. Ins- 
gesamt lag der Ausfuhrüberschuß des Jahres 1964 
mit 9,9 Milliarden DM allerdings noch über dem des 
Jahres 1963 (9,4 Milliarden DM). Die Ausfuhren 
(fob) und die Einfuhren (fob) nahmen mit 11 bzw. 
12 v. H. relativ gleichmäßig zu. Nach Ländergrup- 
pen untergliedert, zeigte sich eine stärkere Zunahme 
der Ausfuhren in die Gruppe der EFTA-Länder — 
vor allem nach Großbritannien — und in die Länder 
des Ostblocks; dagegen verlagerte sich die Einfuhr 
stärker auf den EWG-Raum. Die Einfuhr beschleu- 
nigte sich im Laufe des Jahres, während sich die Zu- 
nahme der Ausfuhr abflachte. 

Dem Aktivsaldo der Warenhandelsbilanz standen 
beträchtliche Passivsalden der Dienstleistungsbilanz 
und der Bilanz der Übertragungen (früher Bilanz 
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Übersicht 9 

Zahlungsbilanz der Bundesrepublik Deutschland 1964 
in Millionen DM 


AKTIVA PASSIVA 



Warenhandelsbilanz 



Ausfuhr 

64 805 1 

Einfuhr 

54 745 


Transitverkäufe 

3 428 

Transitkäufe 

3 620 


Saldo 

9 868 





Dienstleistungsbilanz 



F.innahmen 


Ausgaben 

19 746 



15 108 1 




Saldo 




4 638 


Übertragungen 



Private fremde 


Private eigene 



Leistungen 

131 

Leistungen 

1 800 


öffentliche fremde 


öffentliche eigene 



Leistungen 

28 

Leistungen 

3 179 


Saldo 



4 820 

Saldo der laiüenden Posten 

410 




Bilanz der langfristigen Kapitalleistungen 



Zunahme fremder privater 


Zunahme eigener privater 



Kapitalanlagen im Inland .... 

6 069 

Kapitalanlagen im Ausland . . 

3 954 


Abnahme eigener privater 


Zunahme eigener öffentlicher 



Kapitalanlagen im Ausland . . 

2 182 

Kapitalanlagen im Ausland . . 

1 446 


Abnahme eigener öffentlicher 


Abnahme fremder privater 



Kapitalanlagen im Ausland . . 

285 

Kapitalanlagen im Inland . . . 

4 113 




Abnahme fremder öffentlicher 





Kapitalanlagen im Inland .... 

98 


Saldo 




1 075 

Bilanz der kurzfristigen Kapitalleistungen 



Nettüzunahme fremder privater 


Nettozunahme eigener privater 



Kapitalanlagen im Inland . . . 

1 143 

Kapitalanlagen im Ausland . . 

920 




Nettozunahme öffentlicher 





Transaktionen 

1 428 


Saldo 



1 205 

Saldo der Kapitalbilanz 




2 280 

Saldo der Leistungs- und 





Kapitalbilanz 




1 870 


Devisenbilanz 



Zunahme der 


Zunahme des 



Verpflichtungen 

20 

Goldbestandes 

1 618 


Abnahme der Forderungen . , . . 

1 586 




Saldo 



12 

Nicht erfaßte Posten und statistische Fehler 



Saldo 

1 882 





Quelle : Deutsche Bundesbank 
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der unentgeltlichen Leistungen) gegenüber. Das De- 
fizit der Dienstleistungsbilanz erhöhte sich von 
3,6 Milliarden DM im Vorjahr auf 4,6 Milliarden 
DM im Jahre 1964. Zu dieser Passivierung trugen 
vor allem die Kapitalertragsbilanz — deren Passiv- 
saldo von 1,3 auf 1,7 Milliarden DM stieg — und 
die Transportleistungsbilanz bei, deren Passivsaldo 
von 0,9 auf 1,1 Milliarden DM anwuchs. Demgegen- 
über führte der Reiseverkehr mit dem Ausland — 
im Gegensatz zu weiter zurückliegenden Jahren — 
nicht mehr in nennenswertem Umfang zu einer wei- 
teren Passivierung der Dienslleistungsbilanz; sein 
Passivsaldo erhöhte sich von 2,1 Milliarden DM nur 
geringfügig auf 2,2 Milliarden DM. In der Bilanz 
der Übertragungen verringerte sich der Passivsaldo 
von 5,0 Milliarden DM im Vorjahr auf 4,8 Milliar- 
den DM. Darunter wiesen die Überweisungen der 
im Bundesgebiet beschäftigten ausländischen Ar- 
beitnehmer mit 1,1 Milliarden DM die gleiche Höhe 
auf wie im Vorjahr, obwohl sich die Zahl der Gast- 
arbeiter und ihr durchschnittliches Einkommen er- 
höht haben. 

Am stärksten veränderte sich in der Zahlungs- 
bilanz der Bundesrepublik im Berichtsjahr die Ka- 
pitalbilanz. Im Vorjahr wies die Kapitalbilanz einen 
Netto-Kapitalzustrom von 2,2 Milliarden DM auf. 
Dagegen verzeichnete sie im Jahre 1964 einen 
Netto-Kapitalabfluß von 2,3 Milliarden DM. Die 
Hauptursache dafür war, daß der Ankauf inländi- 
scher Wertpapiere durch Ausländer, der 1963 eine 
Höhe von 2,5 Milliarden DM erreicht hatte, vor 
allem infolge der Einführung einer 25prozentigen 
Kapitalertragsteuer auf Erträge festverzinslicher 
deutscher Wertpapiere im Eigentum von Gebiets- 
fremden auf 0,4 Milliarden DM zurückging. Außer- 
dem nahm die Kapitalausfuhr in der Form des Er- 
werbs ausländischer Wertpapiere und Auslands- 
grundbesitzes durch Inländer zu. Die Bilanz der 
kurzfristigen Kapitalleistungen hat sich ebenfalls 
passiviert, einerseits als Folge von Vorauszahlun- 
gen der öffentlichen Hand für Rüstungseinfuhren 
und Transaktionen mit dem Internationalen Wäh- 
rungsfonds, andererseits infolge eines stark ver- 
langsamten Einfließens privater kurzfristiger Lei- 
stungen. Hierzu trugen Maßnahmen der Deutschen 
Bundesbank bei, die durch Kurssichcrung die Geld- 
anlage deutscher Banken im Ausland zu erleichtern 
und durch verschärfte Mindestreserveanforderun- 
gen die Hereinnahme von Aiislandsgeld zu er- 
schweren suchte. 

Der verhältnismäßig hohe Restposten nicht er- 
faßter Transaktionen und statistischer Fehler läßt 
auf nicht erfaßte und nicht meldepflichtige kurz- 
fristige Kapitalimporte schließen und trägt insofern 
etwas zur Korrektur des hohen Passivsaldos der 
Kapitalbilanz bei. 

Die Devisenbilanz blieb insgesamt fast unverän- 
dert. Die Währungsreserven der Deutschen Bun- 
desbank hielten mit 30,3 Milliarden DM ihren Vor- 
jahresstand. Allerdings hat sich die Zusammenset- 
zung der zentralen Währungsreserven verändert. 
Während die Dollarforderungen um 4,0 Milliarden 
DM abnahmen, erhöhten sich der Goldbestand um 
1,6 Milliarden DM und die DM-Forderungen an die 


Vereinigten Staaten und den Internationalen Wäh- 
rungsfonds um 2,3 Milliarden DM. Der Goldbestand 
der Deutschen Bundesbank erreichte eine Höhe von 
17,0 Milliarden DM. 


3. Produktivität 

Im Berichtsjahr 1964 ist die gesamtwirtschaftliche 
Produktivität, gemessen als die jährliche Verände- 
rung des Bruttoinlandsprodukts in Preisen von 1954 

Übersicht 10 


Veränderung der Produktivität 
in der Bundesrepublik Deutschland 
in den Jahren 1960 bis 1964 


Jahr 

Gesamtwirt- 

schaftliche 

Produktivität 

Jdhrlidio 
Veränderung des 
Bruttninlands- 
produktes in 
Preisen von 

1954 je Erwerbs- 
tätigen in V. H. 

Industrielle P 

Jährliche V 
des indi 
Produktion 

je Besdiäftigten 

in V. H. 

roduktivität *) 

erändei ung 

striollen 

svolumens 

je Arbeiterstunde 

in V. H. 

1960 


+ 6,4 

+ 7,9 

1961 

+ 4,1 

+ 3,0 

+ 4,9 

1962 

V 3,4 

+ 4,0 

+ 7,3 

1963 

+ 2,8 

+ 4,3 

*T~ 6 0 

1964 

+ 6,1 

+ 8,0 

+ 9,4 


’) Bundesgebiet ohne Saarland und Berlin; ohne Bau- 
hauptgewerbe und Energieversorgungsbetriebe 

Quelle: Statistisches Bundesamt (1963 und 1964 vor- 
läufige Ergebnisse) 

Übersicht 11 

Volkseinkommen 

und Volkseinkommen je Erwerbstätigen 
in der Bundesrepublik Deutschland 
in den Jahren 1960 bis 1964 



Volkseinkommen 

(Nettosozialprodukt zu Faktorkosten) 

Jahr 

insgesamt 

je Erwerbstätigen 

Mrd. 

DM 

Zu- 
wadis 
gegen- 
über 
Vorjahr 
in V, H. 

I960 
■= 100 

DM 

Zu- 
wachs 
gegen- 
über 
Vorjahr 
in V. H. 

I960 
= 100 

1960 

229,8 



8 755 



1961 

251,6 

9,5 

109 

9 462 

8,1 

108 

1962 

271,9 

8,1 

118 

10 152 

7,3 

116 

1963 

288,0 

5,9 

125 

10714 

5,5 

122 

1964 

315,3 

9,5 

137 

11 688 

9,1 

134 


Quelle: Statistisches Bundesamt (1963 und 1964 vor- 
läufige Ergebnisse) 
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je Erwerbstätigen, um 6,1 v. H. gestiegen. Dieser 
Produktivitätszuwachs war nach einer Reihe von 
Jahren relativ niedriger Produktivitätssteigerung 
bemerkenswert hoch und übertraf den des Vorjahres 
(+ 2,8 V. H.) um mehr als das Doppelte. 

Da die durchschnittlich geleistete Arbeitszeit im 
Berichtsjahr gegenüber dem Vorjahr nur sehr ge- 
ringfügig (um 0,1 V. H.) gestiegen war, ist die ge- 
samtwirtschaftliche Produktionssteigerung fast aus- 
schließlich auf den sogenannten Produktivitätsfort- 
schritt zurückzuführen, d. h. auf die durch technische 
und organisatorische Maßnahmen erzielte Steigerung 
des Einsatzes menschlicher Arbeitskraft in der Pro- 
duktion, bezogen auf das Produktionsergebnis. Das 
industrielle Produktionsergebnis stieg je Beschäftig- 
ten um 8,0 V. EI. und je Arbeiterstunde um 9,4 v. H. 
und übertraf damit alle Produktivitätssteigerungen 
seit 1950. 


4. Volkseinkommen je Erwerbstätigen 

Das Volkseinkommen als Summe aller Leistungs- 
einkommen setzte im Jahre 1964 sein Wachstum fort 
und erreichte einen Wert von 315,3 Milliarden DM. 
Die Wachstumsrate von 9,5 v. H. lag weit über der 
des Vorjahres (5,9 v. H.) und nur geringfügig unter 
dem Zuwachswert des Bruttosozialprodukts in je- 
weiligen Preisen (9,6 v. H.). Insgesamt hat sich das 
Volkseinkommen gegenüber dem Vergleichsjahr 
1960 um 37 v. EI. erhöht. 


auf 11 688 DM und lag damit um 9,1 v. H. über sei- 
nem Vorjahreswert. Seit 1960 ist das Volkseinkom- 
men je Erwerbstätigen um 34 v. H. gewachsen. 


Zusammenfassung 

Bei der Beurteilung der Frage, ob eine Anpassung 
der Bestandsrenten in den gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen an die Veränderung der allgemeinen Be- 
messungsgrundlage mit den gesamtwirtschaftlichen 
Gegebenheiten vereinbar ist, soll nach den Renten- 
versicherungsgesetzen auch der Entwicklung der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und der Produk- 
tivität sowie den Veränderungen des Volkseinkom- 
mens je Erwerbstätigen Rechnung getragen werden. 
Ferner soll nach dem Unfallversicherungs-Neurege- 
lungsgesetz bei einer Anpassung der Geldleistungen 
in der gesetzlichen Unfallversicherung die Verände- 
rung der durchschnittlichen Bruttolohn- und -gehalts- 
summe berücksichtigt werden. 

Die allgemeine Bemessungsgrundlage des Jahres 
1965 liegt um 8,3 v. El. über der des Jahres 1964. Die 
durchschnittliche Bruttolohn- und -gehaltssumme des 
Jahres 1964 lag um 8,9 v. H. über der des Jahres 
1963. Zum Vergleich liegen folgende, in diesem Teil 
des Sozialberichts erläuterte Zahlen vor: 

1. Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, 
wie sie in der Zunahme des Sozial- 
produkts 1964 zum Ausdruck kommt. 


Da sich im Berichtsjahr die Zahl der Erwerbstäti- a) nominelle Zunahme 9,6 v. H. 

gen erneut erhöhte, konnte das auf den einzelnen reale Zunahme 6 5 v H 

Erwerbstätigen bezogene Volkseinkommen — • wie in i 

allen Jahren seit 1950 — nicht in demselben Ausmaß | 2. Gesamtwirtschaftliche Produktivität +6,1 v. H. 
wachsen wie das Volkseinkommen selbst. Das Volks- i 

einkommen je Erwerbstätigen stieg im Berichtsjahr ! 3. Volkseinkommen je Erwerbstätigen +9,1 v. H. 
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11. Ausblick auf 1965 und 1966 


Dem Konjunkturaufsdiwung, der im Herbst 1963 
zunächst die Exportwirtschaft belebte, folgte im 
Laufe des Jahres 1964 eine nachhaltige Steigerung 
der Investitionstätigkeit, die bis in die Gegenwart 
anhält. Kräftige Einkommenssteigerungen haben seit 
Ende 1964 auch die Nachfrage nach Verbrauchsgütern 
gesteigert. Die konjunkturelle Situation in der Jah- 
resmitte 1965 ist durch das Fortwirken der konjunk- 
turellen Expansion gekennzeichnet und erlaubt 
einige verläßliche Schlüsse auf die in absehbarer 
Zeit zu erwartende Weiterentwicklung. Nach dem 
Stand der Auftragseingänge ist nicht mit einem Nach- 
lassen der Investitionstätigkeit zu rechnen. Das Ex- 
pansionstempo hat sich gegenüber 1964 nur gering- 
fügig abgesdiwächt, während die Spannungen, die 
seit Jahren in zunehmendem Maße den Arbeitsmarkt 
belasten, eher zunehmen und die Preisauftriebsten- 
denzen stärker wurden. 

Nachdem, wie in Teil I dieses Berichts dargelegt, 
das Bruttosozialprodukt des Jahres 1964 in laufen- 
den Preisen um 9,6 v. H. und in Preisen des Jahres 
1954 um 6,5 v. H. größer war als 1963, wird für das 
Jahr 1965 mit einem Zuwachs von rund 9 v. H. in 
jeweiligen Preisen und etwa 5,2 v. H. in konstanten 
Preisen gerechnet. Dabei wird bei weiterhin, wenn 
auch allmählich verlangsamt steigender Investitions- 
tätigkeit das Schwergewicht der Expansion beim pri- 
vaten und öffentlichen Verbrauch liegen, der im Vor- 
jahr um 8,0 bzw. 4,6 v. H. zunahm, in diesem Jahr 
dagegen um 9,3 bzw. 10,0 v. H. zunehmen wird. We- 
gen des andauernden Spannungsverhältnisses auf 
dem Arbeitsmarkt wird die Nachfrage auf wach- 
sende Angebotsschwierigkeiten stoßen. Im Juli 1965 
erreichte die Arbeitslosigkeit den seit der Währungs- 
reform niedrigsten Stand von rund 89 000 registrier- 
ten Arbeitslosen, denen umgekehrt die bisher höch- 
ste Zahl von nicht besetzten Arbeitsplätzen (729 000) 
gegenüberstanden. Das Mißverhältnis zwischen Ar- 
beitskräfteangebot und -nachfrage hat damit extreme 
Maße angenommen und kann auch durch den Zu- 
strom ausländischer Arbeitnehmer nicht beseitigt 
werden, da deren Zahl in absehbarer Zeit nicht mehr 
wesentlich größer werden wird. Für das Jahr 1965 
kann nur noch mit einer Erhöhung ihrer Zahl um 
rund 160 000 und für 1966 nur noch um 110 000 ge- 
rechnet werden. Auch die natürliche Bevölkerungs- 
bewegung wird keine nennenswerte Quelle für den 
Arbeitsmarkt darstellen können. 

Die Knappheit an Arbeitskräften führte bei lang- 
samer steigender Produktivität zu stärkeren Lohn- 
erhöhungen. Im ersten Halbjahr 1965 stiegen die Ta- 
riflöhne stärker als im gleichen Zeitraum des Vor- 
jahres; ihre Zunahme wurde von der Steigerung der 
Effektivlöhne noch übertroffen. Für das Jahr 1965 
kann daher mit Lohnsteigerungen in mindestens dem 
gleichen Ausmaß wie 1964 gerechnet werden. Da- 
gegen werden die Produktivitätsveränderungen — 
wegen des erneuten Erreichens der Kapazitätsgren- 


zen in vielen Bereichen — zwangsläufig geringer 
sein als im Vorjahr. Der sich aus dieser Entwicklung 
ergebende Kostendruck wird sich im weiteren Ver- 
lauf des Jahres stärker als vorher bemerkbar machen 
und die anhaltende Tendenz zu steigenden Preisen 
intensivieren. Im Juni 1965 lag der Preisindex für 
die Lebenshaltung um rund vier v. H. über dem des 
gleichen Vorjahresmonats. Der aufwärts gerichtete 
Preistrend ist nicht nur bei den Erzeugerpreisen für 
landwirtschaftliche Produkte, sondern auch für indu- 
strielle Produkte unverkennbar. 

Die Möglichkeit, Preissteigerungen durchzusetzen, 
wird durch die teilweise schon eingeleitete, zum an- 
deren weiterhin zu erwartende Nachfrageausweitung 
begünstigt. Die verfügbaren Einkommen der priva- 
ten Haushalte werden im Jahre 1965 voraussichtlich 
um mehr als zehn v. H. steigen; wenngleich die pri- 
vate Ersparnis — die im ersten Vierteljahr 1965 das 
Vorjahresergebnis um fast 25 v. H. übertraf — eine 
bemerkenswerte Zunahme erfahren hat, so wird doch 
ein erheblicher Teil der zusätzlichen verfügbaren 
Einkommen dem privaten Verbrauch zufließen. Auch 
der Staatsverbrauch wird im Jahre 1965 sehr viel 
stärker anwachsen als im Vorjahr. Beide Nachfrage- 
komponenten steigern die Neigung zu verstärkten 
Ausrüstungs- und Rationalisierungsinvestitionen. 
Die Auslandsnachfrage hält unvermindert an, und 
für das laufende Jahr ist mit einer Exportsteigerung 
zu rechnen, die nur wenig unter der des Vorjahres 
liegen wird. Andererseits weitet sich auch die Ein- 
fuhr kräftig aus und trägt zu einer Entlastung des 
Binnenmarktes bei. Wenn die Intensivierung der 
Einfuhr auch nicht die Spannung zwischen dem in- 
ländischen Gesamtangebot und der Gesamtnachfrage 
beseitigen kann, so wirkt sie doch erfreulich ent- 
lastend. 

Für den Rest des Jahres 1965 und für das kom- 
mende Jahr sind keine Anzeichen für eine ins Ge- 
wicht fallende Änderung der Konjunktur zu erwar- 
ten. Die nachhaltige Steigerung der Nachfrage der 
privaten und öffentlichen Haushalte wird sich nicht 
abschwächen. Trotz erneut gestiegener privater Spar- 
quote wird die Nachfrage auf ein Angebot stoßen, 
das wegen der gesteigerten Knappheit an Arbeits- 
kräften und wegen der vollen Auslastung des Kapa- 
zitätsspielraums voraussichtlich nicht voll ausrei- 
chend sein wird. Steigende Einfuhren werden dieses 
Mißverhältnis lediglich abschwächen können. Es muß 
daher auch weiterhin mit tendenziell steigenden Gü- 
terpreisen und einer anhaltenden Knappheit des 
Kapitalangebots gerechnet werden. Das Wirtschafts- 
wachstum bleibt daher zunächst weiterhin aufwärts 
gerichtet; für das Jahr 1966 muß indessen mit einer 
Verringerung der gesamtwirtschaftlichen Wachs- 
tumsraten gerechnet werden, weil das Produktions- 
potential — auf erfreulich hohem Niveau — weiter- 
hin an die Grenzen seiner Ausweitunqsfähiqkeit 
stößt. 
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B. Die Finanzlage der gesetzlichen Rentenversicherungen 


1. Anzahl der laufenden Renten 

Die Entwicklung der Anzahl der laufenden Renten 
in den gesetzlichen Rentenversicherungen von Ja- 
nuar 1957 an ist in der Übersicht 12 dargestellt. 

In der ArV und der AnV sind die Bestände der bei 
der Rentenversicherungs-Neuregelung neu einge- 
führten Rentenarten, nämlich der Berufsunfähigkeits- 
renten und der vorgezogenen Altersruhegelder, noch 
immer im Steigen begriffen, zum Teil auf Kosten der 
Erwerbsunfähigkeitsrenten. Auch die Bestände an 
Altersruhegeldern und an Witwenrenten haben wei- 
ter zugenommen. Die Anzahl der Waisenrenten hat 
in der ArV erstmalig wieder, wenn auch nur gering- 
fügig, zugenommen; in der AnV hat sich die Ab- 
nahme der Anzahl der Waisenrenten verlangsamt. 
Diese Entwicklung dürfte mit dem Urteil des Bun- 
desverfassungsgerichts vom 24. Juli 1963 (vgl. BGBl. I 
S. 693) Zusammenhängen, wonach die einschränken- 
den Vorschriften über die Gewährung von Waisen- 
rente nach dem Tode einer versicherten Ehefrau für 
nichtig erklärt worden sind; nach diesen Vorschrif- 
ten durfte Waisenrente nur dann gewährt werden, 
wenn die Verstorbene den Unterhalt des Kindes 
überwiegend bestritten hatte. 

Im Verhältnis der ArV zur AnV hat der Übergang 
der Handwerkerversicherung von der AnV auf die 
ArV (§ 1 des Handwerkerversicherungsgesetzes — 
HwVG — vom 8. September 1960) noch keine nen- 
nenswerte Verschiebung der Rentenzahlen bewirken 
können. Zwar werden ab 1. Januar 1962 die Renten 
nach solchen Versicherten, die ihren letzten Renten- 
versicherungsbeitrag als Handwerker entrichtet ha- 
ben, im allgemeinen nicht mehr von der Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte, sondern von einem 
Träger der ArV festgestellt. Alle Renten aber, die 
die Bundesversicherungsanstalt bis zum 31. Dezem- 
ber 1961 nach Versicherten, die wenigstens einen 
Beitrag als Handwerker entrichtet haben, festgestellt 
hat oder nach diesem Termin nach § 10 Abs. 2 HwVG 
noch festgestellt hat oder noch feststellen wird, wer- 
den auch weiterhin von ihr gewährt. Allerdings wer- 
den ihr die Ausgaben für diese Renten ab 1. Januar 
1962 von den Trägern der ArV nach § 10 Abs. 3 
HwVG erstattet. Die Zahl dieser Renten hat sich wie 
folgt entwickelt: 



Anzahl (in 1000) 

Ver- 

sicher- 

ten- 

renten 

Witwen 

renten 

Waisen- 

renten 

Januar 1962 

137 

63 

10 

Januar 1963 

140 

70 

10 

Januar 1964 

133 

73 

9 

Januar 1965 

126 

76 

8 


In der KnRV haben nach 1960 die Bestände an 
Versichertenrenten bis 1963, die Bestände an Wit- 
wenrenten bis zur Gegenwart zugenommen, nach- 
dem sie vor 1960 infolge der neuen Zuständigkeits- 
regelung in § 102 RKG abgenommen hatten. Im 
Jahre 1963 sind erstmals als neue, zusätzliche Lei- 
stungen Knappschaftsausgleichsleistungen nach § 98 a 
RKG in der Fassung des Gesetzes zur Änderung des 
Reichsknappschaftsgesetzes vom 23. Mai 1963 zuge- 
gangen. 


2. Durchschnittliche Höhe der laufenden Renten 

Die Entwicklung der Durchschnittsrenten in der 
ArV, der AnV und der KnRV ist in der Übersicht 13 
für dieselben Monate wiedergegeben wie die Ent- 
wicklung der Anzahl der laufenden Renten in der 
Übersicht 12. 

Die Durchschnittswerte der laufenden Renten stel- 
len zwar keinen idealen Maßstab für den Leistungs- 
stand der Rentenversicherung in einem bestimmten 
Zeitpunkt dar. Denn bei der Durchschnittsbildung 
werden nicht nur die Renten berücksichtigt, die auf 
einem vollen Arbeitsleben mit einer für die Invali- 
ditäts- und Alterssicherung ausreichenden Beitrags- 
leistung zur gesetzlichen Rentenversicherung be- 
ruhen, sondern auch die Renten, die infolge größe- 
rer, weder durch Ersatz- noch durch Ausfallzeiten 
ausgefüllten Beitragslücken verhältnismäßig niedrig 
ausgefallen sind, beispielsweise Renten an Personen, 
die sich selbständig gemacht haben oder Beamte ge- 
worden sind oder — im Falle der weiblichen Ver- 
sicherten — ihre Erwerbstätigkeit nach der Heirat 
aufgegeben haben; nähere Untersuchungen darüber 
sind in der Arbeit von Tietz „Ein Beitrag zur Schich- 
tung der Versichertenrenten in den Rentenversiche- 
rungen der Arbeiter und der Angestellten nach dem 
Rentenzahlbetrag: Wechselseitiger Zusammenhang 
zwischen Anzahl der anrechnungsfähigen Versiche- 
rungsjahre, Individualfaktor, Versicherungsverhält- 
nis vor Eintritt des Versicherungsfalles, Geschlecht 
und Familienstand des Rentners" enthalten (BArbBl. 

1964 S. 291). Trotz dieses Vorbehaltes ist die Durch- 
schnittsrente aber immer noch das einfachste und 
leichtest zu handhabende Mittel, um in Zeitreihen 
die Entwicklung des Leistungsstandes der Renten- 
versicherung darzustellen. 

Der Zuwachs der Durchschnittsrenten von 1957 bis 

1965 zeigt die Rentenerhöhungen durch die Renten- 
reform und durch die ersten sechs Rentenanpassungs- 
gesetze an. Bei der KnRV ist allerdings zu beachten, 
daß die Umstellung der laufenden Renten vom alten 
Recht auf das neue Recht nicht wie in der ArV und 
AnV im wesentlichen schon Mitte 1957 vollendet 
war, sondern erst im Laufe des Jahres 1959 abge- 
schlossen werden konnte. 
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Die Rentenerhöhung nach dem Siebenten Renten- 
anpassungsgesetz läßt sich aus der Erhöhung der 
Durchschnittsrenten von Januar 1965 bis April 1965 
ersehen; 



Durchsdinittsrenten 
in DM/Monat 

Ver- 

sicherten 

renten 

Witwen- 

renten 

Waisen- 

renten 

ArV 




Januar 1965 .... 

198,80 

152,40 

72,90 

April 1965 

214,90 

166,00 

78,60 

AnV 




Januar 1965 .... 

331,70 

216,70 

80,50 

April 1965 

359,90 

236,30 

87,20 


3. Anzahl der Rentenanträge 

Die Anzahl der unerledigten Rentenanträge war 
am Ende des jeweils letzten 12monatigen Berichts- 
zeitraums kleiner als am Anfang (Übersicht 14). 


4. Einnahmen und Ausgaben 

über die Einnahmen und Ausgaben in der ArV, 
der AnV und der KnRV in den Jahren 1962, 1963, 

1964 und 1965 unterrichtet die Übersicht 15. Die An- 
gaben für 1965 sind auf Grund der bis Anfang Juli 

1965 vorliegenden Nachweisungen über erste Teil- 
abschnitte des laufenden Jahres vorausgeschätzt 
worden. 

Von den beiden bedeutendsten Einnahmeposten 
entwickeln sich die allgemeinen Bundeszuschüsse in 
der ArV und in der AnV parallel zur allgemeinen 
Bemessungsgrundlage (§ 1389 Abs. 2 Satz 2 RVO 
und § 116 Abs. 2 Satz 2 AVG). Sie sind also grund- 
sätzlich 

von 1960 auf 1961 im Verhältnis 5325 : 5072, 
also um 4,99 v. H., 

von 1961 auf 1962 im Verhältnis 5678 : 5325, 
also um 6,63 v. H., 

von 1962 auf 1963 im Verhältnis 6142:5678, 
also um 8,17 v. H., 

von 1963 auf 1964 im Verhältnis 6717 :6142, 
also um 9,36 v. H., 

von 1964 auf 1965 im Verhältnis 7275:6717, 
also um 8,31 v. H. 

gestiegen. Im Jahre 1960 beliefen sie sich auf 
3 283,6 Millionen DM in der ArV, 

818,3 Millionen DM in der AnV 

(Artikel 1 Nr. 1 und Artikel 2 Nr. 1 des Gesetzes 
über Bundeszuschüsse und Gemeinlast vom 28. März 
I960 — BGBl. I S. 199). Vom Jahre 1962 ab, zu des- 


sen Beginn die Durchführung der Handwerkerver- 
sicherung von der AnV auf die ArV überging, wer- 
den 7,9 V. H des Bundeszuschusses zur AnV auf die 
ArV übertragen (§12 des Handwerkerversicherungs- 
gesetzes vom 8. September 1960 — BGBl. I S. 737). 
Für das Jahr 1965 ist der Bundeszuschuß durch die 
Neufassung des § 1389 Abs. 2 RVO und des § 116 
Abs. 2 AVG im Rentenversicherungs-Finanzaus- 
gleichsgesetz vom 23. Dezember 1964 (BGBl. I S. 1090) 
in der ArV auf 4 802 540 905 DM und in der AnV 
auf 1 081 000 597 DM festgesetzt worden. 

Der allgemeine Bundeszuschuß zur KnRV ergibt 
sich nach § 128 RKG in Verbindung mit § 131 RKG 
als 

^ X (Ausgaben ohne Zuführung zur Rücklage 
iiOo _ Einnahmen ohne allgemeinen Bundeszu- 
schuß 

+ 0,05 X Rentenausgaben zur Eigenlast der 
KnRV). 

Die Beitragseinnahmen haben von 1962 auf 1963 in 
der ArV um 6,6 v. H., in der AnV um 8,9 v. H. und 
von 1963 auf 1964 in der ArV um 10,8 v. H., in der 
AnV um 9,9 v. H. zugenommen. In der KnRV sind 
die Beitragseinnahmen von 1962 auf 1963 um 2,0 v.H. 
und von 1963 auf 1964 um 3,8 v. H. angestiegen. Die 
geringere Zunahme in der KnRV ist durch die ab- 
nehmende Versichertenzahl verursacht worden. 

Die Zunahme der Rentenausgaben ist im wesent- 
lichen durch die Zunahme der Anzahl der Renten 
und durch die Zunahme der Durchschnittshöhe der 
Renten infolge der Rentenanpassungen bedingt. 

Der Unterschiedsbetrag zwischen den Einnahmen 
und den Ausgaben hat sich in der Gesamtheit der 
ArV und der AnV 

von rund 2,0 Milliarden DM im Jahre 1962 

auf rund 2,1 Milliarden DM im Jahre 1963 

und auf rund 2,2 Milliarden DM im Jahre 1964 

erhöht. 

In der KnRV ist als Unterschiedsbetrag zwischen 
den Einnahmen und den Ausgaben die gesetzlich 
vorgeschriebene Zuführung zur Rücklage in die 
Übersicht 15 eingetragen worden. Solange die Rück- 
lage den gesetzlich vorgeschriebenen Betrag noch 
nicht erreicht hat, sind ihr nach § 131 RKG 

0,05 X (Rentenausgaben zur Eigenlast der KnRV 
— allgemeiner Bundeszuschuß) 

zuzuführen. 


5. Vermögen 

Das Bar- und das Anlagevermögen der gesetz- 
lichen Rentenversicherungen im Bundesgebiet ein- 
schließlich Saarland und Berlin belief sich Ende 1964 

in der ArV auf 15 811 Millionen DM, 
in der AnV auf 8 431 Millionen DM. 

Aus dem Bar- und dem Anlagevermögen ergäbe 
sich das Reinvermögen, wenn man die im Berichts- 
jahr bereits für das Folgejahr getätigten Ausgaben 
(„Vorschüsse") und die im Folgejahr noch für das 
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Anzahl der laufenden Renten 

(Bundesgebiet — bis 1959 ohne Saarland — einschließlich Berlin) 

In 1 000 



Januar 

1957 

Januar 

1958 

Rentenversicherung der Arbeiter 

Versichertenrenten 



Berufsunfähigkeitsrenten 


19 

Erwerbsunfähigkeitsrenten 


937 

Altersruhegelder, 65 Jahre 


1 669 

Altersruhegelder, 60 Jahre, an Arbeitslose 


1 

Altersruhegelder, 60 Jahre, an Frauen 


6 

insgesamt . . . 

2 593 

2 632 

Witwenrenten 



für Witwen unter 45 Jahren usw 


1 

für die übrigen Witwen 


1 620 

insgesamt . . 

1 573 

1621 

Waisenrenten 



für Halbwaisen 


645 

für Vollwaisen 


15 

insgesamt . , 

739 

660 

Rentenversicherung der Angestellten *) 

Versichertenrenten 



Berufsunfähigkeitsrenten 


5 

Erwerbsunfähigkeitsrenten 


273 

Altersruhegelder, 65 Jahre 


532 

Altersruhegelder, 60 Jahre, an Arbeitslose 


1 

Altersruhegelder, 60 Jahre, an Frauen 


1 

insgesamt . . . 

783 

1 812 

Witwenrenten 



für Witwen unter 45 Jahren usw 


1 

für die übrigen Witwen 


578 

insgesamt . . . 

1 558 

1 579 

Waisenrenten 



für Halbwaisen 


237 

für Vollwaisen 


5 

insgesamt . . . 

1 233 

1 242 


*) Die Altersruhegelder nach Artikel 2 § 15 des saarländischen Gesetzes Nr. 591 vom 13. Juli 1957 (Amtsblatt S. 779) 
und nach Artikel 2 § 17 des saarländischen Gesetzes Nr. 590 vom 13. Juli 1957 (Amtsblatt S. 789) sind bei den 
„Altersruhegeldern, 60 Jahre, an Arbeitslose" nachgewiesen. 

*) Einschließlich der von der AnV festgestellten Handwerkerrenten. 
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Januar 

1959 

Januar 1960 

Januar 

1961 

Januar 

1962 

Januar 

1963 

Januar 

1964 

Januar 

1965 

noch ohne 
Renten 
im Saarland 

mit Renten 
im 

Saarland 

114 

199 

202 

265 

319 

359 

378 

383 

930 

888 

900 

859 

821 

796 

772 

766 

1 786 

1 880 

1 893 

1 942 

2 001 

2 059 

2 119 

2 202 

7 

12 

12 

17 

22 

26 

29 

32 

22 

37 

37 

52 

70 

91 

112 

134 

2 859 

3 016 

3 044 

3 135 

3 233 

3 331 

3 410 

3 517 

3 

5 

5 

6 

7 

9 

10 

11 

1 713 

1 768 

1 790 

1 829 

1 868 

1 905 

1 942 

1 978 

1 716 

1 773 

1 795 

1 835 

1 875 

1 914 

1 952 

1 989 

559 

471 

477 

411 

352 

303 

282 

285 

21 

20 

. 20 

18 

15 

13 

11 

11 

580 

491 

497 

1 429 

367 

316 

293 

296 

31 

52 

53 

63 

73 

83 

86 

88 

245 

234 

238 

228 

215 

206 

195 

191 

610 

650 

655 

680 

706 

736 

763 

797 

4 

8 

8 

10 

13 

15 

17 

17 

9 

17 

17 

26 

37 

51 

62 

74 

899 

961 1 

971 

1 007 

1 044 

1 091 

1 123 

1 167 

2 

2 

2 

2 

3 

4 

5 

5 

620 

652 

659 

681 

704 

733 

758 

783 

622 

654 

661 

683 

707 

737 

763 

788 

228 

208 

210 

189 

168 

150 

135 

129 

8 

8 

8 

7 

7 

6 

6 

5 

236 

216 

218 

196 

175 

156 

141 

134 
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Anzahl der laufenden Renten 

(Bundesgebiet — bis 1959 ohne Saarland — einschließlich Berlin) 

In 1 000 


Januar 

Januar 


1957 

1958 

Knappschaftlicfae Rentenversicherung 



Versichertenrenten 



Knappschaftsrenten alten Rechts 

95 

95 

Bergmannsrenten 



verminderte bergmännische Berufsfähigkeit 


0 

50 Jahre 


1 

Knappschaftsvollrenten alten Rechts 

247 

189 

Knappschaftsrenten neuen Rechts 



Berufsunfähigkeit 


0 

Erwerbsunfähigkeit 


7 

Knappschaftsruhegelder 



65 Jahre 


41 

60 Jahre, Aufgabe der Beschäftigung im knappschaftlichen Betrieb 


0 

60 Jahre, an Arbeitslose 


0 

60 Jahre, an Frauen 


0 

Knappschaftssolde 

32 

32 

insgesamt . . . 

374 

365 

Witwenrenten 



Witwenrenten alten Rechts 

15 

12 

einfache Witwenrenten neuen Rechts 


0 

Witwenvollrenten alten Rechts 

215 

210 

erhöhte Witwenrenten neuen Rechts 


3 

insgesamt . . . 

1 230 

225 

Waisenrenten 



W^aisenrenten alten Rechts 

65 

57 

Waisenrenten neuen Rechts an Halbwaisen 


0 

Waisenrenten neuen Rechts an Vollwaisen 


0 

insgesamt . . . 

1 65 

1 57 

Zusätzliche Leistung: Knappschaftsausgleichsleistung 

1 
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1 Januar 1960 






Januar 

noch ohne 
Renten im 
Saarland 


Januar 

Januar 

Januar 

Januar 

Januar 

1959 

mit Renten 
im Saarland 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

67 

1 

9 

0 






22 

74 

75 

68 

56 

49 

44 

40 

9 

25 

25 

33 

32 

31 

29 

25 

25 

1 

3 

0 

— 

— 

— 

— 

2 

8 

8 

18 

26 

31 

35 

35 

61 

80 

92 

94 

91 

86 

81 

75 

124 

131 

145 

154 

157 

162 

164 

169 

4 

12 

12 

19 

25 

32 

37 

42 

0 

0 

0 

1 

3 

5 

7 

10 

0 

0 

0 

0 

1 

1 

1 

1 

23 

10 

14 

7 

6 

5 

4 

3 

337 

342 

383 

394 

397 

402 

402 

400 

4 

0 

0 






1 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

33 

1 

6 

0 

— 

— 

— 

— 

176 

217 

235 

252 

258 

266 

272 

279 

214 

220 

243 1 

254 1 

260 

268 1 

274 1 

281 

20 

1 

2 

0 





25 

39 

42 

41 

38 

36 

35 

36 

1 

1 

2 

2 

2 

2 

2 

1 

CD 

41 1 

46 1 

43 1 

40 1 

38 1 

37 1 

37 

I 

1 

1 

1 

1 

1 

1 ! 

3 
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Durchschnittliche Höhe der laufenden Renten 

(Bundesgebiet — bis 1959 ohne Saarland — einschließlich Berlin) 

In DM/Monat 


Januar 

Januar 


1957 

1958 

Rentenversicherung der Arbeiter 



Versichertenrenten 



Berufsunfähigkeitsrenten 


111,00 

Erwerbsunfähigkeitsrenten 


117,00 

Altersruhegelder, 65 Jahre 


159,40 

Altersruhegelder, 60 Jahre, an Arbeitslose 


158,00 

Altersruhegelder, 60 Jahre, an Frauen 


120,30 

insgesamt . . . 

90,40 

144,00 

Witwenrenten 

56,00 

100,30 

Waisenrenten 



für Halbwaisen 


50,10 

für Vollwaisen 


71,70 

insgesamt . . . 

31,80 

50,60 

Rentenversicherung der Angestellten *) 



Versichertenrenten 



Berufsunfähigkeitsrenten 


157,40 

Erwerbsunfähigkeitsrenten 


170,40 

Altersruhegelder, 65 Jahre 


259,20 

Altersruhegelder, 60 Jahre, an Arbeitslose 


244,20 

Altersruhegelder, 60 Jahre, an Frauen 


204,50 

insgesamt . . . 

137,90 

228,60 

Witwenrenten 

74,20 

142,40 

Waisenrenten 



für Halbwaisen 


54 30 

für Vollwaisen 


73,80 



insgesamt . . . 

38,60 

54,60 


*) Ab 1960 vergleiche die Anmerkung 1 zur Übersicht 12 

Einschließlich der von der AnV festgestellten Handwerkerrenten 
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Januar 

Januar 

! Januar 

Januar 

Januar 

Januar 

Januar 

1959 

1960 1) 

1 1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

104,30 

106,40 

108,70 

110,60 

111,90 

115,80 

121,20 

119,40 

128,30 

136,50 

143,60 

150,30 

159,40 

170,80 

160,20 

168,20 

177,00 

186,10 

195,00 

207,00 

223,00 

176,60 

190,70 

210,00 

227,40 

243,80 

261,20 

284,70 

124,40 

129,60 

135,10 

141,20 

146,20 

153,30 

162,30 

144,50 

152,00 

159,60 

167,20 

174,50 

184,80 

198,80 

103,50 

110,30 

117,30 

124,50 

131,50 

140,60 

152,40 

50,30 

53,70 

56,80 

59,90 

62,80 

67,00 

72,10 

70,90 

75,60 

79,80 

83,20 

86,10 

90,10 

96,00 

51,00 

54,50 

57,80 

60,80 

63,80 

67,90 

72,90 

144,10 

144,00 

143,30 

144,40 

144,60 

148,80 

155,10 

172,60 

184,30 

195,00 

204,90 

213,40 

226,90 

243,70 

259,60 

273,90 

289,80 

306,30 

323,20 

344,80 

371,10 

258,30 

274,70 

299,50 

328,30 

353,90 

378,50 

409,50 

235,30 

249,10 

262,90 

278,20 

289,60 

306,70 

326,30 

231,60 

244,50 

258,60 

273,40 1 

287,70 

307,70 

331,70 

147,60 

157,00 

167,20 

177,30 

187,40 

200,60 

216,70 

54,90 

58,70 

62,10 

65,50 

69,00 

73,80 

79,50 

73,60 

77,70 

82,70 

87,80 

93,20 

99,70 

107,50 

55,50 

59,40 

62,90 

66,40 

70,00 

74,80 

80,50 
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Durchschnittliche Höhe der laufenden Renten 

(Bundesgebiet — bis 1959 ohne Saarland — einschließlich Berlin) 
In DM/Monat 



Januar 

1957 

Januar 

1958 

Knappschaftliche Rentenversicherung *) 

Versichertenrenten 



Knappschaftsrenten alten Rechts 

Bergmannsrenten 

160,30 

161,10 

verminderte bergmännische Berufsfähigkeit 


• 

50 Jahre 



Knappschaftsvollrenten alten Rechts 

Knappschaftsrenten neuen Rechts 

197,00 

193,60 

Berufsunfähigkeit 


• 

Erwerbsunfähigkeit 

Knappschaftsruhegelder 

65 Jahre 



60 Jahre, Aufgabe der Beschäftigung im knappschaftlichen Betrieb .... 


. 

60 Jahre, an Arbeitslose 


• 

60 Jahre, an Frauen 



Knappschaftssolde 

58,90 

59,40 

insgesamt mit Knappschaftssolden . . . 

176,00 

197,20 

insgesamt ohne Knappschaftssolde . . . 

186,80 

i 210,20 

Witwenrenten 



Witwenrenten alten Rechts 

61,50 

61,50 

Witwenvollrenten alten Rechts 

107,60 


Witwenrenten neuen Rechts 



insgesamt . . . 

104,70 

105,80 

Waisenrenten 



Waisenrenten alten Rechts 

38,40 

38,10 

Waisenrenten neuen Rechts an Halbwaisen 



Waisenrenten neuen Rechts an Vollwaisen 


• 

insgesamt . . . 

38,40 

1 38,30 

Zusätzliche Leistung: Knappschaftsausgleichsleistung 

1 

1 


1) Gesamtrente, d. h. Summe aus dem Rentenanteil aus der KnRV und den zu Lasten der ArV und der AnV mitaus- 
gezahlten Rentenanteilen aus diesen Versicherungen. Ab 1961 einschließlidi Saarknappsdiaft 
*) Ohne Renten nach altem Recht 
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Januar 

1959 


Januar 

1960 


Januar 

1961 


Januar 

1962 


Januar 

1963 


Januar 

1964 


Januar 

1965 


141,10 

175,80 



368,10 

464,il0 

318,50 

287,30 


264,20 


279,00 


191,10 




387,20 

475,60 

335,70 

278,50 


298,70 


305,60 


199,50 




313.80 
352,20 

402,70 

496,40 

390,60 

271.80 


327,30 2) 


210,30 


I 



138,50 

190,10 


337.50 
372,80 

425,60 

529,10 

450.50 

283.50 

57,30 

349,20 

353.50 


221,10 


221,10 


136,80 

196,30 


353.90 

387.90 

447.60 
548,20 
480,10 

294.60 

57,10 


373,60 






233,20 




375,80 

398,00 

408,20 

437,80 

474,40 

512,00 

574,50 

619,80 

517,60 

572,50 

310,70 

313,90 

57,30 

57,00 

402,20 

441,90 

1 405,20 

444,50 


247,90 

268,00 

i 247,90 

1 268,00 
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Anzahl der Rentenanträge 

(Bundesgebiet — bis 1959 ohne Saarland — einschließlich Berlin) 

In 1 000 


Zeitraum 


Rentenversicherung 
der Arbeiter 

Rentenversicherung 
der Angestellten 

Knappschaftliche 

Rentenversicherung 

Unerledigte 
Anträge 
zu Beginn 

£in- 

gegangene 

Anträge 

Erledigte 

Anträge 

Unerledigte 
Anträge 
zu Beginn 

Ein- 

gegangene 

Anträge 

Erledigte 

Anträge 

Unerledigte 
Anträge 
zu Beginn 

Ein- 

gegangene 

Anträge 

Erledigte 

Anträge 

1956 

1. Vierteljahr 

289 

252 

246 

63 

55 

43 

39 

38 

30 


2. Vierteljahr 

295 

185 

242 

75 

56 

31 

47 

34 

34 


3. Vierteljahr 

238 

163 

204 

80 

53 

57 

47 

28 

36 


4. Vierteljahr 

197 

.127 

156 

76 

53 

55 

39 

25 

27 

1957 

1. Vierteljahr 

168 

147 

97 

74 

69 

34 

37 

29 

25 


2. Vierteljahr 

218 

,193 

101 

109 

73 

59 

41 

25 

16 


3. Vierteljahr 

310 

206 

141 

123 

77 

50 

50 

43 

13 


4. Vierteljcdir 

375 

202 

184 

150 

69 

59 

80 

33 

14 

1958 

1. Vierteljahr 

393 

219 

206 

mM 

75 

64 

99 

30 

20 


2. Vierteljahr 

406 

187 

243 

msM 

62 . 

87 

109 

24 

21 


3. Vierteljahr 

350 

181 

233 

mSm 

55 

82 

112 

24 

23 


4. Vierteljahr 

298 

192 

241 


73 1) 

80 

113 

24 

21 

1959 

1. Vierteljahr 

249 

200 

206 

112 

59 

71 

116 

23 

15 


2. Vierteljahr 

243 

184 

209 

100 

56 

67 

124 

26 

52 


3. Vierteljahr 

218 

176 

203 

89 

55 

62 

98 

26 

50 


4. Vierteljeihr 

1 

911 

178 

,187 

82 

50 

59 

74 

30 

49 

1960 

1. Vierteljahr 












ohne Saarld. 

1 

82 



73 



55 




mit Saarld. 

1 

85 

201 

191 

75 

56 

51 

61 

36 

33 


2. Vierteljahr 

1 

95 

180 

170 

80 

52 

45 

64 

35 

42 


3. Vierteljcihr 

2 

05 

181 

184 

87 

51 

47 

57 

35 

35 


4. Vierteljahr 

2 


181 

180 

91 

49 

43 

57 

33 

37 

1961 

1. Vierteljahr 

203 

189 

192 

97 

56 

47 

53 

30 

33 


2. Vierteljahr 

200 

180 

1,83 

106 

49 

42 

50 

26 

27 


3. Vierteljahr 

1 

97 

183 

189 

113 

53 

50 

49 

27 

25 


4. Vierteljahr 

1 

91 

180 

182 

116 

50 

53 

54 2) 

26 

33 

1962 

1. Vierteljahr 

1 

90 2) 

192 

183 

113 

53 

56 

47 

29 

28 


2. Vierteljahr 

1 

99 

175 

180 

1,10 

46 

50 

48 

29 

28 


3. Vierteljahr 

1 

94 

179 

193 

106 

44 

54 

49 

26 

28 


4. Vierteljahr 

1 

80 

171 

178 

96 

42 

54 

47 

26 

32 

1963 

1. Vierteljahr 

1 

73 

190 

177 

84 

48 

43 

41 

29 

26 


2. Viertelj^r 

1 

86 

188 

183 

89 

50 

47 

44 

26 

26 


3. Vierteljahr 

1 

91 

192 

203 

92 

51 

57 

44 

27 

29 


4. Vierteljahr 

1 

80 

180 

184 

86 

47 

53 

42 

24 

29 

1964 

1. Vierteljahr 

1 

76 

204 

177 

80 

57 

56 

41 2) 

26 

23 


2. Vierteljahr 

203 

203 

193 

81 

52 

53 

44 

25 

28 


3. Vierteljahr 

213 

202 

208 

80 

52 

61 

41 

25 

29 


4. Vierteljahr 

207 

192 

210 

71 

48 

50 

37 

23 

26 

1965 

1. Vierteljahr 

1 

89 

211 

209 

69 

57 

57 

34 




2. Vierteljahr 

191 

204 

200 

69 







3. Vierteljahr 

1 

95 










4. Vierteljahr 












*) Einschließlich 17 Tausend vorschußweise gewährter Renten, die bisher zu den erledigten Anträgen gezählt wur- 
den, fortan aber zu den unerledigten Anträgen gezählt werden 
*) Berichtigte Bestandszahl (Neuauszählung) 
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Berichtsjahr anfallenden Einnahmen zuzählen und 
die im Berichtsjahr bereits für das Folgejahr emp- 
fangenen Einnahmen („Verwahrungen") und die im 
Folgejahr noch für das Berichtsjahr anfallenden Aus- 
gaben abziehen würde. Das Reinvermögen am Ende 
des Berichtsjahres kann nach den derzeitigen Erhe- 
bungsverfahren erst festgestellt werden, wenn statt 
der vorläufigen Einnahme- und Ausgaberechnung 
die endgültige Einnahme- und Ausgaberechnung für 
das Berichtsjahr vorliegt. 

Wie sich das Bar- und Anlagevermögen nach den 
einzelnen Anlagearten aufteilt, geht aus der Über- 
sicht 16 hervor. 

ln der KnRV belief sich das Reinvermögen Ende 
1964 auf 912 Millionen DM. 


6. Ausblick auf die künftige finanzielle Entwicklung 

In der Übersicht 17 ist für den am 31. Dezember 
1966 endenden ersten Deckungsabschnitt angegeben, 
zu welchem Vomhundertsatz die nach § 1383 Abs. 1 
Satz 2 RVO oder § 110 Abs. 1 Satz 2 AVG für den 
31. Dezember 1966 vorgeschriebene Rücklage erfüllt 
sein wird, wenn bis einschließlich 1966 alljährlich 
die Renten an die allgemeine Bemessungsgrundlage 
des Vorjahres angepaßt werden, wenn also außer 
den ersten sieben Rentenanpassungen (ab 1. Januar 
1959, 1960, 1961, 1962, 1963, 1964 und 1965) noch eine 
weitere Rentenanpassung (ab 1. Januar 1966) durch- 
geführt wird. 

Die ersten beiden Spalten der Übersicht 17 enthal- 
ten Vorausiberechnungsergebnisse aus früheren Jah- 
ren, die letzte Spalte die neuesten Vorausberech- 
nungsergebnisse nach den versicherungstechnischen 
Bilanzen der Rentenversicherung der Arbeiter und 
der Rentenversicherung der Angestellten für den 
1. Januar 1961 und den 1. Januar 1963 (Bundestags- 
drucksache IV/3410, Bundesarbeitsblatt 1965 S. 373). 
In der Rentenversicherung der Angestellten wurden 
die Bilanzergebnisse noch im Hinblick darauf geän- 
dert, daß die Versicherungspflichtgrenze ab 1. Juli 
1965 nicht — wie in der Bilanzrechnung angenom- 
men — 1500 oder 2000 DM/Monat, sondern 1800 DM/ 
Monat beträgt. 

Aus der Übersicht 17 geht hervor, daß der Vom- 
hundertsatz für die Erfüllung des Rücklage-Solls wie- 
derum zugenommen hat. Daß sich der Vomhundert- 
satz in der AnV verhältnismäßig stärker als in der 
ArV erhöht hat, hängt mit den Ausgleichszahlungen 
der ArV an die AnV nach Art. 3 des Rentenversiche- 
rungs-Finanzausgleichsgesetzes vom 23. Dezember 
1964 zusammen. 


Drucksache V/20 
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Übersicht 15 


Einnahmen und Ausgaben 

(Bundesgebiet einschließlich Berlin) 
In Mio DM 


Art der Einnahme bzw. Ausgabe 

Rent 

1962 

änversidieri 

1963 

Ling der Arbeiter 

1964 1965 

Jahres- 

absdiluB 

■ 

Vorläufige 

Jahres- 

rechnung 

2 

Vorläufige 

Jahres- 

rechnung 

3 

Voraus- 

sdiätzung 

Beiträge 

11 205 

11 943 

13 230 

14 450 

Bundeszuschüsse 





allgemeine 

3 748 

4 055 

4 434 

4 803 

zu den Sonderzuschüssen 

172 

155 

138 

120 

zur Bekämpfung der Tbc 

29 

31 

36 

40 

Erstattungen nach §72G131 

11 

14 

13 

15 

Erstattungen von saarländischen Fürsorgeleistungen 





Erstattungen für Wanderversichertenrenten 





von der ArV 





von der AnV 

49 

49 



von der KnRV 

48 

54 

64 

72 

Erstattungen für Handwerkerrenten von der ArV 





Zinsen 

646 

703 

777 

760 

Sonstige Einnahmen 

61 




Einnahmen insgesamt . . . 

15 969 

17 004 

18 692 

20260 

Renten 

10 818 

11 630 

12 890 

14 600 

Erstattungen für Wanderversichertenrenten 





an die ArV 





an die AnV 

486 

486 



an die KnRV 

369 

401 

446 

490 

Erstattungen für Handwerkerrenten an die AnV 

471 

479 

498 

520 

Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung und Wiederherstellung 





der Erwerbsfähigkeit und zusätzliche Leistungen 

880 

940 

982 

1 050 

Knappsdiaftsausgleichsleistungen 





Rentnerkrankenversicherung 

1 261 

1356 

1 460 

1 550 

Beitragserstattungen 

188 

197 

211 

215 

Verwaltung 

224 

247 

263 

285 

Beitragsverfahren, Leistungsverfahren 

124 

125 

,134 

180 

Sonstige Ausgaben 

3 




Ausgaben insgesamt . . . 

14 824 

15 861 

16 884 

18 890 

Untersdiiedsbetrag 





zwischen den Einnahmen und den Ausgaben 

1 145 

1 143 

1 808 

1 370 
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Rentenversicherung der Angestellten 

Knapp schaftli che Rentenversicherung 

1962 

1963 

1964 

1965 

1962 

1963 

1964 

1965 

Vorläufige 

Jahres- 

redinung 

Vorläufige 

Jahres- 

rechnung 

Vorläufige 

Jahres- 

rechnung 

Voraus- 

schätzung 

Jahres- 

abschluß 

Jahres- 

absdiluß 

Vorläufige 

Jahres- 

redinung 

Voraus- 

schätzung 

5 

6 


8 

9 

10 

11 

12 

5 766 

6 282 

6 902 

8 050 

1 087 

1 109 

1 151 3) 

1 210 

844 

913 

998 

1 081 

1 528 

1 712 

1 944 

2 157 

45 

40 

36 

32 





6 

8 

7 

7 





22 

68 

5(1 

120 


2 

2 

2 





13 

6 

— - 

— 

486 

486 



369 

401 

446 

490 





79 

88 

102 

120 

8 

12 

11 

13 





471 

479 

498 

520 





358 

415 

452 

480 

29 

30 

32 

36 





1 

1 

1 

1 

8 006 

8 703 

8 955 

10 303 

3 106 

3 349 

3 678 

4 016 

5 967 

6 460 

7 206 

8 220 

2 714 

2 913 

3 187 

3 520 

49 

49 



48 

54 

64 

72 





8 

12 

11 

13 

79 

88 

102 

120 





222 

257 

282 

320 

47 

49 

50 

52 






5 

20 

24 

491 

547 

574 

660 

192 

216 

245 

270 

147 

175 

207 

230 

2 

2 

2 

2 

96 

100 

106 

115 

46 

50 

53 

55 

50 

50 

54 

70 

6 

6 

5 

5 





4 

4 

3 

3 

7 101 

7 726 

8 531 

9 735 

3 067 

3311 

3 640 

4 016 

905 

977 

424 

568 

39 

38 

38 

— 


Übersicht 15 


B Einschließlich der zu 
Lasten der anderen 
Rentenversicherungen 
mitausgezahlten Ren- 
tenteile aus diesen 
Versicherungen 
In der KnRV; Nach 
§ 131 RKG vorgschrie- 
bene Zuführung zur 
Rücklage 

Von den Beiträgen hat 
der Bund 171 Mio DM 
für Rechnung der Un- 
ternehmen des Stein- 
kohlen- und Eisenerz- 
bergbaues getragen 
(vgl. Bundeshaushalts- 
plan 1964 Kapitel 1113 
Titel 650) ; auch von 
den Beiträgen für 1965 
wird der Bund einen 
Teilbetrag tragen. 
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Übersicht 16 

Das Bar- und Anlagevermögen der Träger der ArV und der AnV Ende 1964 

(Bundesgebiet einschließlich Berlin) 
in 1000 DM 


Renten- 

„ ( 
Renten- 


Versicherung 

Versicherung 


der Arbeiter 

der Angestellten 

1. Barmittel und Giroguthaben 



a) Kassenbestand 

310 

58 

b) Postscheckguthaben 

4 965 

1 036 

c) Guthaben bei Deutscher Bundesbank und Landeszentralbanken . . 

1 469 

55 

zusammen . . . 

6 744 

1 149 

2. Guthaben bei Banken und Sparkassen 



a) Täglich fällige Guthaben 

224 411 

21 995 

b) Termineinlagen 

1 414 543 

1 099 604 

c) Spareinlagen 

275 278 

2 000 

zusammen . . . 

1 914 232 

1 123 599 

3. Andere Wertpapiere und Schuldbuchforderungen 



a) Schuldbuchforderungen an den Bund 

2 020 439 

1 082 342 

b) Anleihen, verzinsliche Schatzanweisungen und Kassenobligationen 



von Bund, Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbänden 

409 475 

374 655 

c) Anleihen, verzinsliche Schatzanweisungen und Kassenobligationen 



der Deutschen Bundesbahn und Bundespost 

369 014 

19 000 

d) Pfandbriefe 

2 497 011 

1 362 208 

e) Kommunalobligationen 

1 379 649 

1 025 369 

f) Industrieobligationen 

24 073 

1 511 

g) Sonstige Wertpapiere 

133 818 

14 020 

zusammen . . . 

6 833 479 

3 879 105 

4. Darlehen 



a) an die Deutsche Bundesbahn und Bundespost 

821 447 

236 367 

b) an Länder 

154 913 

193 266 

c) an Gemeinden und Gemeindeverbände 

853 568 

266 915 

d) an Träger der Sozialversicherung 

17 269 

1 853 

e) an öffentliche Unternehmen 

214 180 

139 666 

f) an Kreditinstitute 



zweckgebundene Darlehen 

1 188 042 

413 852 

nicht zweckgebundene Darlehen 

1 206 129 

1 233 867 

g) an sonstige Darlehnsnehmer 

584 651 

154 364 

zusammen . . . 

5 040 199 

2 640 150 
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noch Übersicht 16 



Renten- 
versicherung 
der Arbeiter 

Renten- 
versicherung 
der Angestellten 

5. Hypotheken (einschl. Grundschulden) 



a) auf land- und forstwirtschaftlich genutzten Grundstücken 

— 

40 

b) auf gewerblich genutzten Grundstücken 

59 584 

2 263 

c) auf Grundstücken mit Wohnungsneubauten 

886 681 

628 323 

d) auf sonstigen Grundstücken 

77 777 

22 021 

zusammen . . . 

1 024 042 

652 647 

6. Grundstücke und Gebäude 



a) im Bundesgebiet ohne Berlin 

844 207 

77 998 

b) in Berlin (West) 

7 479 

41 730 

c) in anderen Gebieten 

527 

— 

zusammen . . . 

852 213 

119 728 

7. Bewegliche Einrichtung (Inventar) 

140 507 

14 459 

insgesamt . . . 

15811 416 

8 430 837 
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Übersicht 17 


Die Erfüllung des Rücklage-Solls 
am 31. Dezember 1966 



Die Erfüllung des Rücklage-Solls am 31. Dezember 1966 
in V. H. bei jährlicher Rentenanpassung an die allgemeine 
Bemessungsgrundlage des Vorjahres 

Ursprüngliche 
Vorausberechnung 
(Sozialbericht 1961, 
nach den Erfah- 
rungen bis 1960) 

Berichtigte Vor- 
ausberechnung im 
Sozialbericht 1964 
(nach den Erfah- 
rungen bis 1963) 

Neueste Voraus- 
berechnung (Ver- 
sicherungstechni- 
sche Bilanzen der 
ArV und der AnV 
für den 1. Januar 
1961 und den 

1. Januar 1963) 

Rechnung A 




(Anstieg der Entgelte um 6 v. H. je Jahr) 



ArV 

74 

91 

93 

AnV . . : 

85 

100 

130 

ArV und AnV 

78 

94 

107 

Rechnung B 




(Anstieg der Entgelte um 4 v. H. je Jahr) 



ArV 

59 

84 

89 

AnV 

70 

92 

123 

ArV und AnV 

62 

87 

102 


In absoluten Zahlen drücken sich das Rücklage-Soll 
und das Rücklage-Ist am 31. Dezember 1966 nach der 
neuesten Vorausberechnung wie folgt aus: 



Rücklage-Soll 

Rücklage-Ist 


am 31. Dezember 1966 
in Mio DM 

Rechnung A 

(Anstieg der Entgelte um 6 v. H. je Jahr) 

ArV 

15 407 

14 329 

AnV 

9 059 

11 767 

Rechnung B 

(Anstieg der Entgelte um 4 v. H. je Jahr) 

ArV 

15 311 

13 614 

AnV 

9 017 

11 125 
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C. Die Beurteilung der wirtschaftlichen Entwicklung in der 
Bundesrepublik Deutschland und der finanziellen Lage der 
gesetzlichen Rentenversicherungen unter den Gesichtspunkten 
einer Anpassung der laufenden Renten 

— Vorschläge für die Gesetzgebung — 


Die allgemeine Bemessungsgrundlage für die Be- 
rechnung von Renten in den gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen aus Versicherungsfällen des Jahres 1965 
ist mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechts- 
verordnung der Bundesregierung vom 22. Dezember 
1964 (BGBl, I S. 1101) um 8,3 v. H. gegenüber dem 
Stand des Jahres 1964 erhöht worden. Diese Ver- 
änderung ergab sich, weil das für die allgemeine Be- 
messungsgrundlage 1965 maßgebende Mittel der 
durchschnittlichen Brutto-Jahresarbeitsentgelte der 
Versicherten in den Jahren 1961, 1962 und 1963 um 
den genannten Vomhundertsatz über dem Mittel in 
den Jahren 1960, 19G1 und 1962, das für die allge- 
meine Bemessungsgrundlage 1964 bestimmend war, 
gelegen hat. Ferner ist nach Bekanntgabe durch das 
Statistische Bundesamt die durchschnittliche Brutto- 
lohn- und -gehaltssumme des Jahres 1964 um 
8,9 V. H höher gewesen als die des Jahres 1963. 

Nach den Vorschriften der Rentenversicherungs- 
gesetze (§ 1272 RVO, § 49 AVG und § 71 RKG) und 
des Unfallversicherungsgesetzes (§ 579 RVO) ist in 
den Rentenversicherungen bei Veränderungen der 
allgemeinen Bemessungsgrundlage und in der Un- 
fallversicherung bei Veränderungen der durchschnitt- 
lichen Bruttolohn- und -gehaltssumme durch Gesetz 
zu regeln, ob und wieweit die bereits laufenden Ren- 
ten der Rentenversicherung — das sind Renten aus 
Versicherungsfällen des Jahres 1964 und früherer 
Jahre — und die vom Jahresarbeitsverdienst abhän- 
gigen Geldleistungen der Unfallversicherung — das 
sind Geldleistungen für Unfälle des Jahres 1963 oder 
früherer Jahre — anzupassen sind. Die Anpassung 
hat der Entwicklung der wirtschaftlichen Leistungs- 
fähigkeit und der Produktivität sowie den Verände- 
rungen des Volkseinkommens je Erwerbstätigen 
Rechnung zu tragen. Es ist zu entscheiden, ob eine 
Erhöhung der laufenden Renten im Ausmaß der Ver- 
änderung der allgemeinen Bemessungsgrundlage — 
d. h. um 8,3 v. H. — nach den wirtschaftlichen Gege- 
benheiten und nach der Finanzlage der gesetzlichen 
Rentenversicherungen vertretbar und eine Erhöhung 
der vom Jahresarbeitsverdienst abhängigen Geld- 
leistungen der Unfallversicherung im Ausmaß der 
Veränderung der durchschnittlichen Bruttolohn- und 
-gehaltssumme — d. h. um 8,9 v. H. — mit den wirt- 
schaftlichen Gegebenheiten vereinbar ist. 

Für eine längerfristige und ins einzelne gehende 
Betrachtung der finanziellen Entwicklung der Ren- 
tenversicherungen der Arbeiter und der Angestellten 
stehen die von der Bundesregierung unter dem 


14. Mai 1965 vorgelegten versicherungstechnischen 
Bilanzen für den 1. Januar 1961 und den 1. Januar 
1963 (Drucksache IV/3410) zur Verfügung; sie lassen 
die Entwicklung der Einnahmen, der Ausgaben und 
des Vermögens der Versicherungsträger in den näch- 
sten drei Jahrzehnten erkennen. 

Die im Teil B dieses Berichts erläuterte finanzielle 
I Entwicklung bei den Trägern der gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen zeigt auch im Berichtsjahr 1964 
sowohl auf der Einnahme- als auch auf der Ausgabe- 
seite beachtliche Zunahmen. Auf der Ausgabeseite 
erfuhren die Rentenausgaben infolge der Zunahme 
der Zahl der Renten und der Steigerung der durch- 
schnittlichen Zahlbeträge durch die Rentenanpassung 
zu Beginn des Berichtsjahres den anteilig stärksten 
Zuwachs. Auch die Aufwendungen für Beitragserstat- 
tungen, für die Krankenversicherung der Rentner 
und für Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung und 
Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit sind im 
Jahre 1964 erneut gestie.gen. Auf der Einnahmeseite 
verzeichneten die Beitragseinnahmen wiederum 
einen bemerkenswerten Anstieg. Bei einer Erhöhung 
der durchschnittlichen Bruttolohn- und -gehalts- 
summe von 1963 auf 1964 um 8,9 v. H. erhöhten sich 
die Beitragseinnahmen in der Angestelltenversiche- 
rung um 9,9 V. H. und in der Rentenversicherung der 
Arbeiter sogar um 10,8 v. H.; wegen der abnehmen- 
den Versichertenzahl war die Zunahme der Beitrags- 
einnahmen in der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung mit 3,8 V. H. vergleichsweise gering. Der Unter- 
schiedsbetrag zwischen den Einnahmen und den Aus- 
gaben hat sich im Zuge der Entwicklung in der Ge- 
samtheit der Rentenversicherungen der Arbeiter und 
der Angestellten erneut vergrößert; nach 1,8 Milliar- 
den DM im Jahre 1961, 2,0 Milliarden DM im Jahre 
1962 und 2,1 Milliarden DM im Jahre 1963 erreichte 
der Unterschiedsbetrag im Jahre 1964 mit 2,2 Milliar- 
den DM einen neuen Höchstwert. Das Bar- und An- 
lagevermögen dieser beiden Rentenversicherungen 
belief sich Ende des Jahres 1964 auf rund 24,4 Mil- 
liarden DM. Zum selben Zeitpunkt belief sich das 
Reinvermögen der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung auf 912 Milionen DM. Da die finanzielle 
Entwicklung der gesetzlichen Rentenversicherungen 
nach den versicherungstechnischen Bilanzen für den 
1. Januar 1961 und den 1. Januar 1963 gegenüber 
früheren Vorausschätzungen günstiger verlaufen ist, 
konnten auch im vorliegenden Bericht die Vorausbe- 
rechnungen über den Prozentsatz der Erfüllung des 
gesetzlich vorgesehenen Rücklage-Solls zum Ende des 
ersten Deckungsabschnitts erneut verbessert werden. 
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Die Berechnungen haben ergeben, daß bei gegen- 
wartsbezogenen Annahmen über die weitere finan- 
zielle Entwicklung das Rücklage-Soll in der Ange- 
stelltenversicherung in jedem Fall, in der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter zumindest annähernd erfüllt 
sein wird, wenn die achte, letzte Rentenanpassung 
im laufenden Deckungsabschnitt im Ausmaß der Ver- 
änderung der allgemeinen Bemessungsgrundlage 
von 1964 auf 1965, d. h. um 8,3 v. H., mit Wirkung 
vom 1. Januar 1966 an durchgeführt wird. Die Bun- 
desregierung ist daher der Auffassung, daß auch die 
vorgesehene achte Rentenanpassung mit dem in den 
Rentenversicherungsgesetzen vorgesehenen Finan- 
zierungsverfahren vereinbar ist. 

Die im Teil A dieses Berichts erläuterte wirtschaft- 
liche Entwicklung in der Bundesrepublik ist durch 
das Fortwirken der Expansion gekennzeichnet, die 
von einer nachhaltigen Steigerung der Investitions- 
tätigkeit und einer hohen inländischen Verbrauchs- 
güternachfrage getragen wird. Das derzeitige Expan- 
sionstempo hat sich gegenüber dem Berichtsjahr 1964 
nur geringfügig abgeschwächt, während die Span- 
nungen, die seit Jahren in zunehmendem Maße den 
Arbeitsmarkt belasten, eher zunehmen und die Preis- 
auftriebstendenzen unvermindert stark sind. Die 
Knappheit an Arbeitskräften führt bei langsam stei- 
gender Produktivität zu stärkeren Lohnveränderun- 
gen, die mindestens das gleiche Ausmaß haben wer- 
den wie im Vorjahr. Dagegen werden die Produk- 
tivitätssteigerungen des Vorjahres wegen des erneu- 
ten Erreichens der Kapazitätsgrenzen in vielen Be- 
reichen nicht überschritten werden können. Der sich 
aus dieser Entwicklung ergebende Kostendruck wird 
sich stärker als zuvor bemerkbar machen und die 
Tendenz zu steigenden Preisen intensivieren. Die 
Zunahme des verfügbaren Einkommens der privaten 
Haushalte wird im laufenden Jahr stärker sein als 
im Vorjahr. Wenngleich die private Ersparnis be- 
merkenswert kräftig wächst, so wird doch ein erheb- 
licher Teil der zusätzlichen verfügbaren Einkommen 
in den privaten Verbrauch fließen. Auch der Staats- 
verbrauch wächst stärker als im Jahre 1964. Eine 
gewisse Entlastung des Binnenmarktes wird durch 
wachsende Einfuhren ermöglicht. Für die nähere Zu- 
kunft sind keine Anzeichen für eine ins Gewicht fal- 
lende Änderung der Konjunktur zu erwarten. Das 
Wirtschaftswachstum bleibt daher zunächst weiter- 
hin aufwärts gerichtet. Für das Jahr 1966 muß in- 
dessen mit einer Verringerung des gesamtwirtschaft- 
lichen Wachstums gerechnet werden, weil das Pro- 
duktionspotential — auf erfreulich hohem Niveau 
— - weiterhin an die Grenzen seiner Ausweitungs- 
fähigkeit stößt. 

Für die Beurteilung der Frage, ob zwischen einer 
Anpassung der laufenden Renten und der Leistungen 
der Unfallversicherung und den Zielsetzungen der 
Wirtschaftspolitik im weitesten Sinne ein Einklang 
besteht, ist neben der voraussichtlichen Konjunktur- 
situation im Zeitpunkt der Anpassung vor allem 
Höhe und Art der Verwendung der zusätzlichen 
Sozialleistungen von Bedeutung. Eine Anpassung 


der laufenden Renten an die allgemeine Bemessungs- 
grundlage des Jahres 1965 und der vom Jahres- 
arbeitsverdienst abhängigen Geldleistungen der Un- 
fallversicherung an die Entwicklung der durchschnitt- 
lichen Bruttolohn- und -gehaltssumme von 1963 auf 
1964 mit Wirkung vom 1. Januar 1966 an würde 
einen Jahresbetrag von 1900 Millionen DM erfor- 
dern. Aus zahlungstechnischen Gründen, die vor 
allem durch das Anpassungsverfahren bedingt sind, 
käme die erste volle Monatsrate der Anpassung 
Ende Februar für März 1966 zur Auszahlung; für die 
ersten beiden Monate des Jahres 1966 kommt eine 
Einmalzahlung in Betracht. 

Nach eingehender, alle wirtschafts-, finanz- und 
sozialpolitischen Umstände sorgfältig abwägender 
Beratung ist die Bundesregierung zu der Auffassung 
gelangt, daß in den gesetzlichen Rentenversicherun- 
gen eine über das Maß von 8,3 v. H. hinausgehende, 
insbesondere eine rückwirkende, für das Jahr 1965 
geltende Anpassung der laufenden Renten hinsicht- 
lich ihrer möglichen Auswirkungen auf die Finanz- 
lage in den gesetzlichen Rentenversicherungen und 
auf die gesamtwirtschaftliche Entwicklung nicht ver- 
antwortet werden kann. 

Die Bundesregierung schlägt den gesetzgebenden 
Körperschaften vor, 

in der Rentenversicherung der Arbeiter, der 
Rentenversicherung der Angestellten und der 
knappschaftlichen Rentenversicherung die am 
1. Januar 1966 laufenden Renten, bei denen der 
Versicherungsfall im Jahre 1964 oder früher ein- 
getreten ist — unter Beachtung der in den 
Rentenversicherungsgesetzen enthaltenen Aus- 
nahmeregelungen — für die Bezugszeit ab 
1. Januar 1966 der allgemeinen Bemessungs- 
grundlage für 1965 anzupassen und damit um 
8,3 V. H. zu erhöhen 

und in der gesetzlichen Unfallversicherung die 
vom Jahresarbeitsdienst abhängigen Geldlei- 
stungen für Unfälle, die im Jahre 1963 oder 
früher eingetreten sind, für Bezugszeiten ab 
1. Januar 1966 der Entwicklung der durchschnitt- 
lichen Bruttolohn- und -gehaltssumme von 1963 
auf 1964 anzupassen und damit um 8,9 v. H. zu 
erhöhen. 

Der Sozialbeirat hat die Anpassung der Renten 
und Geldleistungen in dem von der Bundesregierung 
vorgeschlagenen Ausmaß einstimmig empfohlen. 

Die Verwirklichung des Anpassungsvorschlages 
würde Mehrausgaben von 1900 Millionen DM jähr- 
lich verursachen, von denen 210 Millionen DM auf 
die knappschaftliche Rentenversicherung entfallen; 
diese 210 Millionen DM werden als Folge der Rege- 
lung in § 128 RKG vom Bund zusätzlich gedeckt wer- 
den müssen. 

Das nach den Vorschriften der Rentenversiche- 
rungsgesetze und des Unfailversicherungsgesetzes 
einzuholende Gutachten des Sozialbeirats ist als An- 
lage zu diesem Bericht beigefügt. 
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Gutachten des Sozialbeirats 

Über die Rentenanpassung gemäß § 1273 der Reichsversiche- 
rungsordnung, § 50 des Angestelltenversicherungsgesetzes und 
§71 des Reichsknappschaftsgesetzes und über die Anpassung 
der Geldleistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
gemäß § 579 der Reichsversicherungsordnung 


Vorbemerkung 

1. Die allgemeine Bemessungsgrundlage für die 
Rentenversicherungen der Arbeiter und der An- 
gestellten und für die knappschaftliche Renten- 
versicherung ist gemäß der Achten Verordnung 
über Änderungen der Bezugsgrößen vom 22. De- 
zember 1964 (BGBl. I S. 1101) von 1964 auf 1965 
um 8,3 V. H. gestiegen; um diesen Vomhundert- 
satz liegen die Renten aus Versicherungsfällen 
des Jahres 1965 über vergleichbaren Renten aus 
Versicherungsfällen der Vorjahre. Die allge- 
meine Bemessungsgrundlage für 1966 wird vor- 
aussichtlich um 8,0 V. H. über der für 1965 lie- 
gen. Der Gesetzgeber hat darüber zu befinden, 
ob und in welchem Umfange die Bestandsrenten 
der damit gegebenen Entwicklung angepaßt 
werden. 

Die allgemeine Bemessungsgrundlage für die 
Rentenversicherungen der Arbeiter und der An- 
gestellten und für die knappschaftliche Renten- 
versicherung, deren jährliche Veränderung An- 
laß zu der Anpassung der Renten aus den Ren- 
tenversicherungen ist, wird als Durchschnitt der 
Bruttojahresarbeitsentgelte der Versicherten im 
viertletzten, drittletzten und vorletzten Jahre er- 
mittelt. Demgegenüber ist der Anlaß für die An- 
passung der Renten aus der Unfallversicherung 
die Veränderung der durchschnittlichen Brutto- 
lohn- und -gehaltssumme zwischen dem dritt- 
letzten und dem vorletzten Kalenderjahr, für die 
Anpassung ab 1. Januar 1966 also die Erhöhung 
von 1963 auf 1964, d. h. um 8,9 v. H. 

Der Sozialbeirat hat sich unter Berücksichtigung 
der Entwicklung von Produktivität, Volksein- 
kommen je Erwerbstätigen und wirtschaftlicher 
Leistungsfähigkeit, bei den gesetzlichen Renten- 
versicherungen auch unter Beachtung ihrer Fi- 
nanzlage, gutachtlich dazu zu äußern, ob und 
wie die Bestandsrenten der gesetzlichen Renten- 
versicherungen bzw. die Geldleistungen der ge- 
setzlichen Unfallversicherung angepaßt werden 
sollen. 

1 . 

Die Anpassung der Bestandsrenten 
aus den gesetzlichen Rentenversicherungen im 
Zusammenhang mit der Beendigung des ersten 
Deckungsabschnitts 

2. Das Jahr 1966 ist für die Rentenversicherungen 
der Arbeiter und der Angestellten (für die 


Knappschaftsversicherung gelten andere Rege- 
lungen) das letzte Jahr des ersten zehnjährigen 
Deckungsabschnitts. Gemäß §§ 1383 RVO, 110 
AVG sind bis zum Beginn des nächsten Dek- 
kungsabschnitts, d. h. bis zum 1. Januar 1967, 
Beschlüsse des Gesetzgebers erforderlich, die 
insbesondere die finanzielle Sicherung der Ren- 
tenversicherungsträger im Zeitraum von 1967 
bis 1976 betreffen. Die Rentenanpassung für das 
Jahr 1966 sollte nicht ohne Beachtung der Fra- 
gen gesehen werden, vor die sich der Gesetz- 
geber im Verlauf des Jahres 1966 bei der Be- 
schlußfassung über die Finanzierung im kom- 
menden Deckungsabschnitt gestellt sehen wird. 

3. Die unter dem 14. Mai 1965 von der Bundes- 
regierung vorgelegten versicherungstechnischen 
Bilanzen (Bundestagsdrucksache IV/3410, Über- 
sicht 14, Seite 56) ergeben, daß durch eine Ren- 
tenanpassung 1966 nach dem in den letzten Jah- 
ren geübten Verfahren für das Jahr 1966 keine 
besonderen Finanzierungsprobleme entstehen. 
Würden die Bestandsrenten wieder mit einjäh- 
riger Verzögerung angepaßt, also die aus Ver- 
sicherungsfällen vor dem 1. Januar 1965 zuge- 
gangenen Renten um 8,3 v. H. erhöht, so würde 
das gesetzliche Rücklagesoll für die Rentenver- 
sicherung der Angestellten in jedem Falle, für 
die Rentenversicherung der Arbeiter zumindest 
annähernd erfüllt. 

4. Im übrigen weisen die gleichen versicherungs- 
technischen Bilanzen nach, daß im nächsten Dek- 
kungsabschnitt eine erhebliche Erhöhung der 
Beitragssätze erforderlich wird. Sofern die gel- 
tenden Vorschriften über die Bemessung der 
Bundeszuschüsse, die Höhe des Rücklagesolls 
und die Festsetzung eines einheitlichen Beitrags- 
satzes für den ganzen Deckungsabschnitt auf- 
recht erhalten bleiben, müßte der Beitragssatz 
für den nächsten Deckungsabschnitt je nach der 
Annahme über die Entwicklung der Arbeitsent- 
gelte zwischen 17,2 und 18,6 v. H. (statt z. Z. 
14 V. H.) liegen. 

5. Bliebe das geltende Deckungssystem in Kraft, so 
würden, unbeschadet der Tatsache, daß eine Er- 
höhung des Beitragssatzes für die finanzielle 
Sicherung im Jahre 1966 noch nicht erforderlich 
ist, wesentliche Gesichtspunkte für eine Anhe- 
bung des Beitragssatzes schon mit Wirkung vom 
1. Januar 1966 sprechen. Einmal könnte dadurch 
die sonst zum 1. Januar 1967 erforderliche Her- 
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aufsetzung des Beitragssatzes, gegebenenfalls 
auch des Bundeszuschusses, zum Teil vorweg- 
genommen werden. Dementsprechend könnten 
auch die mit einer so starken Beitragserhöhung 
(siehe Ziffer 4) möglicherweise verbundenen 
und unerwünschten gesamtwirtschaftlichen Rück- 
wirkungen, z. B. auf die Stabilität des Preis- 
niveaus, gemildert werden. Zum anderen würde 
eine teilweise vorweggenommene Beitragserhö- 
hung dazu beitragen, die konjunkturell und ka- 
pitalmarktpolitisch abträglichen Schwankungen, 
die die Kapitalbildung in der Gesamtheit der 
Rentenversicherungen der Arbeiter und der An- 
gestellten ohne eine vorzeitige Anhebung des 
Beitragssatzes aufweisen würde, in engeren 
Grenzen zu halten. Die Kapitalbildung würde 
nämlich, wenn der Beitragssatz erst mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1967 an erhöht würde, von 
schätzungsweise 1,3 Mrd DM im Jahre 1965 auf 
schätzungsweise 0,9 Mrd DM im Jahre 1966 zu- 
rückgehen (vgl. Übersicht 3, Seite 20 der ver- 
sicherungstechnischen Bilanzen) und dann im 
Jahre 1967 ganz beträchtlich heraufschnellen, 
mögllicherweise auf 5,8 Mrd DM (vgl. Über- 
sicht 8, Seite 51 der versicherungstechnischen Bi- 
lanzen). Auf die konjunkturpolitischen Gründe, 
die ebenfalls für eine Anhebung des Beitragssat- 
zes im Jahre 1966 sprechen könnten, soll hier 
nicht eingegangen werden, da sie, unabhängig 
von der Regelung ab 1967, weiter unten zu er- 
örtern sind (siehe Abschnitt II.). 

6. Der Sozialbeirat hat sich in seinem Gutachten 
zu den versicherungstechnischen Bilanzen vom 
30. April 1965 (vgl. Bundestagsdrucksache 
IV/3410, Seite 132 ff.) dagegen ausgesprochen, 
daß die geltenden Vorschriften über die Höhe 
des Rücklagesolls und über die Festlegung eines 
einheitlichen Beitragssatzes für den gesamten 
Deckungsabschnitt 1967 bis 1976 unverändert 
beibehalten werden. Er hat vielmehr empfohlen, 
den Beitragssatz im Verlauf des kommenden 
Jahrzehnts in kürzeren Zeitabständen anzuhe- 
ben und die Rücklage jeweils nur um die Ver- 
mögenserträge zu erhöhen, also derzeit um rund 
1 Mrd DM jährlich. Das Ergebnis seiner Emp- 
fehlung wird in den Übersichten 12 und 13 der 
versicherungstechnischen Bilanzen annäherungs- 
weise dargestellt. Danach würde der Beitrags- 
satz für 1967 zunächst nur auf 14,62 v. H. oder 
(gemäß der Übersicht 13) auf rund 15. v. H. fest- 
zulegen sein; er brauchte also nicht sehr stark 
angehoben zu werden. Auch die Schwankungen 
in der jährlichen Kapitalbildung ließen sich ver- 
meiden (Übersicht 12), zumindest aber verrin- 
gern (Übersicht 13). Dementsprechend würden 
auch die in Ziffer 5 dargestellten Gründe für 
eine vorzeitige Anhebung des Beitragssatzes im 
Jahre 1966 entfallen, verbleiben würde nur die 
unter II. zu erörternde, kurzfristige konjunktur- 
politische Problematik. 

II. 

Wirtschafts- und sozialpolitische Erwägungen 
zur Anpassung im Jahre 1966 

7. Die Rentenanpassung hat nach §§ 1272 Abs. 2 
RVO, 49 Abs. 2 AVG der „Entwicklung der wirt- 


schaftlichen Leistungsfähigkeit und der Produk- 
tivität sowie den Veränderungen des Volksein- 
kommens je Erwerbstätigen" Rechnung zu tra- 
gen. Aufgrund aller vorliegenden Daten und der 
Schätzungen des „Interministeriellen Arbeits- 
kreises Gesamtwirtschaftliche Vorausschätzun- 
gen" muß der Sozialbeirat davon ausgehen, 
daß eine Anpassung mit 8,3 v. H. erheblich über 
der für das Jahr 1966 zu erwartenden Produkti- 
vitätssteigerung liegen wird. Diese wird sich 
aller Voraussicht nach weiter abschwächen, nach- 
dem sie schon für 1965 nur auf knapp 5 v. H. 
veranschlagt werden kann, gegen gut 6 v. H. im 
Jahre 1964. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die 
Beschleunigung der Produktivitätssteigerung im 
Jahre 1964 auf Sonderumstände zurückzuführen 
war und daß die Verlangsamung, die für 1965 
und 1966 unterstellt werden muß, den mittel- 
fristigen Erwartungen entspricht. 

8. Ähnlich wie die Renten steigen auch die übrigen 
Einkommen stärker als die Produktivität. Dem 
entspricht, daß in nahezu allen großen inländi- 
schen Nachfragesektoren die Nachfrage stärker 
steigt als das Angebot. In einzelnen Bereichen 
zeichnet sich zwar ein Nachlassen der Spannun- 
gen ab, doch muß befürchtet werden, daß die 
Entwicklung in anderen Sektoren, namentlich 
den öffentlichen Haushalten, die bestehende 
Übernachfrage erneut verstärken könnte. Als 
Entlastungsfaktor ist z. Z. allenfalls die im Ver- 
gleich zu den Einfuhren schwächer steigende 
Auslandsnachfrage zu bezeichnen. Aus diesem 
Grunde sind die Aussichten dafür, daß sich der 
Preisanstieg wesentlich verlangsamt, gering. Im 
Mai 1965 waren die Lebenshaltungskosten um 
3,1 V. H. höher als im gleichen Monat des Vor- 
jahres. Wenn dies auch z. T. an den witterungs- 
bedingten Preissteigerungen bei zahlreichen 
Agrarprodukten lag, so war doch im übrigen der 
Preisanstieg ausgeprägt. 

9. Der Sozialbeirat muß daher, gestützt auf vorlie- 
gende Konjunkturdiagnosen und Beratung durch 
den „Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung", davon aus- 
gehen, daß eine allgemeine, möglichst in allen 
Sektoren wirkende Abschwächung des Einkom- 
mens- und des Nachfrageanstiegs notwendig ist, 
damit der Preisanstieg zumindest verlangsamt 
wird. An sich könnte die Renten- und ünfallver- 
sicherung zu einer umfassenden Konjunktur- 
dämpfung auf zweierlei Art beitragen: 

a) bei sämtlichen anzupassenden Renten durch 
eine Verlangsamung des Rentenanstiegs; 

b) durch eine Heraufsetzung der Beiträge. 

In der gesetzlichen Unfallversicherung wären 
dann zusätzlich Beschlüsse zur Erhöhung der Be- 
triebsmittel erforderlich. 

10. Bei einer Verlangsamung des Rentenanstiegs 
würden die Rentnerhaushalte nicht so viele 
Konsumgüter nachfragen können wie bei voller 
Anpassung. 

Gleichzeitig würden die Versicherungsträger 
einen größeren Überschuß bilden, d. h. die volks- 
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wirtschaftliche Ersparnis würde sich entspre- 
chend erhöhen. Auf solche Weise könnte also 
wirksam zu einer umfassenden Dämpfungspoli- 
tik beigetragen werden, jedenfalls in dem Aus- 
maß, in dem — wie zumindest kurzfristig zu er- 
warten — die verstärkte Ersparnis nicht eine 
vermehrte Investitionstätigkeit anregt. 

Andererseits würde eine solche Verlangsamung 
des Rentenanstiegs, sofern sie konjunkturpoli- 
tisch wirklich von Bedeutung sein soll, zu einer 
sozial und auf mittlere Sicht auch strukturell un- 
erwünschten Disproportionalität in der Einkom- 
mensentwicklung zu Lasten der Rentner führen. 
Wegen der Konstruktion der allgemeinen Be- 
messungsgrundlage sind die Renten in den frü- 
heren Jahren weniger gestiegen als die übrigen 
Einkommen. Würden die Renten nicht voll an- 
gepaßt, so müßte sich die Stellung der Rentner 
im gesamten Einkommensgefüge nachhaltig ver- 
schlechtern, was im Hinblick auf das Niveau der 
Renten sozial unerwünscht ist. Der Sozialbeirat 
ist daher einstimmig der Meinung, daß eine sol- 
che Verlangsamung des Rentenanstiegs z. Z. 
nicht zu empfehlen ist. Andererseits sieht er an- 
gesichts der geschilderten konjunkturellen Si- 
tuation aber auch davon ab, das Nachholen der 
im Jahre 1958 unterbliebenen Anpassung zu 
empfehlen. 

11. Auch die Heraufsetzung des Beitragssatzes 
könnte zur konjunkturellen Entlastung und da- 
mit zu einer umfassenden Dämpfungspolitik bei- 
tragen, da auf diese Weise zur Hälfte Arbeit- 
nehmereinkommen, zur Hälfte Unternehmer- 
erlöse abgeschöpft würden und entsprechend 
nicht nachfragewirksam werden könnten, son- 
dern zusätzlich zur volkswirtschaftlichen Erspar- 
nis beitrügen. Der Sozialbeirat hat eine solche 
Beitragsheraufsetzung in den letzten zwei Jah- 
ren mehrheitlich empfohlen. Dabei waren (siehe 
I., Ziffer 6) drei Gründe maßgebend: Verminde- 
rung des beim Übergang in den nächsten Dek- 
kungsabschnitt eintretenden Beitragssprungs, 
Verminderung der damit verbundenen Schwan- 
kungen in der Kapitalbildung der Rentenver- 
sicherungsträger sowie Beitrag zur Konjunktur- 
dämpfung. Würden die derzeitig gültigen Rege- 
lungen des Gesetzes, insbesondere über den für 
einen ganzen Deckungsabsdinitt einheitlich fest- 
zusetzenden Beitragssatz und über die Höhe des 
Rücklagesolls unverändert beibehalten, so blie- 
ben alle diese Gründe bestehen, und der Sozial- 
beirat könnte auf seine früheren Gutachten und 
Empfehlungen verweisen. Wenn sich der Ge- 
setzgeber die Empfehlungen im Gutachten des 
Sozialbeirats zu den versicherungstechnischen 
Bilanzen zu eigen machte, so entfielen die bei- 
den ersten Gründe. Für eine Beitragsanhebung 
spräche dann immer noch die gegenwärtige kon- 
junkturelle Lage. Es wäre etwa daran zu den- 
ken, den Beitragssatz, der gemäß Übersicht 12 


(bzw. 13) der versicherungstechnischen Bilanzen 
im Jahre 1967 von z. Z. 14 auf 14,62 v. H. bzw. 
15 V. H. anzuheben wäre, bereits 1966 auf etwa 
14,5 V. H. zu erhöhen. Damit könnte eine zusätz- 
liche Ersparnis von immerhin rund 0,8 Mrd DM 
erzielt werden. 

12. Gegen eine solche Beitragserhöhung sollte nicht 
eingewandt werden, daß der erwähnte Betrag 
von 0,8 Mrd DM bei weitem nicht zur Beseiti- 
gung der gegenwärtigen konjunkturellen Erhit- 
zungserscheinungen ausreichte. Eine solche Maß- 
nahme kann ohnehin nur im Zusammenhang mit 
gleichgerichteten Dämpfungsmaßnahmen auf an- 
deren Gebieten gesehen werden. 

Im Sozialbeirat wurde aber eingewandt: Soweit 
die Wirkung einer solchen Beitragserhöhung 
nicht durch parallele Maßnahmen in anderen 
Sektoren in ausreichendem Umfang unterstützt 
wird, wäre zu befürchten, daß die erhöhten Bei- 
träge auf Einkommen und Preise überwälzt wür- 
den. Es wurde auch darauf hingewiesen, daß in 
der Sozialversicherung durch Erhöhung der Bei- 
tragsbemessungsgrenze bei den Krankenkassen 
sowie der Versicherungspflichtgrenze in der An- 
gestellten- und Arbeitslosenversicherung schon 
ein Beitrag zur Verminderung der Expansion der 
Nachfrage geleistet wird. Einige Mitglieder des 
Sozialbeirats sind der Auffassung, daß die Bei- 
tragssätze möglichst nicht unter konjunkturpoli- 
tischen Gesichtspunkten variiert werden sollten; 
die Beiträge sollten vielmehr unter Berücksichti- 
gung der finanziellen Erfordernisse der Renten- 
versicherungsträger verändert werden. 

III. 

Empfehlung 

13. In Würdigung der Argumente zu 11. sprechen 
sich einige Beiratsmitglieder unter Betonung der 
Notwendigkeit, zur konjunkturpolitischen Dämp- 
fung auf allen Gebieten und so auch auf dem der 
Sozialpolitik beizutragen, für eine Anhebung 
des Beitragssatzes um 0,5 v. H. mit Wirkung 
vom 1. Januar 1966 aus. Dabei wurde betont, 
daß eine solche Anhebung in Erwartung einer 
umfassenden Konjunkturpolitik empfohlen wird. 
Die Mehrheit des Sozialbeirats verschließt sich 
zwar grundsätzlich diesen Erwägungen nicht, sie 
sieht jedoch unter Hinweis auf die zu 12. ge- 
nannten Argumente z. Z. keine konkrete Basis 
für die Empfehlung einer solchen Beitragsher- 
aufsetzung. 

14. Einstimmig empfiehlt der Sozialbeirat, mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1966, die Bestandsrenten 
in den gesetzlichen Rentenversicherungen um 
8,3 V. H. und die Geldleistungen aus der gesetz- 
lichen Unfallversicherung um 8,9 v. H. anzupas- 
sen. 


Königswinter, den 23. Juli 1965 


gez. Professor Dr. Helmut Meinhold 
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